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1. Gesamtüberblick 

1.1 Die 10. Legislaturperiode 

Das Ende der 10. Legislaturperiode gibt aus beson- 
derem Grunde Anlaß zur Rückbesinnung und zu 
einer Bilanz: 

Am 15. Dezember 1983 hat das Bundesverfassungs- 
gericht sein Urteil zum Volkszählungsgesetz 1983 
verkündet und darin vor allem mit der Herausstel- 
lung des Rechts auf informationelle Seibstbestim- 
mung — über den Statistikbereich hinaus — wich- 
tige allgemeine Grundsätze zum Datenschutz auf 

gestellt, In Wissenschaft und Praxis bestand kein 
Zweifel, daß das Urteil gleichzeitig auch als Auftrag 
an den Gesetzgeber zu gelten hat, wobei allerdings 
manchmal kontrovers blieb, wie umfangreich dieser 

Auftrag zu verstehen ist, Der Gesetzgeber hatte’ 
drei Jahre Zeit, um die entsprechenden gesetzgebe- 
rischen Konsequenzen zu ziehen und gleichzeitig 
auch prägende Wirkung auszuüben auf den Um- 
gang mit personenbezogenen Daten durch die ge- 
samte öffentliche Verwaltung und die Privatwirt- 
schaft. Am Ende dieser Legislaturperiode muß da- 
her die Frage erlaubt sein, wie sich die Gesetzge- 
bungsorgane diesem Auftrag gestellt haben und in 
welchem Umfange sie ihm nachgekommen sind. 

Die Antwort hierauf fällt nicht schwer, wenn es um 
die Auswirkungen des Urteils auf die Volkszählung 
selbst geht. Hier hat der Gesetzgeber mit dem 
neuen Volkszählungsgesetz schnell gehandelt und 
die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts ohne 
Frage umfassend berücksichtigt. Das gleiche gilt 
für das Mikrozensusgesetz 1985, Dies ist verständ- 
lich, denn bei der Volkszählung und dem Mikrozen- 
sus handelt es sich um unverzichtbare politische 
Vorhaben. Die gesetzlichen Grundlagen müssen da- 
her unangreifbar sein. 

Beim Bundesstatistikgesetz fällt die Antwort schon 
schwerer, da in inm beispielsweise auch Regelun- 
gen enthalten sind, die über die Übermittlungsmög- 
lichkeiten nach dem alten Bundesstatistikgesetz 
hinausgehen und daher zumindest als problema- 
tisch anzusehen sind. Sie entsprechen einem 
Wunsch der Länder und wurden letztlich deshalb 
aufgenommen, um das Gesetzgebungsvorhaben 
nicht im Bundesrat scheitern zu lassen. 

Beim Gesetz über den maschinenlesbaren Perso- 
nalausweis handelt es sich um ein Vorhaben, das im 
Laufe seiner langjährigen gesetzgeberischen Ent- 
wicklung zu einem unverzichtbaren politischen Po- 
stulat geworden ist. Die datenschutzrechtlichen 
Verbesserungen seit dem ersten Entwurf aus dem 
Jahre 1979 sind unbestreitbar und verdienen Aner- 
kennung, wenn auch nicht übersehen werden kann, 
daß der erst in der Schlußphase der Beratungen 
eingeführte $163d StPO (s. unten 3.1) viele daten- 
schutzrechtliche Fragen offen läßt, 

Wenn man von diesen Gesetzen, die jeweils von 
politischen Programmen getragen wurden und zu 
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denen auch das noch in letzter Minute verabschie- 
dete Fahrzeugregistergesetz zu rechnen ist, einmal 
absieht, dann weist die gegenwärtige Gesetzeslage 
in datenschutzrechtlicher Hinsicht ohne Zweifel 
Defizite auf, 

Hat der Gesetzgeber durch die Einbringung der sog. 
Sicherheitsgesetze auch klar zu erkennen gegeben, 
daß er einen umfangreichen gesetzgeberischen 
Nachholbedarf anerkennt, so wurde durch die Art 
der Vorbereitung und ihre Dauer doch offenkundig, 
welche Probleme sich bei der Bewältigung dieser 
komplexen und schwierigen Materie stellen: Die 
umfangreichen Entwürfe wurden — entgegen son- 
stiger Gepflogenheit — von den Koalitionsfraktio- 
nen ausgearbeitet, da der sonst übliche Gesetzge- 
bungsweg über die Bundesressorts wegen deren un- 
terschiedlichen Zuständigkeiten offenbar zu be- 
schwerlich und zeitraubend erschien. Das führte 
dazu, daß die Entwürfe erst nach langer Bearbei- 
tungszeit eingebracht wurden und sich zu diesem 
Zeitpunkt bereits abzeichnete, daß sie in der laufen- 
den Legislaturperiode nicht mehr verabschiedet 
werden konnten. 

Abgesehen von dieser gesetzestechnischen Beson- 
derheit leiden die Gesetzentwürfe auch an einem 
inhaltlich-konzeptionellen Mangel. Sie erwecken 
den Eindruck, daß mit ihnen der Versuch unter- 
nommen wird, die bisher geübte Praxis soweit wie 
möglich zu erhalten und sogar auszubauen. Ich 

habe Zweifel, ob sich so das vom Bundesverfas- 
sungsgericht entwickelte Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung in der täglichen Praxis von öf- 
fentlicker Verwaltung und Privatwirtschaft auch 
wirklich durchsetzen läßt. Gewiß werden Ansätze 
dafür erkennbar, so wenn z.B. die Zweckbindung 
und die Voraussetzungen für eine zweckfremde 
Nutzung der Daten detailliert geregelt werden. 
Wenn die normative Regelung dann allerdings so 
gestaltet wird, daß in der Praxis trotzdem eine weit- 
gehende Zweckfreiheit eintreten dürfte, dann ist ei- 
nes deutlich: Die Konzeption der Entwürfe ist von 
den Vorstellungen für ein neues datenschutzrechtli- 
ches Verständnis, das das Recht des Bürgers auf 
informationelle Selbstbestimmung in den Mittel- 
punkt jedes Umgangs mit personenbezogenen Da- 
ten stellt, noch ziemlich weit entfernt und scheint 
sich eher damit begnügen zu wollen, einer verän- 
derten datenschutzrechtlichen Situation jeweils 
durch Anpassung einzelner Vorschriften Rechnung 
zu tragen. Die Entwürfe lassen insgesamt die Be- 
reitschaft zu einem Neubeginn als Ergebnis eines 
Umdenkprozesses vermissen und verstehen die 
Forderung nach mehr Rechtsstaatlichkeit vor allem 
in dem Sinne der Herstellung von Legalität, wo 
doch die Frage nach der Legitimität der einzelnen 
Datenverarbeitungsmaßnahmen eigentlich viel nä- 
her liegt. Zu beklagen ist danach nicht so sehr der 
Umstand, daß bestimmte Gesetzesvorhaben in die- 
ser Legislaturperiode nicht mehr verabschiedet 
werden konnten, sondern die auseinandergehenden 
Vorstellungen darüber, wie die datenschutzrechtli- 
che Landschaft künftig aussehen soll.
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Ein Beispiel dafür ist auch die Behandlung der Fra- 
ge, ob die im BDSG enthaltene Verklammerung der 
Datenverarbeitung von öffentlichem und nicht-öf- 
fentlichem Bereich künftig zugunsten von zwei ver- 
schiedenen Gesetzen aufgelöst werden soll. Diese 

zunächst kaum ernst genommene Frage wurde in 
den vergangenen Monaten vor allem deshalb als 
Problem aufgegriffen und ernsthaft diskutiert, weil 

Befürchtungen aus dem nicht-öffentlichen Lager 
laut wurden, durch das Volkszählungsurteil be- 
dingte Restriktionen könnten sich negativ auf das 
Wirtschaftsgeschehen auswirken. 

Dem Bundesgesetzgeber kommt für die Gestaltung 
des Datenschutzes in der Bundesrepublik eine 
Schlüsselrolk ''zu. Dies sollte von niemand in Frage 
gestellt werden. Seine Aufgabe wird indes um so 
schwieriger zu erfüllen sein, je mehr die Bundeslän- 

der vor ihm im Rahmen ihrer Zuständigkeit als Ge- 
setzgeber im Vollzug des Volkszählungsurteils in 
Erscheinung treten. Denn es ist kaum vorstellbar, 
daß für den Bundesbereich andere datenschutz- 
rechtliche Standards Gültigkeit haben können als 
für die Landesverwaltung. Daher erscheint es um 
so dringlicher, daß der Bund seiner Rolle als rechts- 
vereinheitlichende Kraft gerecht wird und unmiß- 
verständliche Signale setzt. 

Die Perspektive für die kommende Legislaturpe- 
riode muß daher lauten, die allgemeinen daten- 
schutzrechtlichen Grundvorstellungen sowohl 

"durch Gesetzesbeschlüsse wie auch durch Empfeh- 
- lungen an die Exekutive transparent zu machen 
und damit sowohl im Verhältnis zu den Bundeslän- 
dern maßstabbildend wie auch gegenüber Regie- 
rung und Verwaltung richtungsweisend zu wirken. 

1.2 Des Berichtsjahr 

Das Berichtsjahr 1986 begann für den Datenschutz 
recht hoffnungsvell Im Januar wurde von den 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP der Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes und des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes, des Bundesverfassungsschutzgesetzes und 
des Straßenverkehrsgesetzes (Drucksache ‘10/4737) 
in den Bundestag eingebracht, Dieser umfassende 
Gesetzentwurf war ein wesenitlicher Teil des soge- 
nannten Pakets der Sicherheitsgesetze (in dem frei- 
lich das BDSG wie eine Fremdkörper wirkte), zu 
dem außerdem der dem Bundestag schon vorlie- 
gende Gesetzentwurf zur Änderung des Personal- 
ausweisgesetzes und des Paßgesetzes einschließlich 
einer Änderung der Strafprozeßordnung sowie die 
etwas später von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Entwürfe eines Zusammenarbeitsgesetzes und 
eines Gesetzes über den Militärischen Abschirm- 
dienst gehörten. Alle diese Gesetzentwürfe waren 

ausweislich ihrer Begründung darauf angelegt, den 
Grundsätzen des Völkszählungsurteils des Bundes- 
verfassungsgerichts Rechnung zu tragen; sie sollten 
im jeweiligen Anwendungsbereich die Rechts- 
grundlagen für die Erhebung und Verwendung per- 
sonenbezogener Informationen schaffen bzw. präzi- 

sieren. Inwieweit das gelungen ist, wird an anderer 
Stelle dieses Berichts zu behandeln sein. In jedem   
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Falle konnte erwartet werden, daß der bislang nicht 

verfassungsgemäße Zustand nunmehr bereinigt 
werden würde. Doch schon bald stelite sich heraus, 
daß die bis zum Ende der Legislaturperiode verblei- 
bende Zeit für eine angemessene Beratung der in 

jedem dieser Gesetze liegenden komplexen Rechts- 
probleme nicht ausreichen werde. Spätestens in 
den vom Innenausschuß des Bundestages zu den 
Gesetzentwürfen veranstalteten Anhörungen, an 
denen ich neben zahlreichen anderen Sachverstän- 
digen teilgenommen habe, wurde endgültig klar, 
daß mit einer Verabschiedung aller Gesetze in die- 
ser Legislaturperiode nicht mehr zu rechnen war. 
Nur das schon früher eingebrachte Gesetz zur Än- 
derung des Personalausweisgesetzes und des Paß- 

gesetzes konnte noch im Frühjahr verabschiedet 
werden. 

Die schon als erledigt geltenden übrigen Gesetzent- 
würfe gerieten noch einmal in die politische Diskus- 
sion, als nach dem brutalen Mordanschlag auf den 
Diplomaten von Braunmühl am 10. Oktober 1986 
nach einem neuen Fahndungs- und Sicherheitskon- 
zept gesucht wurde. Aus dem ursprünglichen Geset- 
zespaket wurde das Gesetz zur Änderung des Stra- 
Benverkehrsgesetzes, das der Polizei den Online- 
Zugriff auf die Daten des Zentralen Fahrzeugregi- 
sters beim Kraftfahrt-Bundesamt eröffnet, als ein 
geeignetes Instrument zu der aktuell notwendigen 
Verbesserung der polizeilichen Fahndung ausge- 
wählt in der Annahme, daß eine kurzfristige Verab- 
schiedung noch möglich sein werde. In nur wenigen 

Ausschußsitzungen wurde das Gesetz durchberaten 
und — abgesehen von einigen marginalen Ände- 
rungen — in der Fassung des Entwurfs beschlos- 

sen. Ich habe an den Beratungen teilgenommen. 
Meine Verbesserungsvorschläge, die nicht zu einer 
Behinderung der Terroristenfahndung geführt hät- 
ten — wie gelegentlich zu lesen war —, sondern 

eine stärkere Anpassung an die im Volkszählungs- 
urteil entwickelten Verfassungsgrundsätze und ein 
besseres Verständnis des Gesetzes zum Ziel hatten, 
fanden keine Zustimmung. Ich halte es für möglich, 
daß ohne den Zeitdruck, unter dem die Beratungen 
zwangsläufig standen, meine Anliegen eher Berück- 
sichtigung gefunden hätten. Unter diesem Aspekt 
sehe ich es nicht als einen Nachteil an, daß die übri- 
gen Gesetzentwürfe nicht mehr beraten werden 

konnten. 

Zu den vorliegenden Entwürfen der Sicherheitsge- 

setze habe ich — wie bereits erwähnt — in mehre- 
ren öffentlichen Anhörungen, die der Innenaus- 
schuß des Deutschen Bundestages veranstaltet hat, 
mündlich und schriftlich Stellung genommen. Ich 

konnte dabei an die von der Konferenz der Daten- 
schutzbeauftragten des Bundes und der Länder ge- 
meinsam formulierten Anforderungen an Daten- 
schutzregelungen im Polizeirecht und für den Ver- 
fassungsschutz anknüpfen (vgl. 8. TB S.85 bis 70). 
Ich halte es entsprechend meinem gesetzlichen 
Auftrag für meine Pflicht, dabei einen kritischen 
Maßstab anzulegen und auf Probleme hinzuweisen, 
die sich unter verfassungsrechtlichen Gesichts- 
punkten zum Recht auf informationelle Selbstbe- 
stimmung ergeben. Leider wird diese Position und 
werden meine daraus resultierenden Vorstellungen 
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und Forderungen bei den beteiligten Stellen, in 
manchen politischen Kreisen und auch in den Me- 
dien zum Teil immer wieder mißverstanden. 

So machte beispielsweise eine überregionale Taages- 
zeitung in mehreren aufeinander folgenden Ausga- 
ben im Zusammenhang mit der Ermordung des Di- 
plomaten von Braunmühl den angeblich überzoge- 
nen Datenschutz für Mißerfolge hei der Terroris- 
musbekämpfung verantwortlich, sprach von einem 
„Abbau erfolgversprechender Fahndungsmittel zu- 
gunsien eines ins Groteske aufgeblähten Daten- 
schutzes“ und forderte schließlich dazu auf, die 
„Heilige Kuh Datenschutz“ endlich zu schlachten. 
Auch aus manchen politischen Kreisen waren Äu- 
Berungen ähnlicher Tendenz zu hören. Vereinzelt 
wurde ich auch persönlich diffamiert, 

Ich weise diese über eine sachliche Kritik an mei- 
ner Arbeit hinausgehenden Vorwürfe mit allem 
Nachdruck zurück. Bisher ist mir kein Fall bekannt 
geworden — und man hätte ihn mir sicherlich vor- 
gehalten —, in dem Fahndungserfolge am Daten- 
schutz oder an den Aktivitäten der Datenschutzbe- 
auftragten gescheitert wären. Das gilt insbesondere 
für den dem Datenschutz angelasteten Verzicht auf 
den Einsatz der Rasterfahndung. Diese Fahndungs- 
methode wird vielmehr deshalb kaum mehr ange- 
wandt, weil sie mittlerweile wenig Erfolg verspricht. 
Den Terroristen sind die polizeitaktischen Maßnah- 
men nämlich inzwischen bekannt und sie verhalten 
sich entsprechend unauffällig. Die Rasterfahndung 
wurde im übrigen von den Datenschutzbeauftrag- 
ten nie für unzulässig gehalten (vgl. 3. TB S, 50£f£.). 
Es gibt auch auch keinen Beleg dafür, daß bessere 
Fahndungsergebnisse erzielt worden wären, wenn 

die Polizeien aller Länder schon einen Online-Zu- 
gräf auf das Zentrale Fahrzeugregister gehabt hät- 
ten; auf herkömmliche Art und Weise erhielt die 
Polizei schon bisher Auskünfte aus diesem Daten- 
bestand. Und schließlich scheitert der absurde Vor- 
schlag, alle verfügbaren Computer zusammenzu- 
schalten, um dem Terrorismus beizukommen, be- 

reits an den technischen Bedingungen und Möglich- 
keiten. 

Niemand kann sich heutzutage gegenüber den 
schrecklichen Gewalttaten der Terroristen gleich- 
gültig zeigen, kein vernünftiger Mensch wird sich 
der Bekämpfung des Terrorismus widersetzen. Ich 
trete aber dafür ein, sachgerechte Lösungsansätze 
und polizeiliche Arbeitsmethoden mit den verfas- 
sungsmäßig verbürgten Freiheitsrechten der Bür- 
ger in Einklang zu bringen. Nach den Klarstellun- 
gen, die das Bundesverfassungsgericht im Volks- 

zählungsurteil getroffen hat, gehört dazu die Schaf- 
fung einwandfreier Rechtsgrundlagen für die Ar- 
beit der zuständigen Behörden. Diese von mir be- 
harrlich vertretene Forderung entspricht nicht ei- 

ner einseitigen oder überspitzten Fehleinschätzung 
der Realität oder meiner Amtspflichten, sondern. 
kann sich unmittelbar auf die Verfassung und ihre 
authentische Interpretation berufen. Wer dies nicht 
erkennen will und stati dessen gegen den Daten- 
schutz polemisiert, muß sich den Vorwurf gefallen 
lassen, die schlimmen Auswüchse des Terrorismus 
und seine tragischen Folgen für die Opfer dazu zu   
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kenutzen, die eigene ablehnende Auffassung und 
persönliche Aversion gegen den „lästigen“ Daten- 
schutz einer bei der Suche nach Schuldigen dafür 
besonders empfänglichen Öffentlichkeit aufreden 
zu wollen. Eine solche Haltung ignoriert zudem völ- 
lig die Verfassungsqualität, die dem Datenschutz 
durch das Volkszählungsurteil bestätigt worden 
ist 

1.3 Übergangsbonus 

Die im sog. Sicherheitspaket zusammengefaßten, 
noch nicht verabschiedeten Entwürfe eines Geset- 
zes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 
und des Verwaltungsverfahrensgesetzes, des Ver- 
fassungsschutzgesetzes, eines Zusammenarbeitsge- 
setzes und eines Gesetzes über den Militärischen 
Abschirmdienst sollen — wie verlautet — schon 
kurz nach Beginn der nächsten Legislaturperiode 
wieder in den Bundestag eingebracht werden. Es 
wäre wünschenswert, wenn die Beratungen dann 
auch bald aufgenommen würden, da der Zeitbedarf 
für die Erörterung einer so komplizierten und auch 
in der Öffentlichkeit viel beachteten und umstritte- 
nen Materie erfahrungsgemäß hoch eingeschätzt 
werden muß. 

Auf der anderen Seite darf nicht übersehen werden, 
daß der Zeitpunkt, zu dem die Neuregelungen erlas- 
sen werden, durchaus verfassungsrechtliche Bedeu- 
tung hat. Nach den Grundsätzen zur Einschrän- 
kung des Rechts auf informationelle Selbstbestim- 
mung bedarf die Erhebung personenbezogener Da- 
ten im Bereich der Sicherheitsbehörden präziser 
gesetzlicher Grundlagen. Solche fehlen derzeit für 
den MAD und den BND; für die Verfassungsschutz- 
und die Polizeibehörden sind sie — gemessen an 
den Anforderungen des Volkszählungsurteils — un- 
zureichend. Geht man deshalb von einer zur Zeit 
nicht verfassungsgemäßen Rechtslage in diesen Be- 
reichen aus, so stellt sich die Frage, wie lange der 
gegenwärtige Zustand noch hingenommen werden 
kann oder — im vorliegenden Zusammenhang — 
wieviel Zeit der Gesetzgeber noch hat, um durch 
Erlaß entsprechender Gesetze verfassungsgemäße 
Rechtsgrundlagen für die Arbeit dieser Behörden 
zu schaffen. 

Diese für meine Kontrolltätigkeit wichtige Proble- 
matik habe ich eingehend geprüft. Sie wird in der 
Verfassungsrechtsprechung unter dem Stichwort 
„Übergangsbonus“ behandelt. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat sich damit in mehreren Entschei- 
dungen, insbesondere in BVerfGE Bd.41 S.266ff. 
und Bd. 51 S.287££f, eingehend beschäftigt und da- 
bei zusammengefaßt folgende Auffassung vertre- 
ten: 

Grundsätzlich hat die Feststellung, daß eine Ver- 
waltungsmaßnahme, die in einen grundrechtlich ge- 
schützten Bereich eingreift und der verfassungs- 
rechtlich gebotenen gesetzlichen Grundlage ent- 
behrt, zwar die Aufhebung dieser Maßnahme zur 
Folge. Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch in 
einer Reihe von Fällen, in welchen eine verfas- 
sungsrechtlich ursprünglich unbederkliche Maß-
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nahme aufgrund einer gewandelten Rechtsauffas- 
sung oder völlig veränderter tatsächlicher Umstän- 
de, die der bisherigen gesetzlichen Regelung zu- 
grunde lagen, verfassungsrechtlich bedenklich ge- 
worden ist, die Notwendigkeit von Übergangsfristen 
anerkannt, in welchen der Gesetzgeber die Gele- 
genheit einer verfassungsgemäßen (Neu-)Regelung 
haben sollte. Eine solche rgangsfrist kann ins- 
besondere dann notwendig sein, wenn eine sonst 
eintretende Funktionsunfähigkeit staatlicher Ein- 
richtungen vermieden werden soll, die der verfas- 
sungsmäßigen Ordnung noch ferner stünde als der 
bisherige Zustand. Bei der Zubilligung von Über- 
gangsfristen ist nach der Schwere des Eingriffs zu 
differenzieren: Je tiefergreifender eine Verwal- 
tungsmaßnahine Grundrechte des Betroffenen be- 
rührt, desto strengere Anforderungen sind an die 
Einräumung von rgangsfristen und die inner- 
halb dieser Fristen unerläßlichen Maßnahmen zu 
stellen; ist der Eingriff weniger schwerwiegend, 
kann eine großzügigere Anerkennung von er- 
gangsfristen in Betracht kommen. 

Für die Dauer derartiger Übergangsfristen können 
keine allgemein gültigen Maßstäbe gesetzt werden. 
Das Bundesverfassungsgericht hat verschiedentlich 
darauf abgestellt, daß eine gesetzliche Regelung bis 
zum Ende der laufenden Legislaturperiode des Par- 
laments erfolgen müsse, gelegentlich aber auch län- 
gere Fristen zugestanden, Eine Übergangsfrist 
könnte jedenfalls dann nicht mehr länger aner- 
kannt werden, wenn der Gesetzgeber eine Neurege- 
kung ungebührlich verzögert. 

Während dieser Übergangsfrist kann die alte, ver- 
Tassungsrechtlich zu beanstandende Regelung al 
lerdings nur noch bedingt weiter angewandt wer- 
den. Bis zur Herstellung eines verfassungsmäßigen 
Zustandes durch den Gesetzgeber reduziert sich die 
Befugnis zu Eingriffen in verfassungsrechtlich ge- 
schützte Positionen auf das, was im konkreten Fall 
für die geordnete Weiterführung eines funktionsfä- 
higen Betriebs unerläßlich ist. Die Prüfung, was in 
der jeweiligen Situation unerläßlich ist, darf sich 
nicht einfach darin erschöpfen, ob die ohnehin nur 
als Provisorium fortbestehende bisherige Regelung 
als solche korrekt angewandt worden ist. In Fällen 
der vorliegenden Art gehört dazu auch die weitere 
Prüfung, ob nicht unter Berücksichtigung der gege- 
benen Verhältnisse eine bislang nicht vorgesehene 
schonendere Maßnahme ausreicht, um die Funk- 

tionsfähigkeit sicherzustellen. 

Diese Grundsätze sind nach meiner Auffassung 
auch anwendbar, wenn im konkreten Fall (z.B. 
Recht der Sicherheitsbehörden) die dabei vorausge- 
setzten verfassungsrechtlichen Bedenken noch 
nicht gerichtlich bestätigt sind, sondern sich wegen 
der in $31 Abs. 1 Bundesverfassungsgerichtsgesetz 
vorgesehenen Bindungswirkung der Entscheidun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts aus einer in an- 
derem Zusammenhang ergangenen verfassungsge- 
richtlichen Entscheidung ergeben. Denn diese Bin- 
dungswirkung betrifft nicht nur die auf den ent- 
schiedenen Rechtsstreit bezogene Entscheidungs- 

formel, sondern sie erstreckt sich auch auf die tra- 
genden Gründe der Entscheidung, soweit sie allge-   
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meine verfassungsrechtliche Auslegungsgrund- 

sätze enthalten. Die wesentlichen Feststellungen 
des Bundesverfassungsgerichts im Volkszählungs- 
urteil, insbesondere die dort dargelegten Vorausset- 
zungen zulässiger Einschränkungen des Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung, gehören ohne 
Zweifel zu den tragenden Gründen dieser Entschei- 
dung. Sie sind deshalb auch für die verfassungs- 
rechtliche Beurteilung der Rechtsgrundlage für Da- 
tenerhebungen durch Sicherheitsbehörden relevant 
und begründen zumindest Bedenken gegen deren 
Verfassungsmäßigkeit. 

Für die Frage, wie lange der Übergangsbonus an- 
dauert, d.h, welche Zeit dem Gesetzgeber zur Verfü- 

gung steht, um eine an sich verfassungsrechtlich 
bedenkliche Rechtslage zu beseitigen, hat das Bun- 
desverfassungsgericht eine Reihe von Kriterien 
festgelegt. Zu berücksichtigen sind danach die 
Komplexität der zu erlassenden Regelungen, ihr 

Zusammenhang mit anderen Rechtsmaterien, die 
Divergenz der dazu in der Öffentlichkeit bestehen- 

den Auffassungen, die Belastungen des Gesetzge- 
bers, andererseits aber auch die Tiefe der Grund- 
rechtseingriffe, die ohne ausreichende Rechts- 
grundlage vorgenommen werden, und die Dauer 
der darüber schon geführten Diskussion. 

Wenn man in Betracht zieht, daß das Bundesverfas- 
sungsgericht — für Einzelvorschriften — im allge- 
meinen das Ende der Legislaturperiode, in der die 
Entscheidung getroffen wurde, für die Frist als An- 
satzpunkt genommen hat, so wird man hier bei der 
Fülle des zu regelnden Stoffes und dessen Komple- 
xität, aber auch bei der schon lange andauernden 
Auseinandersetzung um die Bewertung des Volks- 

zählungsurteils, dem Stand der Vorbereitungen der 
Gesetzgebung und der seit der Entscheidung ver- 
strichenen Zeit verlangen müssen, daß spätestens 
bis zum Ende der nächsten Legislaturperiode die 
notwendigen Gesetze erlassen sind. 

1.4 Kontrollen und Beratungen — Übersicht — 

Bei folgenden Behörden haben Mitarbeiter meiner 
Dienststelle im Berichtsjahr Kontrollen, Beratun- 

gen oder Informationsbesuche durchgeführt: 

Bundesminister des Innern 

Bundesminister für das Post- 
wesen 

Bundeszentralregister 

Bundesdruckerei 

Bundesgesundheitsamt 

Bundesanstalt für Arbeit 

Bundesamt für den Zivildienst 

Deutsche Bundesbahn 

Bundesbaudirektion 

Bundesnachrichtendienst 

Bundesamt für den Verfassungsschutz 

Militärischer Abschirmdienst 

und Fernmelde-
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Bundeskriminalamt 

Deutsches Patentamt 

Statistisches Bundesamt 

Luftfahrt-Bundesamt 

Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

zwei Banken des Bundes 

Deutsche Beamtenversicherung 
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Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten 

eine Oberpostdirektion 

eine Wehrbereichsverwaltung 

eine Betriebskrankenkasse 

mehrere Kreiswehrersatzämter 

ein Postamt 

  

Nachfolgend sind die wichtigsten bearbeiteten Themen und die Art ihrer Erledigung aufgeführt: 

Thema 

Novellierung des BDSG‘ 
(Drucksachen 10/4737 und 10/5343} 

Novellierung des Verfassungsschutzgesetzes 
(Drucksachen 10/4737 und 10/5343) 

Entwurf eines MAD Gesetzes 
(Drucksache 30/5342) 

Novellierung des Straßenverkehrsgesetzes 
— ZEVIS, Fahrzeugregistergesetz — 
(Drucksachen 10/4737, 10/5343 und 10/6613) 

Novellierung des Bundesstatistikgesetzes 

Novellierung des 2. Statistikbereinigungsgesetzes 

Personalausweisgesetz, Paßgesetz, Verfahren zur 
Herstellung der Personalausweise 

Neufassung des Verkartungsplanes der Abtei- 
lung II (Linksextremismus) des BfV 

Maßnahmenkatalog nach dem Mordfall Denali 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Berufs- 
rechts der Rechtsanwälte, der Patentanwälte und 
der Notare 

Einsichtsrecht in Umweltakten 

Beteiligung in. drei Verfassungsbeschwerden 
betr. Mithören von Telefongesprächen im Betrieb, 
betr. Mitteilungen in Strafsachen {MiStra), 
betr. Datenübermittlungen an die Schufa 

Durchführung des Mikrozensus und der Volkszäh- 
lung 

Entwurf einer 6. Verordnung zur Änderung stra- 
Benverkehrsrechtlicher Vorschriften (Einzelrege- 
lungen zur Durchführung der Fahrerlaubnis auf 
Probe) 

Datenverarbeitung im Bundeskanzleramt 

Strafverfolgungsstatistik 

Art der Erledigung 

Anhörung im Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages mit schriftlicher Stellungnahme 

_ Anhörung im Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages mit schriftlicher Stellungnahme 

schriftliche Stellungnahme gegenüber dem Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages 

Anhörung im Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages mit schriftlicher Stellungnahme und Be- 
teiligung bei der Beratung des Gesetzentwurfs in 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages mit wei- 
terer schriftlicher Stellungnahme gegenüber dem 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages 

Anhörung im Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages mit schriftlicher Stellungnahme und wei- 
teren Beratungen im Innenausschuß 

Beratung im Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages mit schriftlicher Stellungnahme 

Beratungen im Innenausschuß und im Rechtsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages, schriftliche 
Stellungnahme gegenüber dem BMI 

Beratung im Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages, Beratungen und schriftliche Stellung- 
nahme gegenüber dem BMI 

Beratung im Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages mit schriftlichen Stellungnahmen 

schriftliche Stellungnahme gegenüber dem Rechts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages 

Beratung der Fraktion DIE GRÜNEN des Deut- 
schen Bundestages 

schriftliche Stellungnahmen gegenüber dem 
BVerfG 

Beratung des Wissenschaftlichen Beirats beim 
Statistischen Bundesamt 

schriftliche Stellungnahme gegenüber dem Bun- 
desrat und dem Bundesminister für Verkehr und 
dessen Beratung 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem Bundeskanzleramt 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMJ und Beratung des Bundeszentralre- 
gisters
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Thema 

Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Grundbuchordnung 

Einsicht in Akten der Familiengerichte für For- 
schungszwecke 

Neukonzeption des Ausländerzentralregisters 

Neuordnung der Datenverarbeitung bei der Abtei- 
tung Staatsschutz des BKA und Auswirkungen auf 
die informationelle Zusammenarbeit mit dem BfV 

Grenzaktennachweis (GAN) 

Neufassung’ der Dienstvorschrift „Ausland“ (Über- 
mittlung von Daten an ausländische Sicherheitsbe- 
hörden} 

Sicherheitsüberprüfungsrichtlinien 

Sonderdatei im Rahmen der Spionagebekämpfung 

Regelung des Personalaktenrechts 

Gesetzliche Regelungen für das Zollkriminalinsti- 
tut im Finanzverwaltungsgesetz 

Finanzwesen 

— Entwurf einer Rechtsverordnung zu $93a AO 
(Kontrollmitteilungsverordnung) 

— Entwurf einer Steuerdatenabrufverordnung 

> Neufassung der Dienstanschlußvorschriften 

Planung und Einrichtung von Personalinformati- 
onssystemen, Einsatz von PC, Verhaltens- und Lei- 
stungskontrolle 

Erstellung der Diagnosenstatistik nach der Bun- 
despflegesatzverordnung 

Entwurf eines Gesetzes zur Verwendung der Ver- 
sicherungsnummer 

Regelung des BMVg zur personellen Vorbeugung 
des MAD 

Neukonzeption der Datenverarbeitung beim MAD 

Einführung eines computergestützten Verfahrens 
der Eignungs- und Verwendungsprüfung nack dem 
Wehrpflichtgesetz 

Deutsche Bundespost 

— Telekommunikationsordnung 

— Temex-Dienst 

Bauwesen 

-—— Baugesetzbuch 

— Durchführung des Wohnungsbindungsgesetzes 
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Art der Erledigung 

schriftliche Stellungnahme gegerüber dem BMJ 

schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMJ 

schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMJ 

Beratungen und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMI 

schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMI 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMI und dem BGS 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMI 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMI 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMI 

Beratung der Interministeriellen Arbeitsgruppe 
beim BMI 

schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMF 

schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMF 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 

über dem BMF 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMF 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMF, dem BMP, dem BMV, der Bundes- 
anstalt für Arbeit, der Deutschen Bundesbahn, der 
Gewerkschaft ÖTV, der Gewerkschaft der Eisen- 
bahner Deutschlands 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMA und dem Deutschen Krankenhaus- 
institut : 
Fortsetzung der Beratungen und schriftliche Stel- 
lungnahmen gegenüber dem BMA 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMVg 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMVg 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 

über dem BMVg 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMP und dem Verwaltungsrat der Deut- 
schen Bundespost 

Beratung und Mitwirkung im Begleitgremium 

Beratung und schriftliche Stellungnahmen gegen- 
über dem BMBau j 
schriftliche Stellungnahme und Empfehlung 
gegenüber dem BMBau 
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Thema 

Bürokommunikationssystem des BMFT 

Richtlinien für die Sicherheitsüberprüfung von 
Personal in kerntechnischen Anlagen 

EDV-gestützte Rechnungsprüfung 

Datenschutz hei der Deutschen Bundesbahn 

Bibliothekswesen 

Grundfragen der Daienschutzgesetzgebung 

Adressenhandel 

Automatisieming der Dateienübersicht gem. $ 15 
Nr. BDSG; autom. Zugangskontrollsystem 

Datenschutz in der Psychiatrie 

SCHUFA-Klauseln, SCHUFA-Verfahren 

Datenschutz in der Versicherungswirtschaft 
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Art der Erledigung 

Beratung des BMFT 

Beratung und schriftliche Stellungnahme des 
BMU 

Beratung des BRH 

Beratung der Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn 

schriftliche Stellungnahme gegenüber der Stiftung 
Preußischer Kulturbereich 

Beratung ausländischer Regierungsstellen 

Beratung des Data Registrar des Staates Israel 

Beratung der Bau-Berufsgenossenschaft Hamburg 

Beratung von Klinikärzten 

Zusammenarbeit mit den Aufsichtsbehörden der 
Länder, Beratung der Kreditwirtschaft, Beratung 
des Bundeskartellamtes 

Zusammenarbeit mit den Aufsichtsbehörden der 
Länder, Beratung des Bundesaufsichtsamtes für 
das Versicherungswesen 

Nicht aufgenommen in die vorstehende Zusammenstellung ist eine Vielzahl von Aktivitäten geringeren 
Umfangs, die jedoch in der Summe erhebliche Arbeitskapazität der Dienststelle beansprucht haben. 

  

1.5 Kooperation 

Als sehr wichtig erwies sich auch im Berichtsjahr 
die Zusammenarbeit und die Diskussion mit den 
Datenschutzbeauftragten der Länder und der Da- 
tenschutzkommission Rheinland-Pfalz. Die wichtig- 
sten Diskussionsthemen waren hier 

— die Novellierung der Datenschutzgesetze, 

— die Datenschutzregelungen in den geplanten Si- 
cherheitsgesetzen, 

— Statistik und Volkszählung. 

Dazu und zu anderen gemeinsam interessierenden 
Fragen hat die Konferenz der Datenschutzbeauf- 
tragten des Bundes und der Länder folgende in den 
Anlagen 1 bis 5 abgedruckte Entschließungen ver- 
abschiedet: ’ 

— Entschließung vom 27.Januar 1986 zu den Si- 
cherheits- und Datenschutzgesetzen 

— Entschließung vom 14. März 1986 zur Änderung 
des Bundesdatenschutzgesetzes 

— Entschließung vom 14. März 1986 zum Daten- 
schutz im Krankenhaus 

— Entschließung vom 18. April 1986 zur Änderung 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes 

— Entschließung vom 18. April 1986 zum Entwurf 
einer Telekommunikationsordnung 

Außerdem wurden auch viele Einzelfragen beraten 
und praktische Erfahrungen aus Prüfungen und 
Beratungen ausgetauscht. 

10 

  

Meine Mitarbeiter haben auch an den Beratungen 
des Düsseldorfer Kreises teilgenommen, in dem die 
Aufsichtsbehörden der Länder für den Datenschutz 
im nicht-öffentlichen Bereich ihre Erfahrungen 
austauschen, länderübergreifende Probleme disku- 
tieren und gemeinsame Empfehlungen erarbeiten. 
Dominierende Themen waren 

—- die Datenverarbeitung der Kreditwirtschaft, ins- 
besondere die Datenübermittlung an die 
SCHUFA und deren Übermittlungen an weitere 
Empfänger, und 

— die zentralen Dateien der Verbände der Versi- 
cherungswirtschaft über die Versicherten, z.B. 
zur Erfassung von risikoreichen Sonderwagnis- 
sen. oder zur Verhinderung von Doppelversiche- 
rungen. 

Von den Kontakten zu Institutionen außerhalb der 
öffentlichen Verwaltung, die sich besonders um Da- 
tenschutz und Datensicherung bemühen, ist meine 
Mitarbeit in verschiedenen Normungsgremien des 
Deutschen Instituts für Normung e. V. (DIN) und in 
der Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Ver- 
waltung e.V. (AWV) hervorzuheben. Gerade in die- 
sen sehr unterschiedlich besetzten Arbeitsgremien, 
denen weniger an der Grundsatzdiskussion als an 
realisierbaren Lösungen und Hilfen für die prakti- 
sche Arbeit gelegen ist, kommt es oft zu gegenseiti- 
gen Anregungen und zu Ergebnissen, die zur An- 
wendung in der Praxis empfohlen werden können. 
Dies gilt z.B. für die AWV-Schrift Nr.400, einem 
Leitfaden für Datenschutz und Datensicherung bei 
dezentraler individueller Datenverarbeitung.
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Schließlich konnte ich mich im Berichtsjahr anläß- 
lich eines Besuches bei einem bedeutenden Herstel- 
ler von Datenverarbeitungsanlagen über die zu er- 

wartende Entwicklung auf verschiedenen Gebieten 
der Datenverarbeitung informieren und meine Vor- 

stellungen über die dabei auftretenden Daten- 
schutz- und Datensicherheitsrisiken diskutieren. 
Ich beabsichtige, im nächsten Jahr auch diese Mög- 
lichkeit gegenseitiger Information weiter zu nut- 
zen. 

1.6 Öftentlichkeitsarbeit 

Wie schen in deü Vorjahren lag der Schwerpunkt 
meiner Öffentlichkeitsarbeit beim Versand der von 
mir herausgegebenen Broschüren 

— Bürgerfibel Datenschutz, 

— Der Bürger und seine Daten und 

— Der Bürger und seine Daten im Netz der sozia- 

len Sicherung. 

Die Bürgerfibel Datenschutz wurde im Berichtsjahr 
überarbeitet. Insgesamt habe ich bisher mehr als 
660 000 Exemplare dieser Broschüren versandt, 
häufig auf Einzelanfregen, aber auch für Unter- 
richtszwecke an Schulen, für Seminare und Kurse 
sowie für Firmen und Behörden, für deren Mitar- 
beiter und gelegentlich auch an öffentliche Büche- 
reien. 

Neben diesen allgemeinen Informationen versandte 
ich zur Information über meine Arbeit etwa 6 000 
Exemplare meines Achten Tätigkeitsberichts und, 
soweit noch verfügbar, oft auch Tätigkeitsberichte 
aus zurückliegenden Berichtsjahren, wenn dies zur 
Beantwortung von Fragen zweckmäßig war. 

Im Rahmen des Möglichen haben meine Mitarbei- 
ter und auch ich selbst durch Veröffentlichungen, 

durch Vorträge und in Seminaren der Bundesaka- 
demie für öffentliche Verwaltung und anderer Bil- 
dungseinrichtungen über allgemeine oder aktuelle 
Probleme des Datenschutzes berichtet. 

Weiter zugenommen hat die Betreuung von Besu- 
chergruppen, die durch Vermittlung des “Bundes- 
presseamtes oder nach direkter Vereinbarung mit 
mir meine Dienststelle besuchen, um sich über den 
Datenschutz und die Mittel zu seiner Gewährlei- 
stung zu informieren. Die dabei geführten Gesprä- 
che mit politisch interessierten Bürgern sind für 
mich auch deswegen wichtig, weil im Rahmen der 
Korrespondenz häufig eine Beschwerde oder ein 
spezielles Anliegen im Vordergrund steht, dagegen 
Meinungen, Vermutungen und Erwartungen für die 
Zukunft kaum zur Sprache kommen. In den sehr 

offenen Diskussionen zeigt sich immer wieder ein 
wenig konkretes, aber von vielen Bürgern deutlich 
empfundenes Unbehagen an der Undurchsichtig- 
keit des Gefiechts von Datenverarbeitungen, die 
das moderne Leben begleiten. Zugleich zeigt sich in 
diesen Gesprächen deutlich, daß die öffentliche Ver- 
waltung, aber auch die großen Datenverarbeiter der 

privaten Wirtschaft ihre Datenverarbeitung zu we- 
nig erläutern und damit ihren Beitrag zur Transpa- 
renz oft schuldig bleiben.   
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Im Berichtsjahr habe ich neben zahlreichen Presse- 
und Rundfunkinterviews, zu denen ich jeweils ge- 
beten wurde, auf eigene Initiative zwei umfangrei- 

chere Presseerklärungen herausgegeben, und zwar 
zu meinem Achten Tätigkeitsbericht sowie zur Ein- 
bringung der Sicherheitsgesetze in den Deutschen 
Bundestag. Beide Erklärungen fanden in den Me- 
dien weitgehende Beachtung. 

1.7 Die Dienststelle 

Ich habe in den letzten Jahren wiederholt auf die 
angespannte Personalsitustion in meiner Dienst- 
stelle aufmerksam gemacht (7. TB S.6, 8. TB S.4£). 
Dies hat dazu geführt, daß mir im Jahr 1986 — übri- 
gens erstmalig seit der Aufbauphase der Dienst- 
stelle (1978 bis 1980) — eine Personalaufstockung 
bewilligt wurde. Im Jahr 1986 habe ich eine zusätzli- 
che Stelle des höheren Dienstes und nunmehr für 
das Jahr 1987 eine weitere Stelle des gehobenen 
Dienstes erhalten. Für die Verbesserung der Ar- 

beitsfähigkeit meiner Dienststelle bin ich dankbar. 
Sie reicht indessen nicht aus, um den — nicht zur 
letzt durch das Volkszählungsurteil des Bundesver- 
fassungsgerichts verursachten — erhöhten Arbeits- 
anfall zu bewältigen. 

Ich freue mich, daß der Deutsche Bundestag in sei- 
nem Beschluß vom 10. Dezember 1985 zu meinem 
Sechsten und Siebenten Tätigkeitsbericht auch 
meinen Mitarbeitern für die geleistete Arbeit ge- 
dankt hat, die sie zum Teil bis zur Grenze ihrer 
Belastbarkeit in Anspruch nahm, und daß auch zu- 
gleich die erhebliche Zunahme des Arbeitsanfalls 
Anerkennung gefunden hat. Ich erinnere an die ver- 
schiedenen Stellungnahmen, die ich gegenüber den 

Ausschüssen des Deutschen Bundestages auf deren 
Ersuchen abgegeben habe, an die Anhörungen, zu 
denen ich als Sachverständiger geladen wurde, so- 
wie an die zahlreichen Beratungsersuchen von 
Bundesbehörden zu datenschutzrelevanten Rege- 
kungen und Vorhaben (siehe oben 1.4), Der Sechste 
und der Siebente Tätigkeitsbereich sind allein im 
Innenausschuß in dreizehn Sitzungen beraten wor- 
den, an denen ich teilgenommen habe. Alle diese 
Aktivitäten werden durch meine Mitarbeiter vorbe- 
reitet und unterstützt, die insoweit der eigentlichen 
Kontrolltätigkeit, die meinem Amt im Interesse der 
betroffenen Bürger aufgegeben ist, entzogen wer- 
den, Das Volkszählungsurteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts hat zu einer umfangreichen Gesetz- 
gebungstätigkeit geführt, an der ich — was ich be- 
grüße — regelmäßig beteiligt werde; sie wird weiter 
anhalten. Durch die informationstechnische Ent- 
wicklung sind der Datenschutzkontrolle in uner- 
wartetem Ausmaß zusätzliche Aufgaben zugewach- 
sen, Die von mir in diesem wie schon in früheren 
Tätigkeitsberichten geschilderten Probleme bei 
dem sich rasch ausbreitenden Einsatz von Perso- 
nal-Computern betreffen in besonderem Maße den 
Datenschutz und können nur durch verstärkte Kon- 
trollen gelöst werden. Das gilt ebenso für die neuen 
Kommunikationsdienste, die von der Deutschen 
Bundespost angeboten werden, und für die Anwen- 
dungsplanungen im Zusammenhang mit dem 
neuen ISDN (Integrated Services Digital Network). 
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Für solche spezifischen Kontrollaufgaben steht mir 
qualifiziertes Personal nicht in ausreichendem 
Maße zur Verfügung. Nicht zu übersehen ist aber 
auch die aktuelle Ausdehnung der Datenverarbei- 
tung auf anderen Gebieten. Als Beispiele nenne ich 
das Zentrale Verkehrsinformationssystem ZEVIS, 
dessen neu geschaffene gesetzliche Grundiagen 
ausdrücklich eine intensive Datenschutzkontrolle 
vorsehen, die Neuorganisation des Ausländerzen- 
tralregisters, den Ausbau der Datenverarbeitung 
bei den Sicherheitsbehörden, die Einführung des 
maschinell lesbaren Personalausweises und Passes, 
wodurch neue DV-Strukturen entstehen werden, 
und nicht zuletzt die bevorstehende Volkszählung, 
bei der die Bürger auf eine wirksame Datenschutz- 
kontrolle, wie sie das Bundesverfassungsgericht 
verlangt hat, vertrauen. Ich kann diesen Erwartun- 
gen auf Dauer nur gerecht werden, wenn itir auch 
die dafür notwendige Personalkapazität zur Verfü- 
gung steht. Ich sehe mich deshalb gezwungen, noch 
weitere Personalforderungen zu stellen, und bitte 
den Deutschen Bundestag, mich dabei im Rahmen 
der Haushalisentscheidungen zu unterstützen. Dies 
ist auch angesichts des Verhältnisses der Kosten 
meiner Dienststelle zu den Kosten der Datenverar- 
beitung der Bundesbehörden vertretbar. Denn eine 
zurückhaltende Schätzung aufgrund der Zahlen des 
Haushaltsplans für das Berichtsjahr zeigt, daß die 
Datenverarbeitungskosten der Bundeshehörden 
mehr als das Hundertfache des Gesamtetats mei- 
ner Dienststelle von ca. 2,7 Mio. DM betragen, wobei 
die ebenfalls meiner Kontrolle unterliegenden gro- ! 
ßen Bereiche Verteidigung, Polizei, Nachrichten- 
dienste, Sozialversicherungsträger, Bahn, Post und 
Banken des Bundes sowie die Ausgaben für die 
überwiegend nicht personenbezogene Datenverar- 
beitung des Wetterdienstes und des Bundesmini- 
sters für Forschung und Technologie noch nicht 
einmal einbezogen sind. 

Seit Beginn der Tätigkeit des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz im Jahre 1978 wird zwischen 
dessen Dienststelle und dem Bundesministerium 
des Innern ein Personalverbund in der Weise prak- 
tiziert, daß die Planstellen beider Häuser gegensei- 
tig genutzt werden. Das bedeutet, daß die Mitarbei- 
ter des BfD in die Personalwirtschaft des BMI inso- 
weit integriert sind, als sie hinsichtlich ihrer besol- 
dungsmäßigen Einstufung und ihrer Beförderung 
den Bediensteten des BMI gleichgestellt und in den 
dortigen Dienstalters- und Beförderungslisten mit- 
geführt werden. Die Konsequenz daraus ist, daß das 
Personal des BfD zwar zahlenmäßig und laufbahn- 
mäßig dem in Kapitel 06. 07 ausgebrachten Stellen- 
plan entspricht, nicht aber im Einzelfall auch dem 
Stellenplan entsprechend eingestuft sein muß. So 
wird beispielsweise ein Berufsanfänger nicht höher 
als ein vergleichbarer Beamter im BMI eingestuft, 
auch wenn im Stellenplan des BfD eine besser do- 
tierte Stelle vorhanden ist, während ein dienstälte- 
rer Beamter auch ohne entsprechende Planstelle 
befördert werden kann. In diesen Beispielsfällen 
werden Stellen des BMI in Anspruch genommen, 
während dieser seine entsprechend eingestuften 
Beamten auf Stellen des BfD führt, Diese allgemein 
als „Topfwirtschaft" bezeichnete Praxis hat sich be- 
währt, weil es damit möglich ist, in der verhältnis- 

12 - 2a 20. 

  

Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode 

mäßig kleinen Dienststelle des BED eine Flexibilität 
in der Personalwirtschaft zu erreichen, die sonst 
nur in einem großen Haus besteht. Es wird dadurch 
auch möglich, gerade für die Aufgaben des BfD be- 
sonders qualifiziertes Personal zu gewinnen bzw. zu 
behalten, auch wenn nach dem eigenen Stellenplan 
des BfD die entsprechende Einstufung nicht mög- 
lich wäre, Auch wird Bediensteten, die sich verän- 
dern wollen, der Wechsel vom BfD zum BMI und 
umgekehrt leichter möglich sein, wenn ihre bishe- 
rige berufliche Entwicklung infolge einer einheitli- 
chen Personalwirtschaft gleichartig verlaufen ist. 

Diese Praxis wurde von meinem Amtsvorgänger 
schon im Jahre 1978 mit dem Bundesminister des 
Innern vereinbart. Rechtliche Bedenken wurden 
nicht gesehen, weil nach $17 Abs,5 Bundesdaten- 
schutzgesetz der BfD beim BMI eingerichtet ist, der 
Dienstaufsicht des BMI untersteht und dieser dem 
BED die für die Erfüllung seiner Aufgaben notwen- 
dige Personalausstattung zur Verfügung zu stellen 
hat. Es ist unbestritten, daß die Mitarbeiter des BiD 
Angehörige des BMI sind, so daß es naheliegt, wenn 
nicht sogar geboten ist, sie personalwirtschaftlich 
mit den anderen Beamten des BMI gleichzustellen. . 

Im Berichtsjahr hat der Bundesminister der Finan- 
zen haushaltsrechtliche Bedenken gegen diese bis- 
her unangefochtene Praxis erhoben. Sie wurden 
letztlich dadurch ausgeräumt, daß in den Bundes- 
haushalt 1987 ein Haushaltsvermerk des Inhalts 
aufgenommen wurde, daß die in Kap. 06 01 (BMI} 
und Kap. 06 07 (BfD) ausgebrachten Planstellen und 
Stellen „in gegenseitigem Einvernehmen im jeweils 
anderen Kapitel genutzt“ werden können. Diese 
Formulierung entspricht der im Gesetzentwurf 
zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 
(Drucksachen 10/4737 und 10/5343) vorgesehenen 
Neufassung des $17 Abs. 5 BDSG, wonach die Stel- 
len des Bundesbeauftragten im Einvernehmen mit 
ihm zu besetzen sind. Über die Ausübung der sich 
nach meiner Auffassung daraus ergebenden Mit- 
wirkungsrechte des Bundesbeaufiragten an Ent- 
scheidungen, die sein Personal und seine Stellen 
betreffen, stehe ich noch in Verhandlungen mit dem 
Bundesminister des Innern. Die Handhabung des 
Haushaltsvermerks muß jedenfalls sicherstellen, 

— daß die Mitarbeiter des BfD hinsichtlich ihrer 
beruflichen Entwicklung und ihrer Beförde- 
rungschancen gegenüber den im BMI tätigen 
Bediensteten nicht benachteiligt werden, 

— daß die vom Deutschen Bundestag mit Bedacht 
und unter Berücksichtigung meiner gesetzlichen 
Aufgaben zugewiesenen Planstellen im ganzen 
gesehen nicht auf Dauer unterhalb der im Stel- 
lenplan vorgesehenen Einstufung besetzt sind 

— und daß durch Personalentscheidungen weder 
meine Unabhängigkeit beeinträchtigt noch die 
Arbeitsfähigkeit meiner Dienststelle ge- 
schwächt werden. 

Im Zusammenhang mit diesen Fragen stand auch 
eine am 29, Juli 1988 eingebrachte Kleine Anfrage 
der Fraktion der SPD (Drucksache 10/5895) zur 
„Unabhängigkeit des Bundesbeauftragien für den 
Datenschutz“. Die in der Kleinen Anfrage zum Aus-



druck kommende Kritik an Personalentscheidun- 
gen, die meine Dienststelle betreffen, sowie an dem 

geschilderten Personalverbund mit dem BMI er- 
weckte den Eindruck, als sei meine Unabhängigkeit 
dadurch beeinträchtigt worden und müsse erst wie- 
der hergestellt werden. Dem ist die Bundesregie- 
rung in ihrer Antwort (Drucksache 10/5922) entge- 
gengetreten und hat festgestellt, daß meine Unab- 
hängigkeit zu keiner Zeit in Frage gestellt war. Ich 
möchte diese Feststellung hier ausdrücklich und 
mit Nachdruck bestätigen: Die mir gesetzlich zuge- 
sicherte Unabhängigkeit der Amtsführung ist we- 
der durch Personalmaßnahmen noch auf andere 
Weise durch die Bundesregierung beschränkt wor- 
den. .. = 

2. Neue Informations- und 
Kommunlkationstechniken für den 
Deutschen Bundestag (PARLAKOM) 

In den vergangenen Jahren sind auch in der Öffent- 
lichkeit Äußerungen von Mitgliedern des Deut- 
schen Bundestages über deren schwierige tech- 
nüsch-organisatorische Arbeitsbedingungen be- 
kanntgeworden. Insbesondere wurden unzurei- 
chende. Möglichkeiten beklagt, auf Informations- 
und Dokumentationsdienste zugreifen und sich 
schneller technischer Kommunikation bedienen zu 
können. Im Mai 1984 beschloß daher der Ältesten- 
rat die Einsetzung .einer Kommission, die klären 
sollte, wie Abgeordnete durch neue Informations- 
und Kommunikationstechniken unterstützt werden 
können. Auf der Grundlage einer von zwei Bera- 
tungsfirmen im Auftrag der Kommission erstellten 
Studie beschloß der Ältestenrat des Deutschen Bun- 
destages am 27. Februar 1986, zur Verbesserung der 
Arbeitsmöglichkeiten und Arbeitsbedingungen sei- | 
ner Mitglieder und der Mitarbeiter ein gemeinsa- 
mes Informations- und Kommunikationssystem für 
das Parlament, die Fraktionen und die Wahlkreis- 
büros der Abgeordneten einzuführen (PARLA- 
KOM). In einem Modellversuch sollen mindestens 
fünfzig Abgeordnetenbüros und eine geeignete An- 
zahl Büros in Ausschüssen, Fraktionen usw. mit 
entsprechenden technischen Einrichtungen ausge- 
stattet werden. 

Das technische Konzept von PARLAKOM sieht vor, 
die Abgeordnetenbüros mit kommunikationsfähi- 
gen Bildschirm-Terminals auszustatten, die eigene 
Verarbeitungs- und Speicherkapazität und jeweils 
einen eigenen Drucker haben sollen. Diese Konfi- 
guration soll nicht nur eine komfortable Text- und 
Informationsverarbeitung im Büro ermöglichen, 
sondern auch Auswertungen für eigene Informa- 
tionssammlungen (Termine, Adressen usw.) sowie 
die Unterstützung der individuellen Archivierung 
von Materialien. Die vorgesehene Kommunika- 
tionsfähigkeit der Geräte soll zum einen den Zu- 

gang zu bestehenden Datenbanken eröffnen wie 
z.B. zu JURIS, STATIS-BUND usw. Zum anderen 

sollen die Geräte dem Teletex-Standard der Deut- 
schen Bundespost entsprechen, so daß nicht nur 
komfortabel und schneil „elektronische Briefe“ ver- 
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schickt, sondern auch Mitteilungsdienste — wie 
etwa der Telebox-Dienst der Deutschen Bundespost 
— benutzt werden können. Die Verbindung der 
Bildschirmarbeitsplätze untereinander sowie die 
Verbindung mit dem Leitungsnetz der Deutschen 
Bundespost erfolgt mittels einer ISDN-Nebenstel- 
lenanlage. Hierbei handelt es sich um eine elektro- 
niche Datenverarbeitungsanlage, die — als techni- ° 
sche Weiterentwicklung der bekannten relais- oder 
wählergesteuerten Telefonzentralen — den Vor- 
schriften der Deutschen Bundespost für das ge 
plante digitale diensteintegrierte Datennetz {Inte- 
grated Services Digital Network — ISDN) ent 
spricht, . 

Aus der Sicht des Datenschutzes weist ein parla- 
mentarisches Informations- und Kommunikations- 
system wie PARLAKOM eine Reihe von Besonder- 
heiten auf, die sich in anderen Nutzungsbereichen 
der verwendeten Technik nicht oder nur in wesent- 
lich geringerem Umfang als Problem darstellen. 
Keiner Diskussion bedarf, daß an die technisch- 
organisatorischen Sicherungsmaßnahmen gegen 
unbefugte Kenntnisnahme, Veränderung oder 

rmittlung der im Abgeordneten-Terminal verar- 
beiteten Daten besonders hohe Anforderungen zu 
stellen sind. Diese können durch extensive Anwen- 
dung bekannter Verfahren erfüllt werden. Bei allen 
Sicherungsmaßnahmen ist jedoch zu beachten, daß 
die Mehrzahl der Teilnehmer an PARLAKOM nicht 
Beschäftigte der das System hetreibenden Stelle 
sind, sondern Abgeordnete, deren verfassungsrecht- 

licher Status Maßnahmen ausschließt, die zu einer 
Beeinträchtigung ihrer Unabhängigkeit führen 
könnten. 

Im Oktober 1988 bat mich die Vorsitzende der Älte- 
stenratkommisston, Frau Abgeordnete Dr. Skarpe- 
lis-Sperk, kurzfristig um meine Beratung zu PAR- 
LAKOM. In der zur Verfügung stehenden Zeit war 
mir allerdings eine umfassende Stellungnahme 
nicht möglich, so daß ich mich auf einige grundsätz- 
liche Bemerkungen sowie Hinweise zu Einzelpunk- 
ten beschränken mußte, Ich habe u.a. betont, daß 
bereits für die Durchführung des Modellversuchs 
ein Konzept zur Datensicherung vorliegen muß, das 
Maßnahmen zur Sicherung der zu verarbeitenden 
Daten vorsieht. Dies gilt sowohl für die Einrichtung 
der Infrastruktur als auch für die Beratung der An- 
wender, weil auch die Formen einer sinnvollen Be- 
ratung erprobt und geübt werden müssen, Darüber 
hinaus habe ich angeregt, Prinzipien für die Zuläs- 
sigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 
zu entwickeln, die sowohl den Anforderungen der 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages und ih- 
rer Mitarbeiter als auch dem informationellen 
Selbstbestimmungsrecht der betroffenen Bürger 
gerecht werden. 

Bei der Auswahl und Erprobung von Sicherungs- 
maßnahmen sollte besonders darauf geachtet wer- 
den, daß die notwendigen Maßnahmen zur System- 
überwachung (Protokollierung von Aktivitäten) die 
Unabhängigkeit des einzelnen Parlamentariers 
nicht beeinträchtigen dürfen. Auch ist zu berück- 
sichtigen, daß Online-Zugriffe der Parlamentarier 
und ihrer Mitarbeiter auf externe Datenbanken, 
z. B. die von Ministerien oder des Bundespresseam- 
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tes, dort zwecks Sicherung der angesprochenen Sy- 
sieme möglicherweise protokolliert werden. Insge- 
samt halte ich schon aus diesen Gründen die Kon- 
zeption von PARLAKOM für so komplex, daß ihre 
Realisierung sehr behutsam und in kleinen Schrit- 
ten erfolgen sollte, auch um eine schnelle Reaktion 
auf eventuelle Fehlentwicklungen zu ermöglichen. 

Ich habe zugesagt, mich auf Wunsch der Kommis- 
sion an der weiteren Diskussion zu einem integrier- 
ten Datenschutz- und Datensicherungskonzept be- 
ratend zu beteiligen. 

3. innere Verwaltung ” 

3.1 Nous Personalausweise und Pässe 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung personal- 
ausweisrechtlicher Vorschriften vom 19. Aprit 1986 

und mit dem Paßgesetz und Gesetz zur Änderung 
der Strafprozeßordnung vom 19.April 1986 ist 
meine Beratungstätigkeit in bezug auf die daten- 
schutzgerechte Gestaltung der nunmehr verab- 
schiedeten Bundesgesetze vorläufig abgeschlossen. 
Sie erstreckte sich über mehrere Jahre (vgl. 8. TB 
5.88; 7. TB 5. Tff.; 6. TB 8.6.) und führte gegen- 
über früheren Regelungen und Entwürfen zu einer 
Reihe von Verbesserungen. In einigen Punkten, in 
denen meine Empfehlungen nicht berücksichtigt 
wurden, betrachte ich dagegen die Gesetze unter 
datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten noch nicht 
als befriedigend. . 

Positiv bewerte ich vor allem 

— die abschließende Bestimmung der in den Aus- 
weisen enthaltenen Daten, 

— die eindeutige Regelung der Zusammensetzung 
der Seriennummer, 

—— das Verbot der Speicherung der Seriennummer 
im Melderegister (ab 1. September 1991), 

— die Beschränkung einer Datenspeicherung bei 
der Bundesdruckerei nach Herstellung‘der Aus- 
weise auf den Nachweis ihres Verbleibs, 

— die engen Beschränkungen der Verwendung der 
Seriennummer zum Abruf personenbezogener 
Daten, 

— die Beschränkungen der behördlichen Verwen- 
dung der Ausweise zum automatischen Abruf 
personenbezogener Daten sowie zur Datenspei- 
cherung beim sutomatischen Lesen auf gesetz- 

lich zugelassene Ausnahmefälle, ” 

— das Verbot des automatischen Lesens der Aus- 
weise im nicht-öffentlichen Bereich. 

Schwächen in den genannten Bundesgesetzen sehe 
ich dagegen in folgenden Punkten: __ 

— Für die Zulassung des automatischen Lesens 
der Ausweise fehlt es — zumal angesichts des 
weiteren Abbaus der Grenzkontrollen — an ei- 
ner überzeugenden Begründung. 
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-—— Die in den genannten Gesetzen enthaltenen Re- 
gelungsansätze zur Verwendungsbeschränkung 
der in den Ausweisregistern gespeicherten Da- 
ten sind unzureichend, weil ausdrücklich zuge- 
lassen wird, daß die Erhebung, Übermittlung, 
sonstige Verarbeitung oder Nutzung dieser Da- 
ten auch durch andere Gesetze oder Rechtsver- 
ordnungen bestimmt werden können. 

— Das (ab 1. September 1991 geltende) Verbot der 
Speicherung der Seriennummer im Melderegi- 
ster ist zu eng; es fehlt ein Gesetzesvorbehalt für 
die Aufnahme der Seriennummer in andere Da- 
tensammlungen. 

— Mit der Einfügung eines neuen $163d in die 
Strafprozeßordnung ist die Speicherung automa- 
tisch gelesener Daten aus Anlaß von Personen- 
kontrollen -— Protokollierung zur sog. Schlepp- 
netzfahndung — zugelassen, wenn der Verdacht 
besteht, daß bestimmte schwerwiegende Strafta- 
ten begangen worden sind. Während die Errich- 
tung derartiger Dateien zunächst nur dann vor- 

gesehen war, wenn ohne sie die Aufklärung oder 
Verhütung der Straftat aussichtslos oder we- 
sentlich erschwert wäre, verlangt das Gesetz 
nunmehr lediglich, daß die Maßnahme erfolgver- 
sprechend und nicht unverhältnismäßig ist. 

— Die Regelung des $163d StPO erlaubt zudem 
neben der Speicherung von Identitätsdaten, die 
dem maschinenlesbaren Ausweis entnommen 
werden können, die Speicherung von „Umstän- 
den, die für die Aufklärung der Straftat oder für 
die Ergreifung des Täters von Bedeutung sein 
können“. Sie ermöglicht dem kontrollierenden 
Beamten damit praktisch die Speicherung jeder 

Art von Informationen, und dies unabhängig von 
einem Tatverdacht gegen den Betroffenen. 

— Die Frage, ob eine durch den Staatsanwalt ange- 
ordnete Speicherung personenbezogener Daten 
für das Strafverfahren genutzt werden darf, 
wenn die gesetzlich vorgesehene richterliche Be- 
stätigung deshalb unterbleibt, weil die Maß- 
nahme inzwischen beendet ist — etwa weil sie 
zum Erfolg geführt hat oder aber sich als nicht 
mehr erfolgversprechend erwiesen hat—, sollte 
eindeutig gesetzlich geregelt werden. 

— Eine Verwendung von Zufallstunden sollte auf 
die Verfolgung derjenigen Straftaten beschränkt 
sein, die bei begründetem Verdacht nach 5 1863d 
StPO die Anordnung einer Protokollierungs- 
maßnahme erlauben würden (vgl. auch unter 
Nr. 42 Überlegungen zu Datenschutzregelungen 
im Strafverfahren). 

Nach Erlaß der genannten Bundesgesetze richtet 
sich meine Beratungstätigkeit auf den Vollzug der 
Vorschriften. 

Die Bundesdruckerei hat im Oktober 1986 einen 
Betriebsversuch zur Vorbereitung der Herstellung 
der neuen Ausweise durchgeführt. Ich habe sie da- 
bei datenschutzrechtlich beraten. Ich begrüße es, 
daß entsprechend meinen Anregungen im Februar 
1987 noch ein Probebetrieb unter Einbeziehung der 
Personalausweisbehörden stattfinden soll.
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Mit dem Bundesminister des Innern und mit der 
Bundesdruckerei habe ich über Vorkehrungen ge- 
sprochen, die die laufende Vergabe der Ausweis- 
nummer {$1 Abs.3 Nr.5 des Gesetzes über Perso- 
nalausweise und $4 Abs.2 Nr.5 des Paßgesetzes) 
sicherstellen bzw. die Aufdeckung einer etwaigen 
Mehrfachvergabe ermöglichen. Erfreulicherweise 
wurde hierbei -—— soweit es um die Mitverantwor- 
tung des Bundes geht — ein Einvernehmen über 
das notwendige Vorgehen erzielt. 

Außerdem habe ich dem Bundesminister des In- 
nern empfehlen, in Abstimmung mit den Innenres- 
sorts der Länder’darauf hinzuwirken, daß — in An- 
lehnung an $6 Abs.3 des Paßgesetzes — in allen 
Landesausführungsgesetzen zum Personalausweis- 
gesetz eine entsprechende gesetzliche Klarstellung 
zu dem bislang nur in internen Verwaltungsvor- 
schriften geregelten Personenfeststellungsverfah- 
ren erfolgt. Wern die Polizei zur Unterstützung bei 
der Identilätsfeststellung herangezogen wird, ge 
langt sie in den Besitz von wichtigen Daten des 
Betroffenen wie Lichtbildaufnahmen, Fingerah- 
drücke etc. Auf meine Empfehlung schreibt $6 
Abs,3 des Paßgesetzes in diesen Fällen vor, daß 
nach Feststellung der Identität die im Zusammen- 
hang hiermit angefallenen Unterlagen zu ver- 
nichten sind und über die Vernichtung eine Nieder- 
schrift anzufertigen ist, Dieser Regelung lag die 
Sorge zugrunde, daß die angefallenen Unterlagen 
u. U. zweckfremd verwendet und/oder ohne Erfor- 
derlichkeit weiter aufbewahrt werden könnten. Die 
Vorschrift ist bewußt so allgemein gehalten, daß sie 
gleichermaßen für die Polizeibehörden wie auch für 
die Paßbehörden gilt. Ein Auseinanderfallen der ge- 
setzlichen Bestimmungen für gleichartige Sachver- 
halte nach dem Paßgesetz und dem Personalaus- 
weisgesetz wäre mißlich und könnte zu Auslegungs- 

schwierigkeiten führen. Deshalb begrüße ich es, 
daß der Bundesminister des Innern meine Auffas- 
sung teilt und die Innenminister bzw. -senatoren 
der Länder gebeten hat, in die Personalausweisge- 
setze der Länder eine dem $6 Abs. 3 Sätze 2 bis 5 
PaßG entsprechende Regelung aufzunehmen. 

Weiterhin haben mich Regelungsentwürfe der Län- 
der veranlaßt, dem Bundesminister des Innern zu 
empfehlen, in Abstimmung mit den Innenressorts 
der Länder darauf hinzuwirken, daß ein eigenes 
Datenübermittlungsverfahren zwischen den betei- 
ligten Personalausweisbehörden unterbleibt. Ein 
solches ist nicht erforderlich und m.E, auch nicht 
zulässig. Die den Ausweis ausstellende Personal- 
ausweisbehörde kann nach einem Umzug des Aus- 
weisinhabers die von ihr nach $2a Abs. 1 Nr.1 in 
Verbindung mit $1 Abs. 2 Nr.8 Personalausweisge- 
setz zu speichernde gegenwärtige (neue) Anschrift 
gemäß $2b Abs. 4 von der für sie zuständigen Mel- 
debehörde erfahren. Diese kennt die gegenwärtige 
Anschrift aufgrund der Rückmeldung nach $17 
Abs.1 Melderechtsrahmengesetz (MRRG). Nach $1 
Abs.2 i.V.m. $18 Abs.1 MRRG gehört die Unter- 
richtung anderer Behörden, also auch der Personal- 
ausweisbehörde, zu den ausdrücklichen Aufgaben 
der Meldebehörden. Durch das Melderechtsrah- 
mengesetz ist ferner festgelegt, daß Datenübermitt- 
lungen einer formellen Rechtsgrundlage bedürfen;   
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das gilt insbesondere für regelmäßige Datenüber- 
mittlungen ($ 18 Abs. 4 MRRG). Eine solche Rechts- 
grundlage für ein eigenes Datenübermittlungsver- 
fahren zwischen den beteiligten Personalausweis- 
behörden ist nicht vorhanden; es besteht auch kein 
Bedürfnis dafür. Auch in diesem Punkte habe ich 
ein Einvernehmen mit dem Bundesminister des In- 
nern erreicht. Auf meine Empfehlung hin hat er die 
Innenressorts der Länder davon unterrichtet, daß 
ein Änderungsdienst zum Personalausweisregister 
zwischen den Personalausweisbehörden nicht er- 
forderlich ist. 

Mit Bedauern habe ich dagegen festgestellt, daß die 
‘Verordnung zur Bestimmung der Muster der Perso- 
nalausweise vom 2. Juli 1986 den nach der früheren 
Verordnung bislang auf der Rückseite der Ausweise 
vorgesehenen Hinweis auf Beschränkungen der 
automatischen Verwendung nicht mehr enthält, 
Der Bundesminister des Innern hat mich bei der 
Vorbereitung dieser Entscheidung nicht beteiligt, 
obwohl ich mich in früheren Erörterungen für den 
bislang vorgesehenen Hinweis besonders einge- 

setzt hatte (vgl. 3. TB S.14). Die hierfür gegebene 
Begründung, daß nämlich eine Zitierung des neuge- 
faßten $3a des Gesetzes über Personalausweise 
aus Raumgründen weder möglich noch sinnvoll sei, 

überzeugt mich nicht, Einen in verkürzter Form 
durchaus möglichen Hinweis auf bestehende Ver- 
wendungsbeschränkungen bei automatischer Nut- 
zung des Ausweises halte ich nach wie vor für ange- 
messen. 

32 Ausländerzentralregister 

Anknüpfend an meine früheren Äußerungen zur 
Neukonzeption des Ausländerzentralregisters — 
AZR — (5.TB S.15£, 6.TB 8.9, 7.TB S.10, 8. TB 
S.10f.) lassen sich auch für das zurückliegende 
Jahr Arbeitsfortschritte berichten; eine wichtige 
Phase der Bemühungen steht mit der vom Bundes- 
minister des Innern in Angriff genommenen Vorbe- 

reitung einer gesetzlichen Regelung aber erst noch 
bevor. Der vom Bundesminister des Innern auf der 
Basis der Beratungsergebnisse der von ihm einge- 
setzten Arbeitsgruppe erstellte „Bericht über die 
Neukonzeption des AZR* enthält hierfür erfreuli- 
che Ansätze: Nicht nur die Speicherung der Daten 
im Register selbst, sondern auch ihre Anlieferung 
und Weitergabe an andere Dienststellen sollen ge- 
setzlich geregelt werden. Nur wenn die Datenverar- 
beitung klar und eindeutig festgelegt wird, kann der 
Betroffene den Eingriff in sein Recht auf informa- 
tionelle Selbstbestimmung einschätzen. Aus Grün- 
den der Bestimmtheit der Zwecke bedarf es auch 
einer Regelung des Ausmaßes der Datennutzung 
durch die Datenempfänger. So ist namentlich der’ 
Datenaustausch zu Fahndungszwecken und zur Er- 
füllung anderer polizeilicher Aufgaben gesetzlich 
zu regeln, wobei noch zu prüfen sein wird, ob dies in 
dem vorgesehenen Registergesetz selbst oder aber 
in der Strafprozeßordnung bzw. in den Polizeigeset- 
zen zu erfolgen hat. Schon jetzt ist m. E. auch die 
Notwendigkeit abzusehen, parallel zu der Schaf- 
fung registerrechilicher Regelungen das Ausländer- 
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recht hinsichtlich der zu verarbeitenden Daten ei- 
ner Überarbeitung zu unterziehen. 

In meiner Stellungnahme zu dem Bericht des Bun- 
desministers des Innern habe ich herausgestellt, 
daß Hinweise auf die Funktion des AZR als eines 
zentralen Melderegisters nicht ausreichen, um die 
zentrale Datenspeicherung im vorgesehenen Um- 
fange zu rechtfertigen. Damit läßt sich lediglich das 
Grundprinzip des AZR als eines Hinweissystems 
begründen, in dem Identifizierungsdaten gespei- 
chert und die in bezug auf den Ausländer tätig 
gewordenen Behörden angegeben werden. Eine 
hierüber hinaisgehende Datenspeicherung und 
-nutzung kann unter dem Gesichtspunkt eines 
überwiegerlden Allgemeininteresses nur dann und 
insoweit in Betracht kommen, als bestimmte Behör- 
den in bezug auf Ausländer rasche Entscheidungen 
zu treffen haben, die es aus zeitlichen Gründen 
durchweg nicht erlauben, erst Auskünfte bzw. Un- 
terlagen von bereits tätig gewordenen Behörden 
einzuholen. Nur unter solchen Voraussetzungen 
kommt zusätzlich eine zentrale Speicherung von 
Daten in Betracht, die im Regelfall den Rückgriff 
auf Ausgangsunterlagen entbehrlich macht. Dem- 
gegenüber sollte der Benutzer auch aus dem Regi- 
ster entnehmen können, in welchen Einzelfällen die 
Beiziehung der Akten geboten erscheint. 

Der Bundesminister des Innern hat sich in einer 
ergänzenden Überarbeitung seines Berichts diese 
Überlegungen zu eigen gemacht. Einer kritischen 
Betrachtung bedarf besonders das Datum „Einrei- 

sebedenken“. Damit wird auf Vorgänge im Umfeld 
des Ausländers hingewiesen, die noch keine auslän- 
derrechtlichen Maßnahmen ausgelöst haben, wohl 
aber für ausländerrechtliche Entscheidungen rele- 
vant sein und insbesondere Gründe gegen eine (er- 
neute) Einreise ergeben könnten. Der Mangel an 
Genauigkeit dieses Datums bedingt es nach meiner 
Auffassung, daß z.B. ein bei einer Grenzpolizeibe- 
hörde beantragter Ausnahmesichtvermerk nicht 
ohne Hinzuziehung der zugrundeliegenden Akte 
versagt werden kann. Die Voraussetzungen der 
Entstehung dieses Datums sowie seiner Verwen- 
dung bedürfen der Präzisierung. Dabei verkenne 
ich nicht, daß sich diese Regelung in dänjenigen 
Fällen positiv auswirken wird, in denen in diesem 
Datenfeld keine Eintragung vorliegt, und dies 
dürfte die große Mehrheit sein. Wenn nämlich das 
Datum „Einreisebedenken“ nicht belegt ist, besteht 
die Möglichkeit, etwa über einen Ausnahmesicht- 
vermerk in einem beschleunigten Verfahren zu ent- 
scheiden, ohne daß auf die Ausgangsunterlagen zu- 
rückgegriffen werden muß. 

In den Erörterungen mit den Landesbeauftragten 
für den Datenschutz hat sich die Frage ergeben, ob 
EG-Angehörigen nach geltenden EG-Regelungen 
bzw. nach dem Aufenthaltsgesetz2/EWG (vgl$1 und 
$2 Abs. 1) im Rahmen einer Grenzkontrolle die Ein- 
reise wegen Einreisebedenken verwehrt werden 
kann. In diesem Zusammenhang stellt sich auch die 
Frage, ob der Rechtsanspruch von EG-Angehörigen 
auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis (vgl. 883 ff. 
a.a.0.) durch Einreisebedenken tangiert werden- 
kann. Davon hängt es ab, ob eine Datenspeicherung 
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in diesem Datenfeld bzw. der Zugriff auf diese Da- 

ten bei EG-Angehörigen zulässig ist. Auch zu dieser 
Frage habe ich gegenüber dem Bundesminister des 
Innern eine Prüfung und weitere Erörterung ange- 
regt. 

3.3 Personenstandswesen 

In früheren Tätigkeitsberichten {vgl. 6.TB $.12, 
7.TB S. 11) habe ich über meine Empfehlungen für 
eine bereichsspezifische Regelung der Mitteilungen 
im Personenstandswesen berichtet, die ich dem 
Bundesminister des Innern nach Abstimmung mit 
den Datenschutzbeauftragten der Länder gegeben 
habe, Inzwischen hat der BMI, gestützt auf die Be- 
rafungen einer Bund-Länder-Arbeitsgrup) , einen 
Vorentwurf für ein Fünftes Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Personenstandsgesetzes 
(5. PStÄndG) erarbeitet. Im Zusammenwirken mit 
den Datenschutzbeauftragten der Länder bereite 
ich hierzu eine Stellungnahme vor, die dem Bundes- 
minister noch vor der Erstellung eines Referenten- 
entwurfs zugehen soll. 

In dem folgenden Punkt habe ich mich aber schon 
jetzt zu einer Äußerung veranlaßt gesehen: Der 
Bundesminister der Finanzen fordert, in das Perso- 

nenstandsgesetz eine Bestimmung aufzunehmen, 
die dem Standesbeamten auferlegt, dem zuständi- 
gen Finanzamt „Sterbefälle nach dem hierfür maß- 
gebenden Muster des Erbschaftssteuer- und Schen- 
kungssteuergesetzes oder der Durchführungsver- 
ordnung zu diesem Gesetz in der jeweils geltenden 
Fassung mitzuteilen“. Das bedeutet, daß in den so- 
genannten Totenlisten Informationen nicht nur 
über Todesfälle, sondern auch über den Nachlaß 
und den Nachlaßwert gegeben werden. Hiergegen 
bestehen die folgenden Bedenken: 

Die Problematik verlangt im Rahmen der Neurege- 

lung der Mitteilungspflichten eine grundlegende 
Entscheidung und berührt wesentliche Fragen des 
Datenschutzes. Während es sich nämlich bei den 
herkömmlichen Mitteilungen der Standesbeamten 
um Personenstandsdaten handelt, die der Standes- 
beamte im Rahmen der rechtmäßigen Erfüllung der 
in seiner Zuständigkeit liegenden Aufgaben erhebt 
oder über die er im Rahmen seiner Tätigkeit ver- 
fügt, geht es bei den Fragen nach Nachlaß und 
Nachlaßwert um Informationen, die er selbst für die 
Erfüllung seiner Aufgaben nicht benötigt. Die Erhe- 
bung und Weitergabe solcher Daten steht — ange- 
sichts der Art dieser Daten — auch zum tradierten 
Amtsverständnis des Standesbeamten im Wider- 
spruch, denn hier wird ihm nicht lediglich eine Wei- 
tergabe vorhandener Personenstandsdaten, son- 
dern eine Datenerhebung für fremde Zwecke zur 
Pflicht gemacht. Ich rate davon ab, den Standesbe- 
amten gewissermaßen als Hilfsbeamten der Fi- 
nanzbehörde zur Erhebung steuerrelevanter Ver- 
mögensdaten einzusetzen. 

Muß eine Verpflichtung des Standesbeamten zur 
Erhebung von Steuerdaten schon aus grundsätzli- 
chen Erwägungen auf Bedenken stoßen, so spre- 

chen auch die mir vorliegenden Erkenntnisse aus
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der Praxis dagegen, die Standesbeamten mit einer 
solchen Aufgabe zu betrauen. In einem Schreiben 
des Niedersächsischen Ministers der Finanzen an 
den Bundesminister der Finanzen vom 17. Februar 
1986 heißt es u.a. . 

„Wie mir die Oherfinanzdirektion Hannover 
hierzu berichtet hat, wird die Frage nach dem 
Nachlaß und dem Nachlaßwert von den Standes- 
ämtern nur noch in wenigen Fällen beantwortet 
... Die niedersächsischen Finanzämter ermitteln 
die Besteuerungsgrundlagen daher hauptsächlich 
nach den Angaben der Nachlaßgerichte und der 
Vermögensverwahrer. Die gegenwärtige Rege- 
lung führt somit nur noch zu ‚Zufallsfunden‘,“ 

Datenschutzbeauftragten wird die sog, Totenliste in 
der Praxis fast ausnahmslos vom beauftragten Be- 
stattungsunternehmen ausgefüllt; der Standesbe- 
amte kann allenfalls durch dieses Daten über Nach- 
laß und Nachlaßwert erfahren. Die Erhebung dieser 
Daten bei den Hinterbliebenen ist aber unter den 
besonderen Umständen eines Sterbefalles entwe- 
der nicht möglich oder nicht zumutbar; sie wird von 
den Bestattungsunteinehmen selbst als peinlich 
empfunden, die hier gleichsam im staatlichen Auf- 
trag tätig werden "müßten. Mich überrascht nicht, 
daß die so ermittelten Angaben zum Nachlaß und 
zum Nachlaßwert — wie der Niedersächsische Da- 
tenschutzbeauftragte bei einer Vielzahl von Stan- 
desämtern festgestellt hat — fast durchweg falsch, 
zumindest aber unzuverlässig sind. So erscheint es 
mir auch verständlich, daß die Standesbeamten die 
Frage nach dem Nachlaß und dem Nachlaßwert zu- 
nehmend nicht beantworten bzw. „unbekannt“ ein- 
tragen. 

Eine Verpflichtung des Standesbeamten zur Erhe- 
bung und Übermittlung von Angaben zum Nachlaß 
und zum Nachlaßwert begegnet im übrigen auch 
rechtlichen Bedenken. Der Vorschlag des Bundes- 
ministers der Finanzen soll der Vermeidung von 
„Mißverständnissen zwischen den Standesämtern 
und den Erbschaftssteuer-Finanzämtern über den 
Umfang der Anzeigepflichten“ dienen. Doch die 
Formulierung „beurkundete Sterbefälle nach dem 
hierfür maßgebenden Muster des Erbschaftssteuer- 

und Schenkungssteuergesetzes oder der Durchfüh- 
rungsverordnung“ enthehrt erst recht der Normen- 
klarheit und erweckt den Anschein, als handele es 
sich um Personenstandsdaten, die Gegenstand 
standesamtlicher Beurkundung sind, während der 
Bundesminister der Finanzen tatsächlich Vermö- 
gensdaten, nämlich Angaben über den Nachlaß- 
wert, meint. Er hat in seiner Erwiderung auf meine 
Bedenken auf den Untersuchungsgrundsatz des 
&88 Abs.1 Satz 1 Abgabenordnung (AO) hingewie- 
sen, der die Finanzbehörde zu derjenigen Sachver- 
haltsaufklärung verpflichtet, die erforderlich sei, 
um die Gleichmäßigkeit der Besteuerung zu ge 
währleisten; die Finanzbehörde handele daher in 
Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrages, wenn sie 
von den Standesämtern Auskünfte über erbschafts- 
steuerrelevante Ermittlungsgrundlagen verlange. 
Dieser Auffassung muß m.E. das in $93 Abs.1 
Satz3 AO verankerte Subsidiaritätsprinzip entge- 
gengehalten werden, das allgemein als eine Kon-   
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kretisierung des Verhältnismäßigkeitsgsrundsatzes 
verstanden wird. Hiernach dürfen andere Personen 
und Stellen als die Beteiligten erst dann zur Aus- 
kunft angehalten werden, wenn die Sachverhalts- 
aufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele 

führt oder keinen Erfolg verspricht. Dieser Rechts- 
gedanke muß hier entsprechend gelten, zumal, wie 
im vorliegenden Falle, Dritte nicht nur zu einer 
Auskunft, sondern sogar zur Erhebung der ge- 
wünschten Informationen herangezogen werden 
sollen. 

Der Bundesminister des Innern hält eine weitere 
Erörterung dieser Problematik für notwendig und 
weist zu Recht darauf hin, daß die Menschen mei- 
stens in Krankenhäusern oder ähnlichen Einrich- 
tungen sterben, der Standesbeamte also nur in we- 

nigen Fällen unmittelbar von Angehörigen Aus- 
künfte für die Totenliste einholen könne, Die Ange- 
hörigen des Toten seien nicht verpflichtet, dem 
Standesbeamten Auskünfte für Steuerzwecke zu er- 
teilen; gleiches gelte für die genannten Anstalten 
und für die Bestattungsunternehmen. Der Landes- 
beauftragte für den Datenschutz in Schleswig-Hol- 
stein hat vorgeschlagen, die Finanzbehörden sollten 
ein Formblatt mit entsprechenden Erläuterungen 
entwerfen, in das die Hinterbliebenen die zu erhe- 

benden Vermögensdaten eintragen müssen. Die 
Pflicht des Standesbeamten könnte sich darauf be- 
schränken, dieses Formblatt den Betroffenen aus- 
zubändigen, die dieses ausgefüllt direkt an die zu- 
ständigen Finanzbehörden zurückzugeben hätten. 
Ich unterstütze diesen Vorschlag. 

Was die gegenwärtige Rechtslage anbelangt, so 
teile ich die Auffassung des Niedersächsischen Da- 

tenschutzbeauftragten, daß die Erbschaftssteuer- 
durchführungsverordnung, die in dem Formularmu- 
ster 3 zu $9 detaillierte Fragen nach dem Nachlaß 

und Nachlaßwert enthält, der Verordnungsermäch- 
tigung des $34 Erbschaftssteuergesetz nicht ent- 

spricht. Diese Gesetzesvorschrift begründet ledig- 
lich eine Verpflichtung der Standesämter, Sterbe- 
fälle anzuzeigen. Eine Mitteilung von Angaben zum 
Nachlaß und zum Nachlaßwert läßt sick auch bei 
großzügiger Auslegung nicht als eine Sterhefall-An- 
zeige deuten. Ebensowenig vermag ich die Überle- 
gung des Bundesministers der Finanzen zu teilen, 
die Verordnungsermächtigung des $36 Abs.1 Nr.1 
ErbStG „zur Vereinfachung des Besteuerungsver- 

fahrens“ sei eine geeignete Grundlage, den Mittei- 

lungsumfang nach $ 34 Abs. 2 Nr. 1 ErbStG (Anzeige 
von Sterbefällen) auf Nachlaßbestandteile und Ver- 
mögenswerte zu erweitern. Ich habe daher empfoh- 
len, in $ 354 der Dienstanweisung für die Standesbe- 
amten —DA-— eine Klarstellung der Rechtslage 
vorzunehmen. 

3.4 Wahlrecht 

Bereits Anfang 1985 habe ich den Bundesminister 
des Innern im Hinblick auf die nächste Bundestags- 
wahl auf das Problem der Benennung von Wahlhel- 
fern durch Behörden hingewiesen (vgl. 8. TB S. 11). 
Ich habe angeregt, in das Bundeswahlgesetz oder in 
die Bundeswaklordnung klarstellende Regelungen 
aufzunehmen. Der Bundesminister des Innern hat 
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hierzu ausgeführt, daß nach $ 11 Bundeswahlgesetz 

grundsätzlich jeder Wahlberechtigte zur Über- 
nahme des Amtes eines Beisitzers eines Wahlaus- 
schusses bzw. eines Mitgliedes eines Wahlvorstan- 
des verpflichtet sei. Daraus lasse sich aber kaum 
die Pflicht einer Behörde ableiten, einer Wahlbe- 
hörde Listen ihrer Bediensteten mit deren Perso- 
nalangaben zur Verfügung zu stellen. Aus wahlor- 
ganisatorischer Sicht hielten die Bundesregierung 
und die überwiegende Mehrheit der Länder sowie 
der Bundeswahlleiter eine Benennungspflicht der 
Behörden bis auf weiteres nicht für notwendig. Viel- 
mehr reiche es zur Gewinnung von Personen zur 
Übernahme eines Wahlehrenamtes aus, wenn 
Dienststellen ihre Beschäftigten auf den Aufruf von 
Wahlbehötden zur Übernahme eines Wahlehrenam- 
tes hinweisen mit der Empfehlung, sich — soweit 
möglich — hierfür freiwillig zur Verfügung zu stel- 
len. 

Ich begrüße diese Feststellung, daß eine Verpflich- 
tung zur Benennung von Bediensteten zum Zwecke 
der Bestellung als Wahlhelfer nicht besteht, Mir 
vorliegende Eingaben zeigen jedoch, daß sich im- 
mer wieder Gemeinden bzw. örtliche Wahlleiter an 
Behörden wenden und um die Benennung geeigne- 
ter Wahlhelfer bitten. 

Ich rege an, den Behörden und ihren Bediensteten 
für künftige Wahlen eine geeignete Orientierungs- 
hilfe auf der Basis der geltenden Rechtslage an die 
Hand zu geben. Sollte sich die Notwendigkeit einer 
gesetzlichen Regelung herausstellen, empfiehlt sich 
eine Bestimmung im Sinne von &10 Abs.3 des 
Volkszählungsgesetzes 1987 (Benennung von Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes für die Zähltätig- 
keit). 

35 Zivildienst 

3.5.1 Aufbewahrung von Anerkennungsunterlagen 

Wie in meinem Achten Tätigkeitsbericht (S. 11) be- 
reits dargestellt, werden beim Bundesamt für den 

Zivildienst (BAZ) die Anerkennungsunterlagen der 
Kriegsdienstverweigerer wegen ihres sensiblen In- 
halts von den übrigen Personalunterlagen getrennt 
aufbewahrt. Ich habe mich hiervon im Berichtsjahr 
überzeugt (siehe Bilanz). Nach wie vor bedarf es 
aber auch einer Festlegung, für welchen Zeitraum 

diese Anerkennungsunterlagen — einschließlich 
der darin enthaltenen besonders schutzwürdigen 
Daten über die Gewissensentscheidung des Betrof- 
fenen — überhanpt aufzubewahren sind und wel- 
che Daten aus diesen Unterlagen für welchen 
Zweck genutzt werden dürfen. Die Frage, wie nach 
einer noch zu bestimmenden Frist mit den Unterla- 
gen zu verfahren ist — etwa Rückgabe an den Zivil- 
dienstleistenden oder Vernichtung der Akten — 

schließt sich zwangsläufig an. Ich halte eine gesetz- 
liche Regelung für geboten. Dabei ist zu klären, ob 
und welchen Beitrag Anerkennungsunterlagen für 
die Erfüllung der Zivildienstpflicht leisten können 
und sollen. Dies betrifft zunächst die Ableistung des 
Zivildienstes von in der Regel zwanzig Monaten, 
wobei u.a. in den Fällen, in denen der Zivildienst- 
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pflichtige nicht selbst akzeptable Vorschläge für 
seine Verwendung macht, sondern die Zuweisung 
eines Platzes durch das BAZ abwartet, aus den An- 
erkennungsunterlagen gelegentlich Hinweise für 
einen sinnvollen und erfolgreichen Einsatz gewon- 
nen werden können. M.E, wäre aber zu prüfen, ob 
nicht speziell für diesen Zweck nach der Anerken- 
nungsentscheidung in einem gesonderten Verfah- 
ren geeignete Daten beim Betroffenen erhoben 
werden können. Damit würde auch eine Gleichbe- 
handlung insoweit erreicht, als Gründe für eine be- 
stimmte Zuweisung auch dann berücksichtigt wer- 
den könnten, wenn sie sich nicht zufällig aus den 
Anerkennungsunterlagen ergeben. 

Hinsichtlich der Aufbewahrung der Anerkennungs- 
unterlagen bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres 
des Betroffenen, also weit über die Zeit der Ablei- 
stung des planmäßigen Zivildienstes hinaus, stützt 
sich das BAZ in seiner Argumentation auf die Vor- 
schriften des $79 Zivildienstgesetz in Verbindung 
mit $3 Abs. 5 Wehrpflichtgesetz. Danach ist im Ver- 
teidigungsfall eine Zivildienstpflicht bis zur Vollen- 
dung des 80. Lebensjahres vorgesehen. Hier läge es 
sicherlich im Allgemeininteresse wie im Interesse 
des Betroffenen selbst, daß sich dessen Einplanung 
und Heranziehung zu einer bestimmten Tätigkeit 
nach seinen dann vorliegenden Kenntnissen und 
Fähigkeiten richten, also z.B, nach den im Rahmen 
der Zivildienstleistung durchgeführten Tätigkeiten 
oder nach dem erlernten und dem ausgeübten Be- 
ruf, Zweifelhaft erscheint jedoch, ob daneben die 
u. U. sehr lange zurückliegenden Erklärungen, Zeu- 
genaussagen und Verhandlungsprotokolle über die 
Gewissensgründe noch eine tragfähige Grundlage 
für eine dann zu treffende Einsatzentscheidung 
sein können. 

Das BAZ hat meine Überlegungen aufgegriffen und 
dem zuständigen Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit einen Vorschlag 
unterbreitet, der dort allerdings noch der weiteren 
Abstimmung bedarf, Der Bundesminister der Ver- 
teidigung ist übrigens — soweit es sich um Betrof- 
fene handelt, denen die Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer versagt wurde — mit vergleich- 
baren Problemen konfrontiert. 

3.5.2 Arbaltsberichte von Zivildienstlaistonden 

Im Rahmen der Ableistung des Zivildienstes kön- 
nen anerkannte Kriegsdienstverweigerer in der Be- 
treuung von alten Menschen, Behinderten und 
Kranken eingesetzt werden, um damit die Lebens- 
bedingungen dieser Bevölkerungsgruppen zu ver- 
bessern. 

Durch Eingaben von Zivildienstleistenden, die in 
den Bereichen Mobile Soziale Hilfsdienste sowie of- 
fene Altenhilfe eingesetzt sind, bin ich auf die für 
diese Tätigkeiten geltende Dienstanweisung hinge- 
wiesen worden. Danach haben die Zivildienstlei- 
stenden Wochenarbeitsberichte zu erstellen. Die Pe- 
tenten bezweifeln, ob die Dienstanweisung den Da- 
tenschutzvorschriften genügt. Insbesondere vermu- 
ten sie, daß dadurch nicht nur der für ihren Einsatz 
zuständigen Zivildienststelle, sondern auch überge-



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode 

ordneten Zivildienstbehörden personenbezogene 
Daten aus der Intimsphäre der Betreuten offenbart 
werden. 

Mit dem Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit und dem Bundesamt für 
den Zivildienst habe ich Einvernehmen über die 
Notwendigkeit erreicht, diese Dienstanweisung 

grundlegend zu überarbeiten und datenschutz- 
freundlicher zu gestalten. Dabei ist geplant, die Ver- 

pflichtung der Verwaltung zur Aufsicht über den 
Zivildienstleistenden und zur Fürsorge für ihn mit 
dem Anspruch der betreuten Personen auf Wah- 
rung ihrer Privatsphäre in der Weise in Einklang zu 
bringen, daß Angaben über sie in den Wochenar- 
beitsberichten nur in verschlüsselter Form zu ma- 
chen sind. Außerdem sollen jeweils mehrere Tätig- 
keitsmerkmale unter einer Schlüsselnummer zu- 
sammengefaßt werden. Der Name des Betreuten 
soll lediglich in Form einer Kennzahl angegeben 
werden, die nur einem ganz kleinen Personenkreis 

zugänglich ist. Ferner habe ich angeregt, die Aufbe- 
wahrungsfrist für die Arbeitsberichte erheblich zu 
verkürzen. 

Das Vorhaben, ein derart verbessertes Verfahren 
der Erstellung und Prüfung der Arbeitsberichte ein- 
zuführen, ist gegenwärtig noch Gegenstand von Er- 
örterungen zwischen dem Bundesminister für Ju- 
gend, Familie, Frauen und Gesundheit und der Bun- 

desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspfle- 
ge. Ich. hoffe, claß es bald zu einer für alle Beteilig- 

ten akzeptablen Lösung kommt. 

4. Rechtswesen 

4.1 Mittellungen In Ziviisachen (MiZI) 

Mitteliungen In Strafsachen (MiStra) 

In früheren Tätigkeitsberichten (letztmals im 8. TB 
S.12) habe ich darauf hingewiesen, daß die Mittei- 
lungen in Zivilsachen (MiZi} sowie die Mitteilungen 
in Strafsachen (MiStra) einer gesetzlichen Grund- 
lage und besseren inhaltlichen Ausgestaltung be- 
dürfen, um den Anforderungen der Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszäh- 
lungsgesetz gerecht zu werden. Hierzu liegt nun- 
mehr ein Referentenentwurf des Bundesministers 
der Justiz für ein „Justizmitteilungsgesetz“ vor, den 
er den Bundesressorts und den Landesjustizverwal- 
tungen „als Diskussionsgrundlage“ und mit der 
Bitte um Mitprüfung und Stellungnahme übersandt 
hat. Danach ist beabsichtigt, die Mitteilungen in Zi- 
vilsachen und in Strafsachen in den $$ 168a bis 168i 
Gerichtsverfassungsgesetz sowie in $38a Jugend- 
gerichtsgesetz gesetzlich zu regeln und dadurch die 
übergangsweise geltenden bundeseinheitlichen 
Verwaltungsanordnungen der Mitteilungen in 
Strafsachen {s. Bundesanzeiger Nr. 60/1985) und 
der Mitteilungen in Zivilsachen (s. Bundesanzeiger 
Nr.219/1985) sowie Verwaltungsanordnungen der 
Länder über Mitteilungen von Klagen, Vollstrek- 
kungsmaßnahmen pp. gegen bestimmte Angehö- 
rige rechtsberatender Berufe zu ersetzen. Der Ent- 
wurf wählt — wie der Bundesminister der Justiz in 
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der Begründung näher erläutert hat — „einen Lö- 
sungsweg, der eine geringere Regelungsdichte auf- 
weist“. Der Entwurf „beschränkt die bereichsspezi- 
fische Zweckbestimmung der Übermittlungsrege- 
lungen auf eine gegenständliche Umschreibung, die 
nicht bis in alle Einzelheiten präzisiert ist“. Er be- 
darf unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten 

einer näheren Prüfung vor allem im Hinblick auf 
Normenklarheit, Praktikabilität und Transparenz. 

Der Bundesminister der Justiz beabsichtigt, durch 
Verwaltungsanordnungen die „erforderlichen Ein- 
zeiheiten so aufzubereiten, daß es wie bisher für 
eine Mitteilung nur in Ausnahmefällen einer An- 
ordnung des Richters oder Staatsanwalts bedarf“. 
Mangelnde Bestimmtheit der Vorschriften des Ent- 
wurfs wie auch der Vorschriften, auf die er Bezug 
nimmt, läßt sich m.E. aber nicht durch Verwal- 
tungsvorschriften ausgleichen. Neben eine Neure- 
gelung der Mitteilungen müssen ergänzend be- 
reichsspezifische Vorschriften über Aufgaben und 
Befugnisse der Empfängerbehörden treten. So muß 
z.B. eine Antwort zu $168a Abs.1 Satz2 Nr.8 des 
Entwurfs auf die Frage, welcher mitzuteilende Vor- 
gang zu ausländerrechtlichen Maßnahmen Anlaß 
geben kann, durch konkrete Rechtsvorschriften des 
Ausländerrechts gegeben werden. Deutlicher als 
bisher läßt der Entwurf jedenfalls die Notwendig- 
keit hervortreten, den Informationsbedarf „zur Er- 
füllung gesetzlicher Aufgaben des Empfängers" 
hinreichend klar zu bestimmen. Daneben stellt sich 
die Frage, ob Vorschriften zur Durchführung des 
vorliegenden Gesetzentwurfs nicht zumindest zu ei- 
nem Teil die Form einer Rechtsverordnung erhal- 
ten müssen. 

Besondere Bedeutung kommt zudem der notwendi- 
gen Beschränkung des Inhalts der Mitteilungen auf 
das jeweils erforderliche Maß zu. Für den Regelfall 
solite die Mitteilung der Tatsache einer Verurtei- 
lung unter Angabe der Straftat bzw. des Tenors der 

Entscheidung im Bereich der streitigen Zivilge- 
richtsbarkeit bzw. der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
genügen. Derartige Festlegungen enthält der Ent- 
wurf jedoch leider noch nicht. 

Gegenwärtig bereite ich unter diesen Gesichts- 
punkten eine Stellungnahme zu dem Entwurf vor. 
Da es sich bei den Mitteilungen überwiegend um 
solche von Justizbehörden der Länder an andere 
Behörden und sonstige öffentliche Stellen in den 
Ländern handelt, kommt es mir hierbei besonders 
auf ein enges Zusammenwirken mit den Daten- 
schutzbeauftragten der Länder an. 

4.2 Stralprozeßordnung 

Das Strafverfahrensrecht enthält in wesentlichen 
Bereichen noch keine den Anforderungen der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
genügende Vorschriften über den Umgang mit per- 
sonenbezogenen Daten. Dies ist — mit Blick auf 
einzelne Problembereiche, so 2. B. die Akteneinsicht 
und die Erteilung von Auskünften — von den Da- 
tenschutzbeauftragten schon früher deutlich ge- 
macht und eine Prüfung und gesetzliche Regelung   
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gefordert worden (vgl. meinen 5.TB S.19f, 6. TB 
S.14, 7. TB 8.14). Inzwischen wird — nicht nur bei 
den. Datenschutzbeauftragten — zunehmend die 
Auffassung vertreten, daß das Strafverfahrensrecht 

unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten ei- 
ner Überarbeitung auf breiterer Basis bedarf. Dabei 
geht es vor allem darum, für die strafprozessuale 
Ermittlungstätigkeit mit Hilfe bestimmter herge- 
brachter und neuartiger Ermittlungsmethoden so- 
wie für die Akteneinsicht im Strafverfahren die für 
Grundrechtseingriffe verfassungsrechtlich gebote- 
nen, im Interesse der Rechtssicherheit und Rechts- 
klarheit notwendigen gesetzlichen Grundlagen zu 
schaffen. Angesichts der besonders wichtigen Auf- 
gabe der wirksamen Bekämpfung des Terrorismus 

ist mir daran gelegen,‘ daß differenzierte Lösungs- 
ansätze gefunden werden, um die strafprozessualen 
Befugnisse zu präzisieren, ohne wesentliche Ele- 
mente des freiheitlichen Rechtsstaats in Frage zu 
stellen. Unter diesen Gesichtspunkten betrachte ich 

es als einen deutlichen Fortschritt, daß der Bundes- 
minister der Justiz „um die Diskussion voranzutrei- 

ben“ einen Arbeitsentwurf eines Gesetzes zur Rege- 
lung der rechtlichen Grundlagen für Fahndungs- 
maßnahmen, Fahndungshilfsmittel und für die Ak- 

teneinsicht im Strafverfahren vorgelegt hat — auch 

wenn er sich damit zunächst nur auf einen Teil der 
regelungsbedürftigen Gegenstände beschränkt. Zur 
weiteren Beteiligung an dieser Diskussion bereite. 

ich im Zusammenwirken mit den Landesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz einen Katalog von „Überle- 
gungen zu Datenschutzregelungen im Strafverfah- 
ren“ vor. Ziel dieser Überlegungen ist es, besondere 
Fahndungsmethoden und den Einsatz besonderer 
technischer Hilfsmittel — wie lesender oder mithö- 
render technischer Geräte bzw. Bildaufzeichnun- 
gen —, also von Methoden und Mitteln mit besonde- 
rem Eingriffscharakter, die oft auch die Rechte Un- 
verdächtiger berühren, zu präzisieren und unter 
Gesichtspunkten der Verhältnismäßigkeit auf ge- 
nau zu bezeichnende Tatbestände der Schwerkrimi- 
nalität zu beschränken. Der Arbeitsentwurf des 
Bundesministers der Justiz sieht z.B. zur Raster- 
fahndung eine Verwertung von Zufallsfunden nur 
im Rahmen des Kataloges von Straftaten vor, bei 

denen die Rasterfahndung selbst zulässig wäre 
($ 98b Abs. 3a.E. des Entwurfs), Die von mir vorbe- 
reiteten Empfehlungen gehen in die gleiche Rich- 
tung. Vergleichbare Regelungen halte ich u. a. auch 

bei der polizeilichen Beobachtung, der planmäßigen 
Observation, beim Einsatz von Ton- und Bildgerä- 
ten sowie bei der Überwachung des Post- und Fern- 
meldeverkehrs für geboten. Das bedeutet, daß die 
Verwendung von Zufallsfunden nur zulässig sein 
sollte, soweit es sich um Straftaten handelt, die ih- 
rerseits die jeweilige Maßnahme rechtfertigen wür- 
den. Ich hoffe, diese Empfehlungen dem Bundesmi- 
nister der Justiz in Kürze zuleiten zu können. 

4.3 Veröffentlichung von Gerichtsentscheldungen 

Wiederholt bin ich um eine Stellungnahme zu der 
Frage gebeten worden, in welcher Form Verfah- 
rensbeteiligte und auch Richter eine Veröffentli- 
chung von Gerichtsentscheidungen hinnehmen 
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müssen. Gelegentlich sind dabei auch Besorgnisse 
von Richtern lautgeworden, mit Mitteln der auto- 
matischen Datenverarbeitung wie des vom Bundes- 
minister der Justiz ins Leben gerufenen Juristi- 
schen Informationssystems JURIS könnte eine 
Kontrolle der richterlichen Tätigkeit ermöglicht 
werden und die Gefahr der Aufzeichnung eines 
„Richterprofils“ entstehen. 

Ich halte in der Frage der Veröffentlichung von Ge- 
richtsentscheidungen eine Abwägung zwischen den 
schutzwürdigen Belangen der Beteiligten und den 
Anforderungen für notwendig, die im Rahmen ei- 
nes überwiegenden Allgemeininteresses an die 
Rechtsfortbildung in Wissenschaft, Lehre und 
Rechtsprechung zu stellen sind. Unter diesen Ge- 

sichtspunkten ist durch Schwärzung von Namen 
und — weitestgehend — von Ortsbezeichnungen in 
der Sachverhaltsdarstellung in aller Regel ein ho- 
her Grad von Anonymisierung zu erreichen, ohne 

daß das im Interesse der Rechtsfortbildung in Pra- 
xis und Lehre gebotene Verständnis der Entschei- 
dungsgründe beeinträchtigt wird. Es muß aber er- 
kennbar sein, welches Gericht, auch welche Kam- 
mer oder weicher Senat etc, wann die Entschei- 
dung getroffen hat. Eine namentliche Angabe der 
beteiligten Richter ist dagegen entbehrlich. 

Vor diesem Hintergrund hat meine Beobachtung 
der Praxis der Gerichte des Bundes, für deren da- 
tenschutzrechtliche Kontrolle — soweit es sich 
nicht um die richterliche Entscheidungsfindung 
handelt — ich zuständig bin, erfreulicherweise bis- 
lang keinen Anlaß zur Kritik gegeben. Der Bundes- 
minister der Justiz hat mir zudem bestätigt, daß er 
die von mir genannten Prinzipien teile. Die JURIS- 
Rechtsprechungsdatenbank dokumentiere das Ge- 
richt und — soweit ersichtlich — den Spruchkörper 
nebst Aktenzeichen und Datum der Entscheidung, 
nicht aber (außer bei Minderheitsvoten des Bundes- 
verfassungsgerichts) die Namen der entscheidenen 
Richter, Auch das Justizstatistik-Informationssy- 
stem JUSTIS speichert — wie mir der Bundesmini- 
ster der Justiz mitgeteilt hat — verfahrensbezogene 
und keine personenbezogenen Daten. 

5. Finanzwesen 

Bei meinen datenschutzrechtlichen Stellungnah- 
men zu den sog. Kontrollmitteilungen nach 8 93 Ab- 
gabenordnung {AO), d.h. den Mitteilungen anderer 
Behörden an Finanzbehörden über Maßnahmen, 
die für die Besteuerung von Bedeutung sind, ging es 
bisher darum, einen vertretbaren Ausgleich zwi- 
schen dem überwiegenden Aligemeininteresse an 
der Sicherung der Besteuerung und dem informa- 
tionellen Selbstbestimmungsrecht des Bürgers zu 
erreichen (vgl.5. TB S.24£,6.TB S.15£,7.TB S. 16). 
Ich habe empfohlen, dafür eine Rechtsgrundlage zu 
schaffen, die den Anforderungen der Normenklar- 
heit und Verhältnismäßigkeit entspricht. Mit dem 
neuen $-93a, der im Zuge des Steuerbereinigungsge- 
setzes 1986 vom 19. Dezember 1985 in die AO aufge- 
nommen wurde, besteht nunmehr eine Ermächti- 
gung für den Erlaß von Rechtsverordnungen über 
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allgemeine Mitteilungspflichten der Behörden ge- 
genüber der Finanzverwaltung. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen hat mir einen ersten Entwurf die- 
ser als Kontrolimitteilungsverordnung {KMV) be- 
zeichneten Rechtsverordnung zugeleitet, der von ei- 
ner Unterkommission der Finanzverwaltungen er- 
arbeitet worden ist. Er ist bislang weder mit den 

obersten Finanzbehörden der Länder noch mit den 
Ressorts der Bundesregierung abgestimmt worden. 
Wegen der Bedeutung dieser Vorschriften für den 
Datenschutz habe ich hierzu gleichwohl bereits 
eine erste Stellungnahme abgegeben. Angesichts 
der Tatsache, daß zwar $ 93, nicht aber $ 93a AO in 

$71 Abs.1 Nr.3-5GBX genannt ist, stellt sich die 
Frage, wie weit die Offenbarungsbefugnis für So- 
zialdaten zu? Erfüllung von Mitteilungspflichten ge- 
genüber Finanzbehörden reicht. Dabei wird es dar- 
auf ankommen, ob $93a AO als eine eigenständige 
Regelung oder lediglich als eine Verordnungser- 
mächtigung zur teilweisen Konkretisierung der in 
893 Abs. 1 AO enthaltenen Vorschrift über die Her- 
anziehung „anderer Personen zur Auskunft" ver- 
standen wird. Wegen dieses Themenkreises habe 
ich gegenüber dem Bundesminister der Finanzen 
angeregt, den Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung in die weitere Erörterung einzubezie- 
hen und mich hierbei weiterhin zu beteiligen. 

6. Bauwesen 

6.1 Baugesotzkuch 

In seiner Sitzung am 23. Oktober 1986 hat der Deut- 
sche Bundestag den von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes über das Bau- 
gesetzbuch verabschiedet, das am 1.Juli 1887 in 
Kraft treten wird. Das Baugesetzbuch umfaßt die 
bisherigen Regelungsbereiche des Bundesbaugeset- 
zes (BBauG) und des Städtebauförderungsgesetzes 
(StBauFG). 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau hatte mir schon im, August 1985 ei- 
nen Referentenentwurf dieses Gesetzgehungsvor- 

habens übersandt und um Beratung zu mehreren 
datenschutzrelevanten Vorschriften gebeten {vgl. 
8.TB S.13), Ich habe feststellen können, daß als 
Ergebnis der Beratungen in dem verabschiedeten 
Gesetz die wichtigsten — wenn auch nicht alle — 

meiner Anregungen Berücksichtigung gefunden 

haben. 

In der Vergangenheit haben mich Bürgereingaben 
insbesondere bezüglich der Befragungen im Zu- 
sammenhang mit städtebaulichen Sanierungsmaß- 
nahmen erreicht. Zur Beurteilung der Sanierungs- 
bedürftigkeit eines Stadtgebietes sowie zur Vorbe- 
reitung und Durchführung der Sanierung selbst be- 
nötigt die Gemeinde insbesondere auch Angaben, 
die ihr nur die betroffenen Bürger geben können. 
Bislang sieht das Städtebauförderungsgesstz daher 
für die Bewohner des betroffenen Stadtgebietes 
eine Auskunftspflicht vor ($3 Abs.4 StBauFG), de- 
ren Verletzung mit einem Zwangsgeld bedroht ist 
(8 87 StBauFG). In ihren Eingaben hatten sich die 
Bürger nicht nur darüber beschwert, daß sich die   
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von der Gemeinde geforderten Angaben oftmals auf 
Sachverhalte der engsten Privatsphäre beziehen, 
sondern daß auch die Fragenkataloge in den Län- 
dern und Gemeinden stark voneinander abweichen. 
Nach den Grundsätzen des Volkszählungsurteils 
des Bundesverfassungsgerichts sind an die ein- 
schlägigen neu zu gestaltenden Vorschriften des 
Baugesetzbuches hohe Anforderungen bezüglich 
Normenklarheit und Verhältnismäßigkeit zu stel- 
len. In diesem Sinne beschränkt sein $ 138 die Aus- 
kunftspflicht nicht nur auf solche Angaben, die für 
Sanierungszwecke erforderlich, d.h. unerläßlich 
sind, sondern nennt auch einen Katalog von Daten, 
der regelmäßig für diese Zwecke ausreichend sein 
dürfte. 

Die Verwendung der personenbezogenen Daten 
wird grundsätzlich auf Sanierungszwecke be- 
schränkt, Soweit die hierfür erhobenen Daten auch 
„für die Besteuerung erforderlich sind“, dürfen sie 
gemäß $ 138 Abs. 2 Satz 4 Baugesetzbuch allerdings 
an die Finanzbehörden weitergegeben werden. 
Zweifellos stellt dies eine Änderung der Zweckbe- 
stimmung der erhobenen Daten dar: Während Sa- 
nierungsmaßnahmen den Bürgern zumindest ten- 
denziell Vorteile bringen und somit ihre Auskunfts- 
bereitschaft fördern, entsprechen Zwecke der Be- 
steuerung einer solchen Zielsetzung selbst dann 
nicht, wenn sie im Einzelfall zu steuerlichen Er- 
leichterungen führen. Eine solche Kombination ten- 
denzieli unvereinbarer Verwendungszwecke für 
zwangsweise erhobene Daten hat das Bundesver- 
fassungsgericht im oben genannten Urteil gerügt. 
Personenbezogene Daten, die für einen bestimm- 
ten, besonders hervorgehobenen „Haupt“-Zweck er- 
hoben wurden, dürfen ohne Aufklärung des Bür- 
gers daneben nicht noch für einen demgegenüber 

zurücktretenden, völlig anders gearteten Zweck 
verwendet werden. Die in $ 138 Abs. 2 Satz 4 Bauge- 
setzbuch geregelte Datenübermittlung an die Fi- 
nanzbehörden muß daher unter datenschutzrechtli- 
chen Gesichtspunkten auf erhebliche Bedenken 
stoßen. 

Beim Kauf von Baugrundstücken steht schon nach 
bislang geltendem Recht den Gemeinden in vielen 
Fällen ein Vorkaufsrecht zu. Damit die Gemeinde 
prüfen kann, ob sie dies wahrnehmen will, hat ihr 
der Verkäufer im Falle einer Grundstücksveräuße- 
rung den Inhalt des Kaufvertrages unverzüglich 
mitzuteilen ($24 Abs.5 BBauG). Nach mir vorlie- 
genden Informationen machen die Gemeinden je- 
doch nur in weniger als 1% aller Fälle von ihrem 
Vorkaufsrecht Gebrauch. Ich habe dem Bundesmi- 
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
daher empfohlen, zur Wahrung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit auf eine engere Begren- 
zung der Mitteilungspflichten hinzuwirken und be- 
grüße es, daß die entsprechenden Vorschriften des 
Baugesetzbuches ($8 24£f.) in dieser Hinsicht nun- 
mehr eine erhebliche Einschränkung vorsehen. 
Dem Vorkaufsrecht der Gemeinden unterliegen 
jetzt nur noch bestimmte Grundstücke; damit ist 
auch eine Einschränkung der Mitteilungspflichten 
verbunden. 

Bereits das Bundesbaugesetz sieht zur Ermittlung 
von Grundstückswerten selbständige, unabhängige 
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Gutachterausschüsse vor ($$ 136 ££. BBauG). Wichti- 
ges Hilfsmittel für deren Arbeit ist die von ihnen zu 
führende sog. Kaufpreissammlung. Hierfür muß die 
beurkundende Stelle dem Gutachterausschuß Ab- 
schriften von alien Verträgen übersenden, die 
Grundstücksverkäufe oder die Begründung eines 
Erbbaurechtes zum Gegenstand haben ($143a 
BBauG). Wenn unterstellt wird, daß eine solche Be- 
schränkung des Rechts auf informationelle Selbst- 
bestimmung der Betroffenen im überwiegenden 
Allgemeininteresse zulässig ist, so muß doch die 
Verwendung der erhobenen Daten normenklar und 
zweckgerichtet geregelt werden. Insofern bringt die 
einschlägige Vörschrift des Baugesetzbuches (8 195) 
gegenüber dem geltendem Recht einen Fortschritt. 
So wird z.'B. klargestellt, daß die Kaufpreissamm- 
lung nur dem zuständigen Finanzamt und nur für 
Zwecke der Besteuerung übermittelt werden darf. 
Gemäß $195 Abs.3 Baugesetzbuch dürfen Aus- 
künfte aus der Kaufpreissammlung bei berechtig- 
tem Interesse nach Maßgabe landesrechtlicher Vor- 
schriften erteilt werden. Die Begründung zum Ge- 
setzentwurf geht im übrigen — in Übereinstim- 
mung mit der bisherigen Verwaltungspraxis — da- 
von aus, daß solche Auskünfte stets nur in einer 
anonymisierten Form gegeben werden, so daß der 
Eigentümer des betreffenden Grundstücks nicht er- 
kennbar ist. Dies müssen die zur erlassenden Aus- 
führungsbestimmungen sicherstellen. 

6.2 Datenschutzkontrolie der Bundesbaudirektion 

Im Mai des Berichtsjahres nahmen meine Mitar- 
beiter bei der Bundesbaudirektion gemäß 819 
Abs.i BDSG eine Datenschutzkontrolle vor. Mit 
Schreiben vom 15.Juli 1986 informierte ich den 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau über das Ergebnis und wies auf einige 
Problempunkte, namentlich bei der Verarbeitung 
der Personaldaten der Bediensteten und beim Ein- 
satz von Personal Computern hin, 

So ist beispielsweise die Bearbeitung von Anträgen 
auf Beihilfe in Krankheitsfällen m.E. organisato- 
risch und personell nicht ausreichend von.der Bear- 
beitung der Personalangelegenheiten getrennt, wo- 
durch die Gefahr von Interessenkonflikten besteht. 
Auch die automatisierte Registrierung und Verar- 
beitung von Telefonverbindungsdaten der Bedien- 
steten gab Anlaß zur Kritik. 

Bei der Bundesbaudirektion werden Personal Com- 
puter in nicht unerheblichem Umfang auch zur Ver- 
arbeitung personenbezogener Daten eingesetzt. 

Dies birgt für die schutzwürdigen Belange der Be- 
troffenen Risiken, die sich weitgehend einer Be- 
grenzung entziehen (vgl. 8. TB S.56ff. und unten 
20.1). Der vom BDSG geforderten Organisations- 
kontrolle kommt dadurch besondere Bedeutung zu. 
Ich habe dem Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau meine Auffassung mitge- 
teilt, daß die Organisation der Bundesbaudirektion 
den besonderen Risiken der Verarbeitung perso- 
nenbezogener Daten mit Hilfe von Personal Com- 
putern noch nicht Rechnung trägt, 
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Die Stellungnahme der Bundesbaudirektion zu den 
von mir aufgeworfenen Fragen hat mich erst kurz 
vor Abschluß des vorliegenden Tätigkeitsberichts 
erreicht. Ich habe sie noch nicht auswerten kön- 
nen. 

7. Personalwesen 

71  Konventlonalle Personaldatenverarbeitung 

7.1.1 Personalaktenrecht 

Nachdem ich bereits in meinem Dritten (S.26, 27) 
und Fünften Tätigkeitsbericht (S. 27) auf die Unvoll- 
ständigkeit des Personalaktenrechts des Bundes 
hingewiesen hatte, hat die Bundesregierung in den 
Jahren 1983 und 1984 Initiativen zu einer. Neurege- 
lung des Personalaktenrechts des Bundes ergriffen. 
Hierüber habe ich in meinem Sechsten (S. 18) und 
Siebenten Tätigkeitsbericht (5.20) berichtet. Die 
Planungs- und Prüfungsarbeiten der interministe- 
riellen Arbeitsgruppe beim Bundesminister des In- 
nern wurden im Berichtsjahr intensiviert. Daran 
nehme ich in beratender Funktion teil, Bereits jetzt 
zeichnet sich ab, daß zahlreiche Forderungen, die 
ich in früherer Zeit gestellt hatte, wie beispiels- 
weise die gesetzliche Verankerung des Personalak- 
tengeheimnisses oder die Regelung des notwendi- 
gen Inhalts der Personalakten, hier insbesondere 
Inhalt und Behandlung der Personalbögen, der Be- 
werbungsunterlagen wie auch der personalärztli- 
chen Vorgänge und Beihilfeakten, Berücksichti- 
gung finden sellen. 

Ich begrüße die beabsichtigte umfassende Rege- 
lung des Personalaktenrechts auch deshalb, weil 
mir durch zahlreiche Eingaben die Dringlichkeit 
dieses Vorhabens deutlich geworden ist. 

7.1.2 Beihlife 

-— Wiederholt habe ich in meinen Tätigkeitsberich- 
ten auf die Notwendigkeit einer Abschottung der 
Beihilfestelle von der Personalverwaltung hin- 
gewiesen (6. TB S. 19f. und 8. TB S,13£.). In der 
Neufassung der allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften über die Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen vom 
19, April 1985 (GMBI. 1985, S. 2901. — BhV —) ist 
zwar festgelegt, daß die bei der Bearbeitung von 
Beihilfen bekanntgewordenen Angelegenheiten 
geheimzuhalten sind, Durch die organisatori- 
sche Einbindung der Beihilfestellen in die Per- 
sonalverwaltung können jedoch, wie mir auf- 
grund von Eingaben deutlich geworden ist, ins- 
besondere im Rahmen der Dienst- oder Fachauf- 
sicht oder im Rahmen eines Widerspruchsver- 
fahrens dann Probleme entstehen, wenn dem 
Leiter einer Organisationseinheit sowohl die 
Beihilfebearbeitung wie auch die allgemeine 
Personalverwaltung unterstehen. Die Mitarbei- 
ter in den Beihilfefestsetzungsstellen sind ver- 
pflichtet, über die ihnen bei der Bearbeitung 
oder der Entgegennahme der Beihilfeanträge 
anvertrauten oder zur Kenntnis gelangten per- 
sönlichen Angelegenheiten auch im dienstlichen 
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Verkehr Stillschweigen zu bewahren. Es ist 
nicht auszuschließen, daß in den genannten Fäl- 
len ein auch für die Personalverwaltung zustän- 
diger Vorgesetzter eines Beihilfesachbearbeiters 

Einblick in die Beihilfeunterlagen nimmt. Dieses 
Problem kann nicht isoliert gelöst werden, son- 
dern nur im Zusammenhang mit der Forderung 

nach einer strikten Abtrennung der Beihilfestel- 
len von der allgemeinen Personalverwaltung. 
Eine den Anforderungen des Personaldaten- 
schutzes genügende vertrauliche Behandlung 
von Beihilfedaten wird erst dann gewährleistet 
sein, wenn in allen Teilen der Verwaltung eine 
konsequente ‘Trennung der Beihilfestellen von 
den Personalstellen durchgeführt ist. Diese Auf- 
fassung wird vom Landesarbeitsgericht Köln 
(Urteil vom 8. November 1984 — 65a 1324/83) 
gestützt. Danach können sich die Angaben, die 
ein Arbeitnehmer im Beihilfeantrag über seinen 
Gesundheitszustand macht, negativ auf sein be- 
rufliches Fortkommen auswirken, wenn die Be- 
diensteten, die mit der Bearbeitung der Beihilfe- 
anträge beauftragt sind, derart in die allgemeine 
Personalverwaltung eingebunden sind, daß ihr 
Kenntnisstand möglicherweise künftige perso- 
nelle Maßnahmen des Arbeitgebers beeinflußt. 
Diese Gefahr müsse aufgrund der bestehenden 
Fürsorgepflicht durch geeignete organisatori- 
sche Maßnahmen ausgeräumt werden. Solange 
solche Vorkehrungen nicht getroffen seien, 
dürfe die Bearbeitung nicht von der Angabe der 
ärztlichen Diagnose abhängig gemacht werden. 

Ich habe in diesem Zusammenhang immer wie- 
der vorgeschlagen, die Beihilfen für bestimmte 
Teile der Verwaltung zentral zu bearbeiten. Dies 
geschieht bereits heute beim Bundesverwal- 
tungsamt für die Beihilfen von Ruhestandsbe- 
amten des Bundes. Ich empfehle zu prüfen, ob 
diese oder eine ähnliche Lösung nicht auch für 
die Bearbeitung der Beihilfen aktiver Bundesbe- 
diensteter in Betracht kommt. 

Auch im Berichtsjahr wurde ich durch mehrere 
Eingaben darauf hingewiesen, daß wegen der als 
mangelhaft empfundenen Abschottung der Bei- 
hilfestellen innerhalb der Personalverwaltung 
erhebliche Bedenken von Bediensteten bestan- 
den, bestimmte Rechnungen für ärztliche Lei- 
stungen zur Beihilfegewährung einzureichen. 

Die Beihilfefestsetzungsstelle ist verpflichtet, 
die Notwendigkeit und Angemessenheit der in 
Rechnung gestellten ärztlichen Leistungen zu 
prüfen. Diesen Anforderungen an eine ord- 
nungsgemäße Bescheidung des Beihilfeantrages 
kann die Beihilfefestsetzungsstelle nur genügen, 
wenn sie die Art der diagnostizierten Erkran- 
kung mit der abgerechneten ärztlichen Leistung 
vergleichen kann. Die Angaben der Diagnosen 
auf den Arztrechnungen sind daher m.E. erfor- 
derlich. Ein Problem besonderer Art wirft in die- 
sem Zusammenhang das seit Oktober 1985 prak- 
tizierte Antragsverfahren für die Anerkennung 
der Beihilfefähigkeit psychotherapeutischer 
Maßnahmen auf. Es gibt unter Aspekten des 
Personaldatenschutzes insoweit Anlaß zu Be- 
denken, als in dem „Bericht an den Gutachter“ 
(Anlage 2 zu Hinweis Nr.52 zu $5 Abs.1 Nr.2   
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BhV) unter vollständiger Namensnennung Aus- 
sagen über Psychogenese und Psychodynamik 
der neurotischen Entwicklung und über die 
Prognose der Therapie gefordert werden. Für 
die Begutachtung durch den externen Gutachter 
sind nach meiner Auffassung weder der Name 
noch das Geburtsdatum des Patienten erforder- 
lich. Es wäre ausreichend, wenn in diesem Falle 
eine Chiffre-Nummer sowie das Alter des Pa- 
tienten angegeben würden. Hinsichtlich der üb- 
rigen geforderten Merkmale des Patienten 
könnten Bedenken wegen einer möglichen Re- 
identifizierung im Hinblick auf den ohnehin be- 
stehenden Vertrauensschutz zurückgestellt wer- 
den. Im übrigen sollten derartige Gutachten 
nicht nur — wie vorgeschrieben — in verschlos- 
senen Umschlägen verwahrt und versandt, son- 
dern darüber hinaus deren Öffnung dokumen- 
tiert werden. Im Bereich der Krankenkassen 
wird in den entsprechenden Fällen bereits jetzt 
der gesamte Behandiungsfall unter einer Chif- 

frenummer — ohne Namensnennung — abge- 
wickelt, die der behandelnde Arzt bereits beim 
Ausfüllen der Formblätter festsetzt. Meine da- 
tenschutzrechtlichen Bedenken sowie den Lö- 
sungsvorschlag habe ich bereits vor einiger Zeit 
dem Bundesminister des Innern mitgeteilt. Eine 
Entscheidung ist bisher nicht getroffen worden. 

Im Bereich der Deutschen Bundespost wird die 
Beihilfe für Berechtigte, die zugleich freiwilliges 
Mitglied der Postbeamtenkrankenkasse sind, 
von der Postbeamtenkrankenkasse festgesetzt 
und zusammen mit den zustehenden Kassenlei- 
stungen ausgezahlt. Die Ansprüche auf Beihilfe 
und auf Kassenleistungen sind mit einem ein- 
heitlichen Antragsvordruck bei der Postbeam- 
tenkrankenkasse geltend zu machen. Der An- 
trag ist zusammen mit den Rechnungsbelegen 
bei der Personalstelle der Beschäftigungsdienst- 
stelle des Antragstellers einzureichen. 

Wiederholt haben Berechtigte in Eingaben an 
mich die Befürchtung geäußert, daß durch die- 
ses Antragsverfahren Angaben über ihre ge- 
sundheitlichen Verhältnisse bzw. über die Art 
ihrer Erkrankung in die Personalverwaltung der 
Bundespost gelangen und dort zu ireffenden 
Personalentscheidungen beeinflussen könnten. 

Meine Feststellungen haben ergeben, daß derar- 
tige Bedenken nicht gerechtfertigt sind. Die Bei- 
hilfe- und Erstattungsanträge, die bei den 
Beschäftigungsdienststellen einzureichen sind, 
enthalten neben den persönlichen Angaben eine 

Zusammenstellung der Aufwendungen, in der 
lediglich die laufende Nummer und der Rech- 

nungsbetrag der beigefügten Rechnungen ent- 
halten sind; für weitere Angaben wie z.B. Name 
und/oder Fachrichtung des behandelnden Arz- 
tes, Art der Behandlung oder Bezeichnung des 
verordneten Medikaments ist in dem Antrag 
kein Raum. Die Rechnungsbeiege können dem 
Antrag in einem verschlossenen Umschlag bei- 
gefügt werden, der dann erst bei der Postbeam- 
tenkrankenkasse geöffnet wird. 

Nach meinem Eindruck ist allerdings die offene 
Beifügung der Belege die Regel. Dieser Ein- 
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gruck resultiert auch aus der Tatsache, daß je- 
denfalls bei einer Beschäftigungsstelle ein Vor- 

druck vorhanden ist und verwendet wird, mit 
dem einzelne fehlende Belege vom Antragsteller 
nachgefordert werden können. Daraus ergibt 
sich, daß die Betroffenen zumindest nicht hinrei- 
chend darüber informiert sind, daß sie die Be- 
lege im verschlossenen Umschlag beifügen kön- 
nen. Ich sehe auch verfahrensmäßig keine Not- 
wendigkeit für eine offene Beifügung der 
Belege. 

In einem Fall hat die Beschäftigungsstelle bei 
geltend gemachten Aufwendungen für eine Heil- 
kur die Vorlage eines ärztlichen Schlußberichts 
nachgefordert. In Unkenntnis des für Beihilfe- 
zwecke erforderlichen Inhalts eines solchen 
Kurberichts hat der Betroffene eine Ablichtung 
des Arztbriefes, den der Kurarzt dem weiterbe- 
handelnden Hausarzt geschrieben hatte, vorge- 
legt. Dieser Arztbrief, der ausführliche Angaben 
über Diagnosen, Befunde und Therapien ent- 
hielt, wurde vom Hausarzt — verständlicher- 
weise — nur unter großen Bedenken herausge- 
geben. 

Auf meine Anregung hin wurde dem Betroffe- 
nen dieser Arztbrief zurückgegeben. Außerdem 
wurden die Formblätter für die Bescheide über 
die Anerkennung der Beihilfefähigkeit der Auf- 
wendungen für eine Sanateriumsbehandlung 
und einer Heilkur geändert und mit dem Hin- 
weis versehen, daß der nach Abschluß der Maß- 
nahme vorzulegende ärztliche Schlußbericht le- 
diglich bestätigen soll, daß die Behandlung ord- 
nungsgemäß durchgeführt worden ist und dar- 
über hinausgehende medizinische Angaben 
nicht erforderlich sind, 

7.13 Besoldung/Versorgung 

Im Berichtsjahr habe ich festgestellt, daß im 
Bundesministerium des Innern und seinem Ge- 
schäftsbereich separate Kindergeldakten nicht 
geführt werden. Vielmehr werden die anfallen- 
den Unterlagen dem Kostenteil der Personalak- 
te zugeordnet. Dies ergibt sich aus einem 
Erlaß des Bundesministers des Innern vom 
21. Juni 1966 (Z 2-001 002/1) an die Dienststellen 
im Geschäftsbereich betreffend die Anlage und 
Führung der Personalakten. 

In einem gemeinsamen Rundschreiben des Bun- 
desministeriums des Innern und des Bundesmi- 
nisteriums für Jugend, Familie und Gesundheit 
vom 26. Oktober 1983 (D 114-221 972) ist klarge- 
stellt, daß das Sozialgeheimnis (835 Sozialge- 
setzbuch I — SGB I} es verbietet, Kindergeldda- 
ten an die mit der Bearbeitung von Personalsa- 
chen Betrauten weiterzugeben; wenn Kinder- 
geld- und Personalsachen von derselben Stelle/ 
Person bearbeitet werden, dürfen Kindergeldda- 
ten bei der Bearbeitung von Personalsachen 
nicht verwendet werden. Dieser Hinweis auf die 
bestehende Rechtslage entspricht einer Forde- 
rung der Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder (vgl. 6. TB 8.32). Weitere Maß- 
nahmen sind aber erforderlich um zu verhin- 
dern, daß im Zusammenhang mit der Kinder-   

geldbearbeitung erhobene Daten zur Kenntnis 
der mit der Personalverwaltung im engeren 
Sinne befaßten Bediensteten gelangen. Ich ver- 
trete die Auffassung, daß Kindergeldakten ge- 
trennt von den übrigen Personalvorgängen ge 
führt werden müssen. Diese Vorgänge dürfen 
nur Bediensteten zugänglich gemacht werden, 
die mit der Festsetzung und Anordnung von Be- 
zügen betraut sind. In dem Kostenteil der Perso- 
nalakten soll lediglich die Tatsache und der Be- 
günstigte der kindergeldrechtlichen Maßnahme 
sowie der Name und das Geburtsdatum des Kin- 
des vermerkt sein. 

Änderungsbedürftig ist auch das derzeitige Ver- 
fahren, Steuerbescheide zu den Kindergeldun- 
terlagen zu nehmen, wenn ein Anspruch über 
den Sockelbetrag hinaus geltend gemacht wird. 
Bei den daraus ersichtlichen Angaben über die 
verschiedenen positiven und negativen Ein- 
künfte eines Bediensteten handelt es sich um 
besonders sensible Daten, die gemäß $$ 16, 11 
Bundeskindergeldgesetz (BKGG) für die Ent- 
scheidung über den geltend gemachten An- 
spruch nicht in vollem Umfang erforderlich sind. 
Bereits in meinem Siebenten Tätigkeitsbericht 
{S. 43, 44) ist meine Auffassung festgehalten, daß 
es für die Prüfung der kindergeldrechtlichen 
Einkommensgrenze auf die Summe der positi- 
ven Einkünfte ankomme und daß deshalb eine 
Aufteilung nach einzelnen Einkunftsarten nicht 
vorzunehmen sei. Das Verlangen der Besol- 
dungsstellen, hier stets alle Einzeleinkünfte zu 
erhalten und im Steuerbescheid lesbar zu belas- 
sen, ist m. E. unzulässig, da es insoweit an der 
Erforderlichkeit für die Leistungsbemessung 
mangelt, 

Der Bundesminister des Innern hat in einem 
Rundschreiben vom 11.Oktober 1985 (Z5- 
007 800/6) darauf hingewiesen, daß den förmli- 
chen Kassenanweisungen bei Zahlung von Un- 
Jallfürsorge Arztrechnungen, Rezepte und son- 
stige Belege beizufügen sind. Er beruft sich da- 
bei auf 558 Reichsrechnungsordnung (RRO). 
Danach sind Schriftstücke, die einen der förmli- 
chen Kassenanweisung zugrundeliegenden Vor- 
gang betreffen, der Kassenanweisung beizufü- 
gen, soweit dies in den 88 59 bis 85 RRO vorgese- 
hen oder vom Rechnungshof besonders be- 
stimmt oder sonst zur Begründung der Kassen- 
anweisung notwendig ist, Ich halte dieses Ver- 
fahren unter Aspekten des Personaldatenschut- 
zes für bedenklich. Die genannten Belege müs- 
sen zwar den Bearbeitern bekannt sein, die über 
die Gewährung der Leistungen entscheiden, für 
eine Beifügung der Belege zu den Auszahlungs- 
anordnungen sehe ich jedoch keine Notwendig- 
keit, So erhält beispielsweise auch In Beihilfefäl- 
len der Bedienstete entsprechende Belege zu- 
rück. Der beihilfefähige Betrag wird vom bewil- 
ligenden Sachbearbeiter sachlich und rechne- 
risch festgestellt. Begründende Begleitunterla- 
gen gibt es nicht. Ich vermag der Argumentation 
des Bundesrechnungshofes nicht zu lolgen, daß 
im Hinblick auf die $$48 und 55 RRO auf die 
Beifügung der Belege nicht verzichtet werden 
könne, weil aufgrund einer Güter- und Interes- 
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senabwägung das Verfahren der Vorprüfung der 
Unfallfürsorge dem Persönlichkeitsrecht des Be- 
troffenen an Geheimhaltung seiner Gesund- 
heitsdaten vorgehe. 

Die Daten in Arztrechnungen und Rezepten be- 
rühren die Intimsphäre eines Bediensteten und 
lassen sehr weitreichende, möglicherweise unzu- 
treffende Rückschlüsse Dritter auf seinen Ge- 
sundheitszustand zu. Daß die Beifügung der Un- 
terlagen für das Auszahlungsverfahren selbst 
nicht erforderlich ist, zeigt die Praxis des Beihil- 

feverfahrens. Der Bundeskasse sollte es ausrei- 
chen, daß ein.Verantwortlicher die sachliche und 
rechnerische Richtigkeit festgestellt hat. Auch 
für Zwerke der Vorprüfung ist das bisherige 
Verfahren offenbar nicht zwingend. Der Bundes- 
rechnungshof hat zugestimmt, daß von der Bei- 
fügung begründender Unterlagen abgesehen 
werden kann, wenn der Bedienstete die Origi- 
nalbelege einem anderen oder weiteren Kosten- 
trägern vorlegen muß (z.B. Beihilfe). Es über- 
zeugt nicht, daß in den Fällen, in denen der 
Bund alleiniger Kostenträger ist, die Beifügung 
der Unterlagen erforderlich sein soll. Nach mei- 
ner Auffassung ist das auch vom Bundesmini- 
ster der Finanzen in diesem Zusammenhang 
vorgeschlagene Verfahren, die begründenden 
Unterlagen bei der anordnenden Dienststelle zu 
belassen und dort für die Rechnungsprüfung be- 
reitzuhalten, unter dem Gesichtspunkt des Per- 
sönlichkeitsschutzes die einzig vertretbare Lö- 
sung. 

7.1.4 Einzelfälle 

Die Deutsche Bundespost räumt ihren Bedien- 
steten bei der Benutzung des Postgiroverfahrens 
bestimmte Vergünstigungen ein. Das Verfahren 
im einzelnen regelt sich nach einer Dienstanwei- 
sung (DAGehaltskto), die im Amtsblatt des Bun- 
desministers für das Post- und Fernmeldewesen 
Nr. 96 vom 15. Juli 1982, S. 1046 veröffentlicht ist. 
Für den Fall, daß ein Bediensteter sein Konto 
über ein bestimmtes Limit hinaus überzieht, ist 
eine Sperre zu veranlassen, durch die ‚sicherge- 
stellt werden soll, daß künftige Zahlungen nur 
bei Deckung geleistet werden. Über die Sperren 
hat die Personalstelle eine Liste zu führen. 
Diese Aufzeichnungen dürfen nur zur Bearbei- 
tung von Deckungsanfragen genutzt werden. 

Ich habe bei einem Postamt festgestellt, daß sich 
dennoch ein Sperrvermerk in den Personalpa- 
pieren eines Bediensteten befand. Es stellte sich 
heraus, daß bei dieser Personalstelle regelmäßig 
entgegen der bestehenden Dienstanweisung ver- 
fahren. wurde. Ich konnte dieses Verfahren un- 
ter Hinweis auf die bestehende Regelung ab- 
stellen. 

Ein weiterer Fall der unberechtigten Weitergabe 
von Daten über wirtschaftliche Verhältnisse von 
Bediensteten wurde mir durch die Eingabe des 
Personalrates des Bundesgrenzschutzes (BGS) 
beim Grenzschutzamt Braunschweig bekannt. 
Im Rahmen der Wohnungsfürsorge verlangte die 
Bezirksregierung Braunschweig vom Grenz-   
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schutzamt Braunschweig, daß einem Belegungs- 

vorschlag für eine Wohnung eine Stellungnahme 
zu den wirtschaftlichen Verhältnissen beizufü- 
gen sei, z.B, ob Pfändungs- bzw. Überweisungs- 
beschlüsse oder andere Belastungen des Ein- 
kommens eines Bewerbers vorlägen. Hinter- 
grund dieser Anforderung ist, daß Bediensteten 
im Rahmen der Wohnungsfürsorge nur solche 
Wohnungen zugewiesen werden sollen, deren 
Miete sie voraussichtlich auch bezahlen können. 
Ich halte die Datenweitergabe in der vorgesehe- 
nen Form für unzulässig. Soweit die BGS- 
Dienststelle über Unterlagen verfügt, die über 
Belastungen des Einkommens Auskunft geben, 
gehören diese Unterlagen zu den Personalakten 
und sind besonders vertraulich zu behandeln. 
Eine gesetzliche Grundlage für die Übermittlung 
dieser Daten sehe ich nicht. Ich halte die Weiter- 
gabe daher nur dann für zulässig, wenn die Be- 
diensteten im Einzelfall zugestimmt haben. Eine 
Verweigerung der Zustimmung kann zwar die 
Konsequenz haben, daß der Betreffende bei der 
Wohnungsbelegung nicht berücksichtigt wird. 
Ich meine aber, es sollte jeder selbst entschei- 
den, ob er die Geheimhaltung seiner persönli- 
chen Daten der Zuweisung einer preisgünstigen 
Wohnung vorziehen will. Diese Auffassung habe 
ich gegenüber dem Personalrat beim Grenz- 
schutzamt Braunschweig zum Ausdruck ge- 
bracht. 

— Durch eine Eingabe wurde ich darauf aufmerk- 
sam, daß den Abteilungskommandeuren des 
Grenzschutzkommandos (GSK) Süd eine Liste 
aller Hundertschaftsführer mit dienstiicher Be- 
wertung ausgehändigt wurde. Das vom Kom- 
mandeur des GSK Süd verfolgte Ziel bestand 
darin, in vertraulichen Erörterungen auf eine 
Beurteilungspraxis anhand einheitlicher Beur- 
teilungsmaßstäbe innerhalb seiner Behörde hin- 
zuwirken. Der Bundesminister des Innern hat 
sich meiner kritischen Bewertung des Vorgan- 
ges unter Hinweis darauf angeschlossen, daß es 
der Herausgabe einer Listenübersicht nicht be- 
durft hätte, weil eine Vergleichsbewertung und 
eine statistische Darstellung unterschiedlicher 
Beurteilungsmaßstäbe auch möglich gewesen 
wäre, ohne den konkreten Personenbezug im 
Einzelfall herzustellen. Er hat deshalb den Kom- 
mandeur des GSK Süd angewiesen, diese Listen 
wieder einzuziehen und vernichten zu lassen. 
Darüber hinaus wurde mir versichert, daß eine 
derartige Listenverteilung keine im Bundes- 
grenzschutz gängige Praxis ist. 

— Aufgrund einer Eingabe hatte ich die Hauptver- 
waltung der Deutschen Bundesbahn um Stel- 
lungnahme zu ihrem Verfahren bei der Rück- 
sendung der Lohnsteuerkarten an die Mitarbei- 
ter und Versorgungsempfänger der Deutschen 
Bundesbahn gebeten. Anlaß hierfür war, daß die 
Lohnsteuerkarten gegen Empfangsbestätigung 
durch die Dienst- oder Betreuungsstelle offen 
ausgehändigt wurden. In kleinen Organisafions- 
einheiten (Meistereien) war sogar vorgesehen, 
daß der Meister und damit der unmittelbare 
Dienstvorgesetzte eines Beschäftigten diesem 
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die Lohnsteuerkarte unverschlossen aushändigt. 
Unter Hinweis darauf, daß auf der Lohnsteuer- 
karte hochsensible personenbezogene Daten 
aufgeführt sind, die nur einem Personenkreis 
zur Kenntnis kommen dürfen, der sie zur Erfül- 
lung seiner Aufgabe benötigt, habe ich die Deut- 
sche Bundesbahn gebeten, ihre Praxis zu über- 
prüfen. Zur Verbesserung, des Personaldaten- 
schutzes in diesem Bereich wurde zwischenzeit- 
lich die Weisung erteilt, daß künftig Lohnsteuer- 
karten nur aufgrund einer schriftlichen Anfor- 
derung des Mitarbeiters bzw. Versorgungsemp- 
fängers von der Hauptkasse unter Verwendung 
eines von dem jeweiligen Empfänger beigefüg- 
ten Briefumschlages, dieser natürlich verschlos- 
sen, ausgehändigt werden dürfen. 

—- Ferner hatte ich mich mit der Frage zu befassen, 
inwieweit der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen bei der Prüfung der Kinder- 
geldanträge Schul- bzw. Abschlußzeugnisse bei 
den Bediensteten anfordern kann. Nach meiner 
Auffassung reicht eine Schlußbescheinigung der 
Bildungseinrichtung als Nachweis für die Kin- 
dergeldzahlung an Bedienstete der Deutschen 
Bundespost aus. Dieser Auffassung hat sich der 
Bundesminister für das Post- und Pernmeldewe- 
ser angeschlossen und alle Mittelbehörden sei- 
nes Geschäftsbereiches angewiesen, entspre- 
chend zu verfahren. 

— Der Bundesminister der Finanzen hat in einem 
Erlaß die Veröffentlichung personenbezogener 
Daten von Verwaltungsangehörigen in Bezirks- 
nachrichten oder Hausmitteilungen in einer 
Form geregelt, die datenschutzrechtlichen An- 
forderungen in umfassender Weise Rechnung 
trägt. Ich habe daraufhin die Bekanntgabe von 
„Personalnachrichten“ in den Hausmitteilungen 
des Bundesministers des Innern überprüft. Der 
BMI gibt überwiegend Daten bekannt, die un- 
mittelbar von dienstlichem Interesse sind. Ne- 
ben dem Anlaß der Bekanntgabe werden Na- 
men, Armtsbezeichnung, Organisationseinheit, 
Hausruf und Zimmernummer veröffentlicht. Der 
BMI hat mir versichert, daß Wünschen von Be- 
diensteten, auf die Bekanntgabe ihrer Daten in 
den Hausmitteilungen zu verzichten, ausnahms- 
los nachgekommen werde. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt sehe ich kein Erfordernis, die Praxis 
der Bekanntgabe von „Personalnachrichten“ in 
den Hausmitteilungen des Bundesministers des 
Innern zu ändern. Allerdings halte ich die Infor- 
mation der Mitarbeiter darüber, daß sie die Mög- 
lichkeit haben, einer Veröffentlichung ihrer Da- 
tern zu widersprechen, für geboten. Der BMI 
sieht hierfür — im Gegensatz zum Bundesmini- 
ster der Finanzen — allerdings keine Notwen- 
digkeit. 

7.2 Automatisierte Personaldetenverarbeltung 

7.2.1 Personalinformstionssysteme 

— Im Mittelpunkt meiner Kontrolle der Personal- 
datenverarbeitung des Deutschen Patentamtes 
(DPA) stand das dort betriebene Personalinfor- 
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mationssystem. Nach meiner Feststellung er- 
scheint der Inhalt der Datenbank (rund 40 Fel- 
der mit Angaben zur Person, Ausbildung, zu 
Kenntnissen. usw.) weitgehend problemlos. Le- 
diglich im Hinblick auf die Speicherung und 
Verarbeitung der Beurteilungsnoten habe ich 
Bedenken geäußert. Ich habe empfohlen, von 
der automatisierten Verarbeitung abzusehen, so- 
fern sich diese nicht nur auf die Einzelanzeige 
am Bildschirm beschränkt. Die Gefahr, daß es 
bei einer maschinellen Verarbeitung (Reihung, 
Vergleich mit anderen Mitarbeitern, Auswahl) 
zu einer Entscheidung durch das maschinelle 
System kommt, ist nach meiner Auffassung 
nicht auszuschließen. Dies würde jedoch eine 
Gefährdung des Persönlichkeitsrechts bedeu- 
ten. 

Die Auswertung der Datenbank erfolgt mit einer 
modernen Abfragesprache. Es wurden bisher 
rund 350 Abfragen entwickelt. Fast ein Drittel 
davon wurde spontan formuliert. Diese Anzahl 
erscheint ungewöhnlich hoch. Ich habe hierge- 
gen Bedenken geäußert, weil es nach meiner Be- 
wertung die Verfügbarkeit freier Abfragen aus- 
schließt, daß die ordnungsgemäße Anwendung 
der Datenverarbeitungsprogramme im Sinne 
des 815 Nr.2 BDSG gewährleistet werden 
kann, 

Hinzu kommt, daß bei spontan formulierten 
Auswertungen die nach $75 Abs.3 Nr. 17 
PersVG gebotene Beteiligung der Personalver- 
tretung ebensowenig möglich ist wie die des in- 
ternen Datenschutzbeauftragten. Ich habe eine 
Reihe von Verfahrensvorschlägen gemacht und 
darüber hinaus eine Verbesserung der Datensi- 
cherungsmaßnahmen empfohlen. 

Daneben habe ich ein weiteres Verfahren zur 
Personaldatenverarbeitung festgestellt, das bis 
dahin im DPA nicht als solches erkannt worden 
war. Dabei melden die Prüfer die im Patentprü- 
fungsverfahren von ihnen erledigten Fälle mo- 
natlich ihren Abteilungsleitern. Diese Meldun- 
gen werden vom Hauptabteilungsleiter zu na- 
mentlichen Jahresübersichten zusammenge- 
stellt. Zumindest in einem Fall wurde die monat- 
liche Prüferdatei vom Abteilungsleiter auf ei- 
nem „pocket computer“ geführt und verschie- 
dene Auswertungen ausgedruckt. Dieses Verfah- 
ren soll zum einen der Arbeitsdisposition der 
Prüfabteilungen dienen, es wird zum anderen 
aber auch zur Leistungsermittlung der Prüfer 
genutzt: die Zahl der erledigten Prüffälle ist ein 
Hauptkriterium bei der Beurteilung der Prüfer, 

Das DPA erwägt, ein automatisiertes Dialogsy- 
stem für Prüfer zu entwickeln, in das auch das 
vorstehend beschriebene Verfahren integriert 
werden soll. 

Ich habe gegen diese Ausbaupläne insoweit Be- 
denken erhoben, als ein vollständiges Abbild des 
Arbeitsverhaltens der Mitarbeiter und eine lük- 
kenlose Kontrolle ihrer Leistung ein unverhält- 
nismäßiger und daher unzulässiger Eingriff in 
Persönlichkeitsrechte wäre. Unter Berücksichti- 
gung dieses Grundsatzes habe ich für die Sy-
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stementwicklung die Ausrichtung an folgenden 
Kriterien empfohlen: 

— Vorrang konventioneller Dienstaufsicht vor 
maschineller Kontrolle 

— Kontrollen nur in Form von Stichproben 

— Vorrang für Kontrollen mit nicht personen- 
bezogenen Daten (z.B. Abteilungsübersich- 
ten} vor individuellen technischen Kontrol- 
len 

— Festlegung angemessener Löschungsfristen. 

Darüber hinaus habe ich darauf hingewiesen, 
daß ebenso wie der interne Datenschutzbeauf- 
tragte auch der Personalrat an der Entwicklung 
zu beteiligen ist, da derartige Verfahren der Mit- 
bestimmung unterliegen. 

Insgesamt habe ich den Eindruck gewonnen, 
daß bei der Personaldatenverarbeitung im DPA 
aus datenschutzrechtlicher Sicht noch ein er- 
heblicker Regelungs- und Kontrollbedarf be- 

steht. Hieraus ergibt sich ein entsprechend ho- 
her Zeitbedarf für die Arbeit des internen Da- 
tenschutzbeauftragten. Gegenwärtig stehen ihm 
nur ca.10% seiner Dienstzeit für seine Daten- 
schutzfunktion zur Verfügung. Dies erscheint 
angesichts der Größe des Amtes und der Viel- 
zahl unterschiedlichster Datenschutzprobleme 
bei weiten zu wenig. Ich gehe davon aus, daß 
das Deutsche Patentämt bzw. das Bundesmini- 
sterium der Justiz als zuständige oberste Bun- 
desbehörde im Sinne des $15 BDSG innerhalb 
angemessener Zeit die für die Gewährleistung 
einer hinreichenden Datenschutzorganisation 
erforderlichen Entscheidungen treffen wird. 

In seiner Stellungnahme hat mir das Deutsche 
Patentamt mitgeteilt, auf die Speicherung und 
Verarbeitung der Beurteilungsnote könne we- 
gen der Personalstärke des Deutschen Patent- 

amtes nicht verzichtet werden. Diese Argumen- 
tation ist nicht überzeugend, zumal das Amt 
selbst ausführt, aus dem Systern erfolge nur eine 
Vorauswahl durch den Dienstvorgesetzten, der 
die vollständige Beurteilung (aus der Personal- 
akte) kenne, und eine Entscheidung werde an- 
hand der Personalakte getroffen, Trotzdem halte 
ich die Verarbeitung der Beurteilungsnote, nur 
um einen ersten Überblick zu gewinnen, für be- 
denklich, weil sich erfahrungsgemäß eine solche 
Vorentscheidung leicht verfestigt. 

Meine Anmerkungen hinsichtlich des Einsatzes 
einer freien Abfragesprache haben das Amt ver- 
anlaßt, darauf künftig zu verzichten. 
Bezüglich der Entwicklung eines Dialogsystems 
für Prüfer hat mir das Deutsche Patentamt ver- 
sichert, eine lückenlose Kontrolle der Leistung, 
die ein vollständiges Abbild des Arbeitsverhal- 
tens wiedergebe, werde weder angestrebt noch 
seien Überlegungen in diese Richtung ange- 
stellt. 

Die von mir als gravierender Mangel in der Da- 
tenverarbeitung bewertete dienstliche Nutzung 
eines privaten PC wurde allen Mitarbeitern von 
der Amtsleitung inzwischen untersagt. 

Auch weitere Anregungen hat das Amt aufge- 
nommen, so daß ich den Eindruck habe, daß hier   
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eine positive Entwicklung eingeleitet wurde. 
Weitere Gespräche sind erforderlich. So hat sich 
das DPA zu den von mir angesprochenen Kapa- 
zitätsproblemen des internen Datenschutzbeauf- 
tragten bisher noch nicht geäußert. 

Bei der Deutschen Bundesbahn wurden Planung 
und Entwicklung der Örtlichen Personaldaten- 
verarbeitung (ÖPDV) fortgeführt (vgl. 8.TB 
S. 18). Voraussichtlich im Jahr 1987 wird die Ein- 
führung des Systems erfolgen. Dann bestekt für 
die einzelnen Dienststellen der Bundesbahn 
keine Notwendigkeit mehr, eigene Mitarbeiter 
dateien im bisherigen Umfang fortzuführen. Le- 
diglich einige wenige Daten werden dort {z.B. 
zur Entwieklung eines Bürokommunikationssy- 
stems) erforderlich sein. 

Zur Einführung der ÖPDV soll eine Daten- 
schutzregelung getroffen werden, nach der die 
daneben bestehenden bzw. zu entwickelnden 
Dateien in zwei Klassen aufzuteilen sind. Bei 
der Klasse I handelt es sich um die in 824 Abs. 2 
BDSG genannten Daten — ihre Speicherung soll 
der Dienststellenieiter genehmigen. In Klasse II 
einzuordnen sind alle weiteren Daten — über 
ihre Speicherung entscheidet die Hauptverwal- 
tung der Bundesbahn. 

Durch diese Maßnahme soll die Kontrollierbar- 
keit von PC erreicht werden, Zusätzlich habe ich 
ein Verknüpfungsverbot und eine Verwendungs- 
beschränkung (keine Anwendungen für Perso- 
nalführung und -disposition} für Daten der Klas- 
se I gefordert sowie auf die Mitbestimmungsbe- 
dürftigkeit bei Dateien der Klasse I hingewie- 
sen. 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat 
mir mitgeteilt, daß für die Realisierung des Pro- 
jekts ÖPDV Bürocomputer (MDT} eingesetzt 
werden, die in ihrer Standardsystemfunktion 
den Anforderungen des Datenschutzes genügen. 
Die Verarbeitung mit PC werde eingeschränkt. 
Für sie würden technische Sicherungsmaßnah- 
men entwickelt, die insbesondere eine stärkere 
Benutzerführung (geschlossene Menüsteue- 
rung) und -überwachung (Registrierung der Ein- 
gaben und Veränderung von Daten) ermögliche. 
Ein Softwareprodukt sei bereits einsatzbereit, 

Ein abgestuftes Melde- und Genehmigungsver- 
fahren gewährleistet die Berücksichtigung der 
in meinem Achten Tätigkeitsbericht (S.55££.) 
entwickelten Grundsätze beim Einsatz von PC. 

Insgesamt ist die Entwicklung der automatisier- 
ten Personaldatenverarbeitung der Deutschen 
Bundesbahn positiv zu bewerten. 

Im Laufe des Berichtsjahres habe ich mehrere 
Beratungsgespräche mit dem Bundesminister 
der Finanzen geführt, der die Einführung eines 
DV-gestützten Personalbetreuungs- und Perso- 
nalverwaltungssystems plant, 

Ich habe es begrüßt, daß mich der Bundesmini- 
ster für Finanzen bereits zu einem sehr frühen 
Zeitpunkt um eine Beratung gebeten hat, da sich 
Datenschutzanforderungen erfahrungsgemäß 
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nachträglich nur unter großen Schwierigkeiten 
in ein derartiges System implementieren las- 
sen. 

In dem geplanten Personalbetreuungs- und Ver- 

waltungssystem wird eine Verarbeitung von Be- 
urteilungsnoten erfolgen, die nach meiner Be- 
wertung über das vertretbare Maß hinausgeht. 

Ich hatte in meinem Achten Tätigkeitsbericht 
empfohlen, von einer automatisierten Verarbei- 
tung solcher Daten abzusehen, sofern sie sich 
nicht nur auf eine Speicherung zur Einzelan- 

zeige am Bildschrim beschränkt (8. TB 5.16). 
Der Bundesminister der Finanzen plant für Be- 
förderungehi eine maschinelle Reihung nach 
dem Dienstalter, die einen Bonus aufgrund der 
Beurteilung berücksichtigt. Dieses Verfahren 
wird seit Jahren in der nichtautomatisierten Be- 
arbeitung praktiziert, der BMF mächte es in das 
automatisierte Verfahren übernehmen. 

Nach beamtenrechtlichen Grundsätzen sind Be- 
förderungen nach Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung vorzunehmen. Allein nach 
Beförderungsdienstalter und der Gesamtnote 
der Beurteilung eine Reihung vorzunehmen, wie 

dies im vorliegenden Fall geschieht, bedeutet die 
Entscheidung in bedenklicher Weise zu verein- 
fachen. Selbst wenn man alle in der Beurteilung 
vorhandenen Einzelbewertungen hinzuzöge, 
bliebe das Gesamtbild unzureichend. Eine ge- 
rechte Entscheidung kann nach meiner Ein- 
schätzung immer nur eine Einzelentscheidung 
auf breitestmöglicher Informationsbasis sein. 
Für eine Beförderungsentscheidung sollten In- 

formationsbasis das Gespräch mit den Vorge- 
setzten des Aspiranten, eine Durchsicht der Per- 
sonalakte sowie alle Angaben der Beurteilung 
sein. Deshalb darf die Entscheidung nicht einem 
Rechenwerk {herkömmlicher Art oder durch 
EDV) mit lediglich zwei Informationen überlas- 
sen werden. 

Das BAG hat in anderem Zusammenhang aus- 
geführt (Urteil vom 24.März 1983 — 2AZR 
21/82), Rechenwerke aufgrund von Punktetabel- 
len suggerierten nur eine objektive, vorausseh- 
bare und „gerechte“ Prüfung. Tatsächlich finde 
nur eine oberflächliche Würdigung der sozialen 
Situation der vergleichbaren Arbeitnehmer 
statt, weil die individuellen Unterschiede in ei- 
nem allzu groben Raster unkenntlich gemacht 
würden, Wenn im vorliegenden Fall nur Eig- 
nung, Befähigung und fachliche Leistung be- 
rücksichtigt werden und nicht auch die soziale 
Situation, so hielte ich den dieser Entscheidung 
zugrunde liegenden Gedanken für übertragbar. 

Positiv ist zu bewerten, daß eine freie Abfra- 
gesprache nicht eingesetzt werden wird, sondern 
nur fest definierte Anwendungen vorgesehen 
sind (siehe dazu auch oben Deutsches Patent- 
amt), 

Nach 815 Abs. 2 GOBReg sind der Bundesregie- 
rung alle Vorschläge zur Ernennung von Beam- 
ten von der Besoldungsgruppe A 16 ab sowie die 
Einstellungen und Eingruppierungen von Ange- 
stellten nach Vergütungsgruppe BATI und hö- 
her zur Beschlußfassung vorzulegen. Darüber   
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hinaus sind die Ressorts nach $ 18 GOBReg ver- 
pflichtet, alle Ernennungen, Einstellungen und 
Eingruppierungen von Beamten/Angestellten 
des höheren Dienstes dem Bundeskanzler nach- 
träglich zur Kenntnis zu geben. 

Dazu erhält das Bundeskanzleramt jeweils ei- 
nen besonderen Personalbogen, der gegenwärtig 
in einer Akte abgelegt wird. Um diese Informa- 
tionen besser zu erschließen, sollen künftig die 
erforderlichen Daten nach einem festgelegten 
Datenkatalog in eine Datenbank übernommen 
werden. " 

Außerdem ist geplant, daß Daten von Personen 
(in der Regel Beamte der Ministerien, aber auch 
Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft), die der Bund in die Organe von 
Unternehmen und Institutionen entsendet, an 
denen er beteiligt ist, in einer weiteren Daten- 
bank gespeichert werden. 

Es ist zu begrüßen, daß das Bundeskanzleramt 
mich bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt der 
Planungen um eine Beratung gebeten hat. Nur 
auf diese Weise ist es möglich, datenschutzrecht- 
liche Anforderungen bei der Verfahrensentwick- 
lung zu berücksichtigen. 

Beim gegenwärtigen Sachstand habe ich gegen 
die weitere Entwicklung dieser Verfahren keine 
Bedenken: Die Rechtsgrundlagen erscheinen 
ausreichend, der Umfang der Daten sowie deren 
Verarbeitung akzeptabel; freie Abfragesprachen 
sollen nicht eingesetzt werden, sondern nur fest 
definierte Anwendungen unter strikter Memü- 
steuerung. 

Ich habe empfohlen, bereits beim gegenwärtigen 
Entwicklungsstand zu prüfen, wie eine Informa- 
tion der Betroffenen über die Art der gespei- 
cherten Daten und deren Verarbeitung sicherge- 
stellt werden kann und meine weitere Beratung 
angeboten. 

7.2.2 Telefondatenverarbeitung 

In meinem Siebenten Tätigkeitsbericht (S. 19) habe 
ich darauf hingewiesen, daß zu Abrechnungszwek- 
ken gespeicherte Telefonverbindungsdaten für eine 
Verhaltenskontrolle verwendet werden können, 
und daß insofern eine Gefährdung des Persönlich- 
keitsrechts vorliegt. Ich habe Verfahrensvorschläge 
für die Speicherung und Verwendung der Daten 
dienstlicher und privater Telefongespräche ge- 
macht. \ 

Der Bundesminister der Finanzen hat mir Anfang 
1986 den Entwurf einer Neufassung der Allgemei- 
nen Verwaltungsvorschrift über die Einrichtung 
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen für 
die Bundesverwaltung (Dienstanschlußvorschriften 
— DAV-—) zugesandt. Dieser Entwurf berücksich- 
tigt zwar eine Reihe datenschutzrechtlicher Anfor- 
derungen. Ich habe dem Bundesminister der Finan- 
zen indessen als weitere Verbesserungen vorge- 
schlagen, daß die im Entwurf vorgesehene Speiche- 
rung der Zielnummer bei Privatgesprächen nicht 
bzw. nur verkürzt erfolgen soll, sofern. der Bedien- 
stete die Speicherung nicht ausdrücklich wünscht.
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Darüber hinaus habe ich darauf hingewiesen, daß 
bei der Einführung des Verfahrens weitere Rege- 
lungen erforderlich sind, die den Umfang und das 
Verfahren der Dienstaufsicht, die Zweckbindung 
der gespeicherten Daten, ein Verknüpfungsverbot 
und die Bekanntgabe an die Bediensteten betref- 
fen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat erwidert, 
eine verkürzte Speicherung würde eine Klärung 
von Streitfällen. vielfach unmöglich machen oder 
wesentlich erschweren; er neige dazu, das konklu- 
dente Einverständnis des Bediensteten mit der 
Speicherung der Zielnummer anzunehmen. Die Er- 
örterung hierüber ist noch nicht abgeschlossen. N: 

7.2.3 Verhaltene- und Leistungskontrolle 

Die Deutsche Bundespost ist eine Behörde mit ho- 
hem Automatisierungsgrad. Für die Erledigung vie- 
ler Aufgaben wird modernste Informationstechnik 
eingesetzt, Die Verfahren sind zum Teil auch geeig- 
net, das Verhalten und die Leistung der Beschäftig- 
ten zu überwachen (vgl. 8. TB S. 16). Der Bundesmi- 
nister für das Post- und Fernmeldewesen hatte zur 
Gewährleistung der Persönlichkeitsrechte der Mit- 
arbeiter bei der Verarbeitung ihrer Daten den Ab- 
schluß einer Dienstvereinbarung vorgesehen. 

Um mir einen Überblick darüber zu verschaffen, 
welche zur Verhaltens- und Leistungskontrolle ge- 
eigneten Verfahren die Deutsche Bundespost plant, 
habe ich um Gespräche gebeten. In dem bisher ein- 
zigen Gespräch habe ich deutlich gemacht, daß Ver- 
fahren zur Verhaltens- und Leistungskontrolle mit 
technischen Systernen nach meiner Auffassung der 
Mitbestimmung unterliegen, daß ein vollständiges 
Abbild des Arbeitsverhaltens und eine fückenlose 
Kontrolle der Leistung unzulässig sind und heimli- 
che technische Kontrollen nach meiner Ansicht ge- 
gen das Recht auf informationelle Selbstbestim- 
mung verstoßen. 

Ich habe angeregt, bei der Entwicklung derartiger 
Systeme folgende Grundsätze zu berücksichtigen: 

— Vorrang konventioneller Dienstaufsicht vor ma- 
schineller Kontrolle. 

— Transparenz für den Betroffenen, deshalb vor- 
herige Mitteilung des Zeitraums, in dem Kon- 
trollen möglich sind. 

— Kontrollen nur stichprobenweise und nur aus 
konkretem Anlaß. 

— Individuelle Kontrollen nur, wenn Kontrollen 
mit nicht personenbezogenen Daten wirkungs- 
los sind. 

Obwohl ich weitere Gespräche mit den betroffenen 
Fachabteilungen und dem Hauptpersonalrat ange- 

regt hatte, teilte mir der Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen zunächst überraschend 
mit, er sehe das geführte Gespräch als abschließend 
an. Er hat lediglich weitere schriftliche Informatio- 
nen angeboten. Das zwischenzeitlich mit dem 
Hauptpersonalrat vereinbarte Gespräch wurde 
gleichwohl durchgeführt. Dabei zeigte sich, daß der   
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Hauptpersonalrat jegliche Verhaltens- und Lei- 
stungskontrolle mittels technischer Systeme aus- 
schließen möchte. 

Auf meinen Wunsch, die Diskussion der Angelegen- 
heit fortzuführen, hat mir der BMP u.a. geant- 
wortet, 

— ein vollständiges Abbild des Arbeitsverhaltens 
werde durch die vorgesehene Dienstvereinba- 
rung ebensowenig ermöglicht wie eine lücken- 
lose Kontrolle der Leistung, 

— eine nur stichprobenweise Kontrolle sei aus da- 
tenschutzrechtlichen Gründen nicht geboten, 

— eine stichprobenweise Kontrolle der Beschäftig- 
ien sehe der Entwurf der Dienstvereinbarung 
gerade vor, 

— ob eine Vorschaltung von Kontrollen mit nicht 
personenbezogenen Daten in bezug auf den 
Kontrollzweck wirksam sein könne, sei keine 
Frage des Datenschutzrechtes. Dies gelte ebenso 
für Kontrollen bei Unterschreiten der Dienst- 
und Betriebsgütevorhaben, 

— beider DBP seien z. Z. keine automatisch betrie- 
benen Verfahren zur Speicherung von Daten zur 
Leistungs- oder Verhaltenskontrolle in Betrieb. 

Der BMP hat sich neuerdings bereiterklärt, die Ge- 
spräche über diesen Komplex wieder aufzunehmen. 
Allerdings bestünde nicht mehr die Absicht, eine 
Dienstvereinbarung abzuschließen. Dies ändert je- 
doch nichts an der Mitbestimmungsbedürftigkeit 
nach 875 Abs.3 Nr. 17 BPersVG. 

Ich hoffe, daß es mir gelingt, eine Lösung durchzu- 
setzen, die der Verwaltung eine Dienstaufsicht in 
angemessener Weise ermöglicht ohne die Persön- 
lichkeitsrechte der Mitarbeiter zu verletzen. 

8. Deutsche Bundespost 

8.1 Probleme der Zusammenarbeit mit dem 
Bundsesministerlum für das Post- und 
Fernmeldewesen 

Trotz unterschiedlicher Rechtsauffassungen in 
manchen Fragen gestaltet sich die Zusammenar- 
beit mit dem Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen in einigen Bereichen positiv. So 
war es z.B. möglich, hinsichtlich der Nutzung der 
Anschriften der Fernsprechteilnehmer zu Werbe- 
zwecken einen Kompromiß zu erreichen. Künftig 
wird im Formular „Auftrag für Telefonanschluß“ 
deutlicher als bisher auf diese Nutzung hingewie- 
sen und auf die Möglichkeit aufmerksam gemacht, 
ihr durch Ankreuzen eines entsprechenden Feldes 
zu widersprechen. 

In anderen Bereichen ist die Zusammenarbeit lei- 
der wesentlich schwieriger. 

So erreichen mich nach wie vor zahlreiche Briefe 
von Bürgern, in denen sie mir von Problemen mit 
Stellen bzw. Diensten der Deutschen Bundespost 
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berichten. Der deutlich erkennbare Schwerpunkt 
liegt dabei im Bereich der Telekommunikation, ins- 
besondere beim Telefondienst und neuen Techni- 
ken wie Bildschirmtext und Kabelfernsehen. In der 
Regel bitten mich die Bürger in solchen Schreiben 
um meine Bewertung der dargelegten Sachverhalte 
unter datenschutzrechtlichen Aspekten. Mir ist 
daran gelegen, vor einer solchen Äußerung von der 
Deutschen Bundespost eine Stellungnahme zu den 
vom Petenten vorgetragenen Beschwerden zu er- 
halten. Leider kommt es immer wieder dadurch zu 
verärgerten Reaktionen bei den betroffenen Bür- 
gern und auch zu einer erheblichen Belastung mei- 
ner Dienststelle, daß die Bearbeitung der Stellung- 
nahmen durch das Bundesministerium für das 
Post- und‘ Fernmeldewesen oft mehrere Monate 
dauert. So ging mir erst kürzlich eine erbetene Äu- 
Berung erst nach 5 Monaten zu. Eine Beschleuni- 
gung wäre erreichbar, wenn ich mich mit Aus- 
kunftsersuchen direkt an die zuständige Stelle, d.h. 
unmittelbar an die jeweilige dem Ministerium 
nachgeordnete Postbehörde, wenden könnte, 

Bereits wiederholt hatte ich Anlaß zur Klage, daß 

die Deutsche Bundespost mich über die bevorste- 
hende Einführung neuer datenschutzrelevanter 
Dienstleistungen nicht oder aber erst sehr spät in- 
formiert. Werden in solchen Fällen im nachhinein 
unter Gesichtspunkten des Datenschutzes bzw. der 
Datensicherung Mängel oder Probleme erkannt, ist 
ihre Behebung bzw. Bewältigung oftmals wesent- 
lich erschwert: oder gar unmöglich, da inzwischen 
vielfach Festlegungen tatsächlicher oder rechtli- 

cher Art getroffen sind. Der Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen hat gelegentlich darauf 
verwiesen, daß für ihn eine Verpflichtung zur Inan- 
spruchnahme von Beratungen durch mich nicht be- 
stehe. Das mag formal richtig sein, doch der Gesetz- 

geber hat im Bundesdatenschutzgesetz einen 
Schwerpunkt der Aufgaben des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz auch im Bereich vorbeu- 
gender Maßnahmen gesehen. Dies kommt z.B. in 
$ 19 Abs. 1 Satz 2? zum Ausdruck, der dem Bundesbe- 
auftragten nicht nur eine Beratungspflicht auf ent- 
sprechendes Ersuchen zuweist, sondern das Recht 
einräumt, in eigener Initiative Empfehlungen zur 
Verbesserung des Datenschutzes zu geben. Ein sol- 
ches Tnitiativrecht zum Schutze personenbezogener 
Daten (vgl.$ 1 Abs. 1 BDSG), namentlich zu vorbeu- 
genden Maßnahmen zur Verhinderung von daten- 
schutzrechtlichen Mängeln, kann jedoch nur grei- 
fen, wenn der Bundesbeauftragte — zumindest be- 
züglich automatisierter Verfahren — vor der ersten 
Speicherung personenbezogener Daten von neuen 
Verarbeitungsverfahren Kenntnis erhält. 

Im übrigen ist daran zu erinnern, daß eine Behörde 
gem. $12 Abs.1 BDSG verpflichtet ist, „unverzüg- 
lich nach der ersten Einspeicherung“ das betref- 
iende Verfahren bekanntzugeben, im Falle der 
automatisierten Verarbeitung auch dem Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz eine entsprechende 
Meldung zum Dateienregister zu machen ($19 
Abs.4 Satz 3 BDSG). Gerade aber die Anmeldung 
automatisch betriebener Dateien in neueren Tele- 
kommunikationsdienstleistungen ist von der Deut- 
schen Bundespost wiederholt unterlassen worden. 
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Ich gehe davon aus, daß dies bei Inanspruchnahme 
meiner Beratung im Vorfeld der Diensteinführung 
nicht geschehen wäre. 

Auch von zwei — wegen der Verknüpfung mit Lan- 
desrecht — datenschutzrechtlich besonders probie- 
matischen Verfahren der Datenübermittlung durch 
Stellen der Deutschen Bundespost an Dritte erfuhr 
ich erst nach längerer Zeit und von dritter Seite. Ich 
verweise hierzu auf meine Ausführungen zur Wei- 
tergabe der Anschriften von Kabel- bzw. Satelliten- 
funkteilnehmern (siehe unten 8.3). Ich würde es 
sehr begrüßen, wenn die konstruktive und ver- 
ständnisvolle Zusammenarbeit, die mit einigen 
Stellen der Deutschen Bundespost bereits besteht, 
weiter ausgedehnt werden könnte. 

82 Telekommunikationsordnung 

Die Telekommunikation in ihren vielfältigen Aus- 
prägungen ist nicht nur für Wirtschaft und Verwal- 
tung von großer Bedeutung, sondern auch für den 
privaten Lebensbereich der Bürger immer wichti- 
ger geworden. So ist z.B. das Telefon — nicht nur 
für Behinderte und alte Menschen — weitgehend 
unverzichtbar geworden. Wie mir zahlreiche Einga- 
ben von Bürgern immer wieder bestätigten, sind 
gerade dem Fernsprechteilnehmer seine Rechte 
und Pflichten gegenüber der Deutschen Bundespost 
nur unvollständig bekannt, Zwar ist die Fernmelde- 
ordnung (FO), in der die Rechtsbeziehungen zwi- 
schen der Deutschen Bundespost und dem Teilneh- 
mer geregelt sind, jedermann zugänglich. Die kom- 
plizierte Struktur und die schwierige „Lesbarkeit“ 
sowohl der Fernmeldeordnung selbst als auch der 
zugehörigen anderen fernmelderechtlichen Benut- 
zungsverordnungen werden aber nicht nur von 
Laien, sondern auch von Verwaltungsfachleuten als 
nachteilig empfunden. Hier knüpfte auch die daten- 
schutzrechtliche Kritik an: Der Bürger kann das 
ihm grundgesetzlich zustehende Recht auf informa- 
tionelle Selbstbestimmung auch in diesem Zusam- 
menhang nur wahrnehmen, wenn er nicht nur über 
Rechte und Pflichten aus dem Teilnehmerverhält- 
nis informiert wird, sondern wenn ihm auch die 
wichtigsten Verfahrensabläufe dargelegt werden. 

Auch aus Sicht des Datenschutzes war es daher zu 
begrüßen, daß der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen sich entschloß, die wichtig- 
sten fernmelderechtlichen Benutzungsverordnun- 
gen — Fernmeldeordnung, Fernschreib- und Datex- 
verordnung, Direktrufverordnung und Telegramm- 
ordnung — zusammenzufassen und neu struktu- 
ziert zu überarbeiten. Der so entstandene Entwurf 
einer „Verordnung über die Bedingungen und Ge- 
bühren für die Benutzung der Einrichtungen des 
Fernmeldewesens {Telekommunikationsordnung 
— TKO—)" wurde mir leider erst recht spät zu- 
gänglich gemacht, Ich hielt es daraufhin für drin- 
gend geboten, sowohl in schriftlichen Stellungnah- 
men als auch in mehreren gemeinsamen Bespre- 
chungen den Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen auf datenschutzrechtliche Pro- 
bleme bzw. Defizite hinzuweisen und Änderungen 
und Ergänzungen anzuregen. Maßstab für meine
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Überlegungen waren dabei nicht nur das Bundesda- 
tenschutzgesetz und andere Vorschriften über den 
Datenschutz, sondern insbesondere auch die vom 
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zum 
Volkszählungsgesetz 1983 herausgearbeiteten 
Grundsätze zur Zulässigkeit der Beschränkung des 

Rechts auf informationelle Selbstbestimmung. Hilf- 
reich waren auch die Beratungen mit den Daten- 

schutzbeauftragten der Länder, die ihren Nieder- 
schlag in einer gemeinsamen Entschließung zur 
TKO gefunden haben (siehe Anlage 5). 

Einzelne meiner Anregungen fanden in einem 
überarbeiteten Estwurf der TKO Berücksichtun- 
gung, der dem Verwaltungsrat der Deutschen Bun- 
despost zur Beschlußfassung am 30. Juni 1986 vor- 
gelegt wurde. In den vorausgegangenen Gesprä- 
chen mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen waren für einige der noch offenen 
Probleme bereits Lösungen erkennbar geworden, 
die entweder in Ergänzungsverordnungen zur TKO 

eingehen sollen — so z.B. die Schutzvorschriften 
für Nachrichteninhalte — oder aber in Dienstan- 
weisungen und Informationsschriften, z.B. zur Auf- 
klärung der Teilnehmer über mögliche Daten- 
schutzrisiken des betreffenden Dienstes. 

In einer Reihe anderer Fragen konnte indes keine 
Annäherung der Standpunkte erreicht werden. We- 
gen ihrer grundsätzlichen datenschutzrechtlichen 
Bedeutung hielt ich es für erforderlich, den Verwal- 
tungsrat der Deutschen Bundespost auf einige aus 
meiner Sicht besonders wichtige Probleme auf- 
merksam zu machen und anzuregen, diese im Rah- 
men der Beratungen des ihm vorliegenden Verord- 
nungsentwurles zu berücksichtigen. Dabei konnte 
ich auf meinen Achten Tätigkeitsbericht (S. 20£.) 
Bezug nehmen, in dem ich zwei der angesproche- 
nen Punkte — die Frage der Verordnungsermächti- 
gung sowie die sogenannte „Zwangseintragung“ ins 
Telefonbuch — bereits behandelt habe. Ich habe 
dort auf die Notwendigkeit einer Prüfung hingewie- 
sen, ob die Verordnungsermächtigung des $ 14 Post- 
verwaltungsgesetz für den Erlaß einer Benutzungs- 
verordnung wie der Telekommunikationsordnung 
ausreicht. Zumindest wenn es um die Regelung völ- 
lig neuartiger, das gesamte Kommunikationsver- ' 
halten der Menschen möglicherweise verändernder 
Dienstleistungen geht, erscheint es klärungsbedürf- 
tig, ob solche wesentlichen Entscheidungen der Ge- 
setzgeber nicht selbst treffen muß. Ich gehe davon 
aus, daß mit dieser Rechtsfrage — wegen ihrer über 
das Post- und Fernmeldewesen hinausgehenden 
Bedeutung — auch der Bundesminister der Justiz 
befaßt war. Über das Ergebnis der Untersuchungen 
bin ich allerdings nicht informiert worden. 

Die Eintragung der Teilnehmer ins Telefonbuch 
auch gegen ihren Willen ist unverändert Gegen- 
stand zahlreicher Eingaben. Insbesondere die Ein- 
tragung in das sogenannte Elektronische Telefon- 
buch des Bildschirmtextdienstes wird als Beein- 
trächtigung empfunden. Dies bestätigt auch meine 
rechtliche Bewertung, nach der eine „Zwangseintra- 
gung“ mit dem Recht auf informationelie Selbstbe- 
stimmung nur schwer zu vereinbaren sein dürfte, 
Da die bislang für die Beibehaltung der „Zwangs- 
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eintragung“ vorgetragenen Argumente diese Be- 
denken nicht ausräumen konnten, habe ich ange- 
regt, den Telefonteilnehmern in der TKO ein Wider- 
spruchsrecht gegen die Telefonbucheintragung ein- 
zuräumen. 

In Fällen telefonischer Belästigung führt die Deut- 
sche Bundespost auf Antrag technische Maßnah- 

men durch, die zur Registrierung von Verbindungs- 
daten der Telefongespräche — Zeitpunkt, Dauer 
und angewählte Telefonnummer — führen. Da hier 
das Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
berührt sein kann, halte ich es für unverzichtbar, 
sowohl das Verfahren der Registrierung als auch 
der Auskunftserteilung über die so gewonnenen 

Daten in aller Deutlichkeit zu regeln. Auch dies ist_ 
in der TKO nicht geschehen. 

Im Rahmen der Antragstellung auf Einrichtung ei- 
nes Telefonanschlusses, aber auch in zahlreichen 
anderen Fällen werden von Stellen der Deutschen 
Bundespost personenbezogene Daten der Antrag- 
steller registriert, die einem amtlichen Ausweis ent- 

nommen werden, in der Regel dem Personalaus- 
weis. Dabei wird der Rahmen der zur Identifizie- 
rung der Person erforderlichen Daten überschrit- 
ten. Ich halte es für dringend geboten zu prüfen, ob 
— über die Ausweisvorlage zur Identifizierung hin- 
aus — Datenregistrierungen dieser Art überhaupt 
erforderlich sind und welche einzelnen Angaben für 
den betreffenden Zweck benötigt werden. Abhängig 
vom Ergebnis dieser Prüfungen müßten Anlaß, Um- 
fang und Zweck solcher Registrierungen verord- 
nungsmäßig geregelt werden. 

Im Funkfernsprechdienst („Autotelefon“} registriert 
die Deutsche Bundespost nach wie vor und enige- 
gen meinen Bedenken die Verbindungsdaten aller 
Tetefongespräche (vgl. 7. TB S.25£). Teilt man die 
Auffassung der Deutschen Bundespost, daß wegen 
der unzureichenden Mißbrauchssicherung des 
Funkfernsprechnetzes an einer Vollspeicherung 
festgehalten werden muß, bedarf diese einer aus- 
drücklichen und transparenten Regelung in der 
TKO. 

Zu meinem Bedauern ist keiner dieser Punkte vom 
Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost aufge- 
griffen worden; er hat sich zu meinen Bemerkun- 
gen und Besorgnissen auch nicht geäußert. Am 
30. Juni 1986 stimmte er dem Verordnungsentwurf 
zu, der damit am 1. Januar 1988 in Kraft tritt, 

8.3 Bekanntgabe der Daten von Kabel- bzw. 
Sateliltonfunkteilnehmern 

Die Deutsche Bundespost hat im Berichtszeitraum 
ihre Anstrengungen weiter verstärkt, den Ausbau 
der sog. Breitbandkabelnetze voranzutreiben und 
durch intensive Werbemaßnahmen die Anzahl der 
angeschlossenen Teilnehmer zu erhöhen. Die Be- 
zeichnung „Breitbandkabelnetz* weist auf die Viel- 
zahl der auf einem Kabel gleichzeitig übertragba- 
ren Kommunikationsvorgänge hin. Die derzeit von 
der Deutschen Bundespost eingesetzte Technik ge- 
stattet die Übertragung von achtzehn Fernseh- und 
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vierundzwanzig UKW-Rundfunkprogrammen. In 
der Entwicklung befindet sich bereits ein Nachfol- 
gesystem, das die Übertragung von fünfunddreißig 
Fernseh- und dreißig UKW-Rundfunkprogrammen 
ermöglicht. Besonderer Aufmerksamkeit unter Da- 
tenschutzaspekten bedarf der sog. Rückkanal: Ein 
Fernsehteilnehmer, der über ein entsprechendes 
Zusatzgerät verfügt, kann damit nicht nur als (pas- 
siver) Teilnehmer aus einer Vielzahl von Pro- 
grammen auswählen, er kann vielmehr auch von 
sich aus in aktiver Weise Informationen an eine 
Zentrale geben. Sc kann er sich z.B. elektronisch 
zur Teilnahme an Spezialfernsehprogrammen an- 
melden, für die der Anbieter — unabhängig von der 
Rundfunkgebühr — Vergütungen verlangt. Denk- 
bar sind’ auch elektronisch durchgeführte Umfra- 
gen, in denen etwa der Teilnehmer über Ver- 
brauchsgewohnheiten oder politische Meinungen 
befragt wird. Nach den mir vorliegenden Informa- 
tionen ist jedoch derzeit diese Möglichkeit der zwei- 
seitigen Kommunikation nur in einem geringen 
Teil des vorhandenen Breitbandkabelnetzes reali- 
siert. Ihre Erprobung erfolgt gegenwärtig in einigen 
von Bund und Ländern besonders geförderten Ka- 
beipilotprojekten, wie z. B. in Dortmund (s.u. 8.4). 

Breitbandkabel (BK)-Anlagen werden als Fernmel- 
deanlagen angesehen; sowohl die Regelungskompe- 
tenz für diesen Bereich als auch Errichtung und 
Betrieb der Infrastruktur liegen somit in der Zu- 
ständigkeit des Bundes. Dementsprechend sind die 
fernmelderechtlichen Bedingungen und Gebühren 
für BK-Anschlüsse in der Fernmeldeordnung gere- 
gelt. Soweit hingegen die in den BK-Netzen über- 
tragenen Informationen als Rundfunk im Sinne des 
Art.5 Abs. 1 Grundgesetz anzusehen sind, steht die 
Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz den 
Ländern zu. So ist z.B. im Freistaat Bayern am 
22. November 1984 das „Gesetz über die Erprobung 
und Entwicklung neuer Rundfunkangebote und an- 
derer Mediendienste in Bayern“ (MEG) beschlossen 
worden. Dieses Gesetz sieht die Möglichkeit vor, in 
die Kabelnetze außer den ortsüblich empfangbaren 
Rundfunksendungen auch besondere Programme 
einzuspeisen. Insbesondere ist vorgesehen, durch 
private Kabelgesellschaften sog. neue, Rundfunk- 
programme anzubieten. Möchte ein Fernsehteilneh- 
mer ein solches Programm empfangen, muß er mit 
der zuständigen Kabelgesellschaft einen Vertrag 
abschließen und das geforderte Entgelt entrichten. 

Zur Koordinierung und Abstimmung des fernmel- 
derechtlichen und -technischen Verfahrens der 
Deutschen Bundespost mit den medienrechtlichen 
Regelungen des MEG schloß die Deutsche Bundes- 
post mit der nach Landesrecht zuständigen Bayeri- 
schen Landeszentrale für neue Medien ein „Rah- 
menübereinkommen... über Fragen der Zusam- 
menarbeit aufgrund des Fernmelderechts und des 
MEG“. In diesem verpflichtet sie sich nicht nur, 
Teilnehmer für den Kabelrundfunk zu werben, son- 
dern auch den Kabelgesellschaften Namen und An- 
schriften derjenigen bereits an das BK-Netz ange- 
schlossenen Fernsehteilnehmer mitzuteilen, die die 
erwähnten Sonderprogramme mit dem installierten 
Anschluß empfangen können. Die zunächst geleg- 
ten Anschlüsse enthielten nämlich nicht die Sperr- 
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einrichtung, die den Empfang der besonderen Pro- 
gramme verhindert. 

Das Übereinkommen wurde mir erst durch den 
Hinweis eines Abgeordneten des Bayerischen 
Landtags im Oktober 1985 bekannt. Ich habe dies 
bedauert, da es angesichts der komplizierten verfas- 
sungs- und medienrechtlichen Fragen von Vorteil 
gewesen wäre, vor einer Entscheidung hierüber den 
für den Datenschutz zuständigen Stellen Gelegen- 
heit zur Äußerung zu geben (vgl. oben 8.1). 

Die Weitergabe von Namen und Anschrift der Ka- 
belteilnehmer durch die Deutsche Bundespost an 
die privaten Kahbelgesellschaften ist entweder mit 
Einwilligung der Betroffenen oder aufgrund einer 
Erlaubnisvorschrift des Bundesdatenschutzgeset- 
zes oder einer anderen Rechtsvorschrift zulässig. 
Eine Einwilligung liegt. nicht vor; als Erlaubnisvor- 
schrift käme lediglich $ 11 Satz 1 BDSG in Betracht. 
Danach wäre im vorliegenden Fall die Datenüber- 
mittlung zulässig, wenn die Kabelgeselischaft ein 
berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu über- 
mittelnden Daten glaubhaft macht und dadurch 
schutzwürdige Belange des Betroffenen nicht be- 
einträchtigt werden. 

Unter den betroffenen Kabelteilnehmern lassen 
sich drei Gruppen unterscheiden: Einmal diejeni- 
gen, die die Sonderprogramme im sog, Zusatzpaket 
empfangen möchten und daher auch entsprechende 
vertragliche Vereinbarungen mit den Kabelgesell- 
schaften treffen wollen, ferner diejenigen, die dies 
nicht wollen und den Empfang entsprechend durch 
die Deutsche Bundespost sperren lassen sowie jene, 
die zwar ebenfalls den Empfang der Sonderpro- 
gramme nicht wünschen, jedoch nicht gewillt sind, 
durch die Bundespost nachträglich die — gebühren- 
pflichtige — Sperre vornehmen zu lassen, Bezüg- 
lich der ersten Gruppe ist davon auszugehen, daß 
der Kabelteilnehmer bereit ist, seinem Vertrags- 
partner selbst Namen und Anschriften mitzuteilen. 
Bezüglich der zweiten Gruppe ist weder Erforder- 
lichkeit noch Zulässigkeit einer Datenübermittlung 
zu erkennen, da die Kabelgesellschaft an dieser 
Gruppe kein berechtigtes Interesse geltend machen 
kann. Bezüglich der dritten Gruppe hingegen ist ein 
berechtigtes Interesse der Kabelgesellschaften ge- 
geben. Auch kann der betreffende Kabelteilnehmer 
keine schutzwürdigen Belange dahin gehend gel- 
tend machen, als „Schwarzseher“ Fernsehpro- 
gramme sehen zu können, ohne den landesrechtlich 
hierfür erforderlichen Vertrag abgeschlossen zu ha- 
ben. Lediglich bezüglich solcher Fernsehteilnehmer 
ist die Übermittlung ihrer personenbezogenen Da- 
ten auch gegen ihren Willen durch die Deutsche 
Bundespost an die Kabelgesellschaften als zulässig 
anzusehen. Ich gehe davon aus, daß die Deutsche 
Bundespost bei der Durchführung des Rahmen- 
übereinkommens in diesem Sinne verfährt und im 
übrigen auch durch Aufklärung aller Betroffenen 
für hinreichende Transparenz des Verfahrens 
sorgt. 

Ähnliche Probleme treten bei der Weitergabe von 
Daten über Satellitenrundfunkteilnehmer auf. Der 
Empfang von Satelliten-Fernsehprogrammen ist 
zwar mit einigem technischen Aufwand verbunden,
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aber durchaus möglich: Bereits drei Satelliten 
strahlen Programme aus, der Start weiterer steht 
bevor. Die erforderliche Empfangsanlage wird von 
der Deutschen Bundespost als Fernmeldeanlage 
qualifiziert und bedarf dementsprechend einer fern- 
melderechtlichen Genehmigung. Wegen der hohen 
Kosten wird eine solche Anlage überwiegend zur 
Einspeisung der Satellitenprogramme in Gemein- 
schaftsantennenanlagen und von Fachgeschäften 
für Demonstrationszwecke, für ausschließliche Pri- 
vatnutzung aber nur ausnahmsweise errichtet. 
Wird eine Satellitenfunkempfangsanlage nicht aus- 
schließlich für privaten Einzelempfang oder für De- 
monstrationszwecke benutzt, sondern sollen die 
empfangenen Programme über Kabelanlagen wei- 
terverbreitet werden, so unterliegt dies landesrecht- 

lichen Vorschriften, z.B. in Bayern dem bereits er- 
wähnten Medienerprobungs- und entwicklungsge- 
setz. Nach diesem bedarf die Weiterverbreitung 
dann einer Genehmigung durch die Bayerische 
Landeszentrale für neue Medien, wenn sie in Ka- 
belanlagen mit mehr als hundert angeschlossenen 
Wohneinheiten erfolgen soll (Art. 35 Abs. 1 Satz2 
MEG). ” 

Wie ich wiederum erst von dritter Seite erfahren 
habe, hat der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen im Juni 1988 die Oberpostdirektio- 
nen angewiesen, den landesrechtlich zuständigen 

Stellen — in Bayern der Bayerischen Landeszen- 
trale für neue Medien — Ablichtungen aller Geneh- 
migungsurkunden für Satellitenfunkempfangsanla- 

gen zu übermitteln. Ich bat das Ministerium daher 
mit Schreiben vom 11. Juni 1986, mir diese Informa- 
tion zu bestätigen und mich gegebenenfalls über die 
Rechtsgrundlage sowie über das Verfahren zu in- 
formieren. Erst am 11. November 1986 ging mir das 
Antwortschreiben zu, dessen Ausführungen zur Zu- 

lässigkeit der genannten Datenübermittlung mich 
noch nicht befriedigen und weiterer Erörterung be- 
dürfen. Auch hier bleibt festzuhalten, daß eine früh- 
zeitige Information über das vorgesehene Verfah- 
ren angezeigt gewesen wäre. 

Wegen der späten Antwort konnte die Diskussion 
noch nicht abgeschlossen werden. Nach einer er- 
sten von mir vorgenommenen Bewertung stellt sich 
jedoch die Datenschutzproblematik wie folgt dar: 

Die Zulässigkeit der Weitergabe der Daten der Ge- 
nehmigungsinhaber durch die Deutsche Bundes- 
post an die Bayerische Landeszentrale ist gemäß 
810 BDSG zu beurteilen. Sie ist dann gegeben, 
wenn die Datenübermittiung zur rechtmäßigen Er- 
füllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden 
Stelle oder des Empfängers liegenden Aufgaben er- 
forderlich ist, Da die in Frage stehende Datenüber- 
mittlung keine der Deutschen Bundespost zugewie- 
sene Aufgabe betrifft, wäre sie nur in den Fällen 

zulässig, in denen sie für die Aufgaben der empfan- 
genden Stelle erforderlich ist. Nach ‚meiner T- 
zeugung ist dies nur bezüglich solcher Satelliten- 
funkteilnehmer der Fall, die die empfangenen Pro- 
gramme in Kabelanlagen mit mehr als hundert an- 
geschlossenen Wohneinheiten einspeisen wollen, 
weil dann eine landesrechtliche Genehmigung ver- 
langt wird. Diese Teimehmer müssen daher eine   
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Übermittlung der erforderlichen Daten durch die 
Deutsche Bundespost an die Bayerische Landes- 
zentrale dulden. Ob diese nach Landesrecht auch in 
solchen Fällen tätig werden muß, in denen die Ein- 
speisung in Kabelanlagen mit weniger als einhun- 
dert Wohneinheiten vorgesehen ist, erscheint mir 
zweifelhaft, Bezüglich derjenigen Satellitenfunk- 
empfangsanlagen jedenfalls, die ausschließlich für 
privaten Individualempfang oder für Demonstra- 
tionszwecke — etwa im Geschäftslokal des Teilneh- 
mers — errichtet werden, liegt m. E, keine Weiter- 
verbreitung von Rundfunkprogrammen im Sinne 
des MEG vor, ein Tätigwerden der Bayerischen 
Landeszentrale ist mithin nicht veranlaßt. Eine 
Übermittlung personenbezogener Daten dieser In- 
haber einer fernmelderechtlichen Genehmigung 
durch die Deutsche Bundespost an Dritte ohne Ein- 
willigung wäre daher unzulässig. 

In seiner Stellungnahme ist der Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen nicht darauf einge- 
gangen, ob und in welcher Weise die Deutsche Bun- 
despost bei der Übermittlung der in Frage stehen-' 
den Daten unter den dargelegten Gesichtspunkten 
differenziert. 

8,4 Kabelpliotprojekt Dortmund 

Am 20. Dezember 1983 beschloß der Landtag Nord- 
rhein-Westfalen das „Gesetz über die Durchführung 
eines Modellversuchs mit Breitbandkabel (Kabel- 
versuchsgesetz NW)“, Dabei geht es darum, über die 
Breitbandkabelnetze der Deutschen Bundespost ne- 
ben den vorhandenen Rundfunkprogrammen auch 
neue Programmangebote zu erproben. In den Mo- 
dellversuch soll auch die Erprobung neuer Informa- 
tions- und Kommunikationsdienste sowie des sog. 
Rückkanals (siehe oben 8.3) einbezogen werden. 
Zur Planung, Vorbereitung und Durchführung aller 
Pprogrammseitigen Maßnahmen hat der Westdeut- 
sche Rundfunk eine Projektstelle eingerichtet („Ka- 
belfunk Dortmund“). Die Oberpostdirektion Dort- 
mund übernahm die Realisierung und den Betrieb 
der notwendigen kabeltechnischen Infrastruktur 
im Versuchsgebiet, also des eigentlichen Kabelnet- 
zes, sowie der für Betrieb und Administration erfor- 
derlichen Zentralen. Sie stellt auch die Heranfüh- 
rung und Einspeisung der Satelliienprogramme 
und der normalen Fernsehprogramme sicher, Die 
Hausverkabelung zwischen dem postalischen Über- 
gabepunkt des Kabelmetzes und dem Endgerät, an 
das der Fernsehapparat angeschlossen wird, be- 
sorgt das örtliche Fachhandwerk. 

Die Einspeicherung der personenbezogenen Daten 
der Teilnehmer am Pilotprojekt in die zentralen 
Rechner des Fernmeldeamtes Dortmund begann 
am 1.Juni 1985. Damit war die speichernde Stelle 
gemäß $$ 12 Abs. 1, 19 Abs. 4 Satz 3 BDSG verpflich- 
tet, die Datei zu veröffentlichen und zum Register 
der automatisch betriebenen Dateien anzumelden. 
Dies geschah jedoch erst im April 1986, nachdem 
ich auf diese Rechispflichten aufmerksam gemacht 
hatte. Diese Verstöße gegen die genannten Vor- 
schriften des BDSG habe ich gegenüber dem Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen ge- 
mäß $20 Abs. 1 BDSG beanstandet. 
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Im März des Berichtsjahres habe ich die Verarbei- 
tung personenbezogener Daten durch die Deutsche 
Bundespost im Rahmen des Kabelpilotprojektes 
Dortmund kontrolliert. Ansatzpunkte waren dabei 
die genannten zentralen Rechner des Fernmelde- 
amtes Dortmund, in denen die Daten der rund 8 000 
Projekt-Fernsehteilnehmer verwaltet werden und 
die auch das besondere Breitband-Kabelnetz des Pi- 
lotprojekts steuern. Das Projekt weist zwei Beson- 
derheiten auf: Zum einen ist dies der bereits er- 
wähnte Rückkanal, der es dem Fernsehteilnehmer 
ermöglicht, mit den zentralen Rechnern zu kommu- 
nizieren, also etwa bestimmte entgeltpflichtige Son- 
derprogramme abzurufen. Ungewöhnlich ist ferner 
die Art, wie der Fernsehapparat an das postalische 
Netz angeschlossen wird: Beim normalen Breit- 
bandkabelanschluß geschieht dies über eine nicht- 
intelligente „Antennensteckdose“, beim Pilotprojekt 
‚dagegen über einen sog. „fernadressierbaren Teil- 
nehmerkonverter“ (FAT), der im Haus des Teilneh- 
mers installiert wird. Er enthält einen Mikroprozes- 
sor und wird nicht nur von den zentralen Rechnern 
der Bundespost gesteuert, sondern übermittelt die- 
sen auch Informationen. Dies hatte in der Öffent- 
lichkeit zu der Besorgnis geführt, mit Hilfe des FAT 
könnten die Fernsehgewohnheiten der angeschlos- 
senen Teilnehmer ohne ihr Wissen und Zutun regi- 
striert werden (welches Programm wann und wie 
lange?). Meine Datenschutzkontrolle setzte daher 
insbesondere an diesem Punkt an; ein zweiter Prü- 
fungsschwerpunkt war die Verwaltung der Teilneh- 
merdaten. | 

Hinsichtlich der auf die FAT gerichteten Besorgnis 
habe ich folgendes festgestellt: Das Betrachten 
„normaler“, nicht entgeitpflichtiger Fernsehpro- 
gramme durch den Fernsehteilnehmer führt zu kei- 
ner Speicherung personenbezogener Daten. Anders 
ist dies, wenn der Teilnehmer ein entgeltpflichti- 
ges sog. Spartenprogramm („Unterhaltungskanal“, 
„Kulturkanal* usw.} ansehen möchte: Nachdem er 
diesen Wunsch mit Hilfe seines Bediengeräts dem 
zentralen Rechner elektronisch mitgeteilt hat, regi- 
striert der FAT die dafür anfallenden Entgelte, 
Diese werden laufend kumuliert und täglich vom 
FAT zum zentralen Rechner übertragen; inı FAT 
selbst werden sie gelöscht. Bereits zu diesem Zeit- 
punkt lassen die Entgelte nicht mehr erkennen, 
durch welche Programme sie verursacht oder zu 
welchen Zeitpunkten die Programme gesehen wur- 
den. In der weiteren Verarbeitung in der Zentrale 
werden die Entgelte über jeweils einen Monat ad- 
diert und dem Kabelfunk Dortmund — als Gläubi- 
ger — mitgeteilt. Zusammenfassend kann festge- 
stellt werden, daß die Datenschutzkontrolle dieses 
Verfahrens keine Anhaltspunkte für eine Registrie- 
rung des „Pernsehverhaltens“ der angeschlossenen 
Teilnehmer durch die Deutsche Bundespost erge- 
ben hat, | 

Dagegen gab die Datenverarbeitung sowohl im Be- 
reich der Teilnehmerverwaltung als auch beim Be- 
trieb der zentralen Rechner über die bereits er- 
wähnten Beanstandungen hinaus Anlaß zur Kritik, 
Der für den „Antrag auf Kabelanschluß und Teil- 
nahme am Kabelpilotprojekt Dortmund“ verwen- 
dete Vordruck ermöglicht dem Betroffenen nicht 

| 

\ 
} 

34 

  

Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

die Unterscheidung zwischen solchen Angaben, zu 
denen er verpflichtet ist, und solchen, die er darüber 
hinaus freiwillig macht. Die Gestaltung des Antrag- 
Tormulars als mehrteiliger Durchschreibesatz sieht 
Übermittiungen der Daten sowohl an den Kabel- 
funk Dortmund als auch den Handwerksbetrieb 
vor, der die hausseitige Installation des Kabelan- 
schlusses vornimmt. Dabei wurde jedoch nicht 
durchgängig dem Grundsatz Rechnung getragen, 
daß nur die Übermittlung erforderlicher Daten zu- 
lässig ist. 

Weder der Antrag selbst noch das vorgeheftete 
Merkblatt klärt den Antragsteller darüber auf, daß 
seine personenbezogenen Angaben in Listenform 
auch an die Handwerkskammern zur Abwicklung 
des landesrechtlich vorgesehenen Subventionsver- 
fahrens weitergeleitet werden. Sowohl. bezüglich 
der Erforderlichkeit einzelner in der Liste enthalte- 
nen Daten als auch grundsätzlich zur Zulässigkeit 
der Übermittlung der Liste habe ich Bedenken ge- 
äußert. Die Übermittlung wurde inzwischen einge- 
stellt, 

Schwachpunkte waren im Bereich der technisch- 
organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen festzu- 
stellen. Insbesondere waren die programmseitig zu 
treffenden Vorkehrungen nicht ausreichend, die si- 
cherstellen sollen, daß ein Bediensteter im Bereich 
der automatisierten Datenverarbeitung nur solche 
Tätigkeiten vornimmt, z. B. Programme aufruft, die 
zur Durchführung der ihm geschäftsplanmäßig zu- 
gewiesenen Aufgaben erforderlich sind. Ich habe es 
begrüßt, daß meine zur Verbesserung gegebenen 
Empfehlungen Berücksichtigung finden sollen. 

8,5. Anschriftenermittiung zu Ppostelgener Werbung 

Bereits in meinem Achten Tätigkeitsbericht (S. 23) 
habe ich zu dem Problem der Ermittlung von An- 
schriften Neugeborener durch Postzusteller Stel- 
lung genommen. Im Laufe des Berichtsjahres bin 
ich durch weitere Eingaben von Bürgern darauf 
aufmerksam gemacht worden, daß die Zusteller der 
Deutschen Bundespost auch angehalten sind, An- 
schriften von Konfirmanden und Kommunionkin- 
dern zu sammeln, um der Deutschen Bundespost 
eine gezielte Werbung für den Postsparkassen- 
dienst zu ermöglichen. 

In diesem Verfahren sehe ich ebenfalls einen An- 
reiz, das Postgeheimnis im Einzelfall zu durchbre- 
chen, da es für den Zusteller naheliegt, die Informa- 
tion den Postsendungen zu entnehmen. Außerdem 
ist zu bedenken, daß auch eine behördeninterne In- 
formationsweitergabe zur Erledigung sachfremder 
Aufgaben nur dann zulässig ist, wenn die Zweckent- 
fremdung gesetzlich erlaubt ist. Diese Vorausset- 
zung ist in den geschilderten Fällen nicht gegeben. 

Darüber hinaus bin ich der Meinung, daß der Amts- 
verschwiegenheit nicht nur solche Informationen 
unterliegen, die der Postzusteller zur Erfüllung sei- 
ner Amtspflichten benötigt, sondern auch solche, 
die er nur im Rahmen seiner Amtsausübung wahr- 
nimmt. Abgesehen davon kann eine Informations- 
beschaffung durch Postzusteller, die nicht ihrer ei-
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gentlichen Aufgabe — nämlich der Postzustellung 
— dient, geeignet sein, das bestehende Vertrauens- 
verhältnis zwischen Bürger und Zusteller als dem 
Behördenvertreter, der dem Bürger am häufigsten 
begegnet, zu beeinträchtigen. 

9. Verkehrswesen 

9.1 Fahrzeugregisiergesetz (ZEVIS) 

Das Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsge- 
setzes (StVG), das Regelungen über die Fahrzeugre- 
gister bei den örtlichen Kfz-Zulassungsstellen so- 
wie beim Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) vorsieht, ist 
vom Deutschen Bundestag am 5. Dezember 1986 
verabschiedet worden und tritt am 15. Februar 1987 
in Kraft. 

Dieses Gesetzgebungsvorhaben sollte ursprünglich 
zusammen mit den übrigen von den Koalitionsfrak- 
tionen und von der Bundesregierung eingebrachten 
und sodann zurückgestellten Sicherheitsgesetzen 
beraten und beschlossen werden. Aus gegebenem 
Anlaß (siehe oben 12) wurde im Herbst 1986 auf 
Koalitionsebene beschlossen, das ZEVIS-Gesetz aus 
dem Paket der Sicherheitsgesetze herauszulösen 
und noch in der laufenden Legislaturperiode zu ver- 
abschieden. In diesem Zusammenhang wurden 
hauptsächlich folgende Änderungen gegenüber der 
ursprünglichen Entwurfsfassung vorgeschlagen: 

— Es entfällt die Einschränkung, daß die Nachrich- 
tendienste des Register für verkehrsfremde 
Zwecke nur nutzen dürfen, „soweit Anhalts- 
punkte vorliegen für eine sicherheitsgefähr- 
dende oder geheimdienstliche Tätigkeit oder Be- 
strebung, die darauf gerichtet ist, Gewalt anzu- 
wenden oder Gewaltanwendung vorzubereiten“. 

— Die Aufgaben des Bundesnachrichtendienstes 
und des Militärischen Abschirmdienstes, zu de- 
ren Erfüllung die Nutzung des Registers zuläs- 
sig sein soll, werden bis zum Inkrafttreten 
esetzlicher Aufgabenbestimmungen in einer 
ergangsvorschrift umschrieben. 

x 
Über die Hauptpunkte des Gesetzentwurfs, meine 
grundsätzlichen Positionen hierzu und die noch be- 
stehenden Bedenken habe ich schon früher berich- 
tet (1.TB S.27fH., 8. TB S.23ff.). Bei der Beratung 
des Gesetzentwurfs im Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages konnte ich meine Auffassung zu 
den einzelnen Vorschriften darlegen, jedoch leider 
nur noch marginale Änderungen erreichen. Da es 
sich um das erste bereichsspezifische Gesetz han- 
delt, in dem — laut seiner Begründung — die Folge- 
rungen aus den vom Bundesverfassungsgericht auf- 
gestellten datenschutzrechtlichen Grundsätzen ge- 
zogen werden sollen, sind folgende allgemeine Be- 
merkungen angebracht: 

1. Bisher wurde nie schlüssig dargelegt, daß die 
Bekämpfung des Terrorismus durch daten- 
schutzrechtliche Hemmnisse beim Zugang zu 
Daten der Kraftfahrzeugzulassung behindert 
worden wäre, wie dies jetzt als Begründung für 
die vorgezogene Verabschiedung des Gesetzes   
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angegeben wurde. In den Beratungen wurde 
auch eingeräumt, daß die erwähnte Erweiterung 
der Datennutzung durch die Nachrichtendienste 
weniger für die Terrorismusbekämpfung als für 
den Extremismusbereich bringt, wobei die 

Grenze zwischen beiden Bereichen fließend sei. 
Diese Entwicklung ist deshalb bedenklich, weil 
sie einen Kernpunkt der Sicherheitsgesetze be- 
trifft, deren Entwürfe bislang von einer Tren- 
nung zwischen gewaltfreien und gewaltätigen 
Demonstrationen ausgehen und unter diesem 
Gesichtspunkt zwischen Extremismus und Ter- 
rorismus unterscheiden. 

. Entsprechend den von mir im Achten Tätigkeits- 
bericht (S.24) aufgestellten Grundsätzen zur Da- 
tennutzung habe ich vorgeschlagen, den Spei- 
cherungszweck eindeutiger zu definieren; er 
muß sich an der spezifischen Verantwortung des 
Fahrzeughalters für die von seinem Fahrzeug 
ausgehenden verkehrs- und umweltbezogenen 
Gefahren orientieren. 

Für sie hat der Fahrzeughalter einzustehen; nur 

wegen dieser besonderen Haftung kann von ihm 
verlangt werden, das Fahrzeug mit einem Kenn- 

zeichen zu versehen und registrieren zu lassen, 
wodurch seine Identifizierung ermöglicht wird. 
Jede andere Nutzung der Registerdaten bedeu- 
tet eine Zweckentfremdung, die besonders zu 
rechtfertigen ist. Die vom Gesetz gewählte Defi- 

nition des Speicherzwecks ist m. E. unklar, weil 
sie weitere Zwecke mit einbezieht, und zwar 
auch solche, bei denen ein überwiegendes Allge- 
meininteresse für eine zwangsweise Erhebung 
und Speicherung gerade dieser Daten nicht 
ohne weiteres erkennbar ist. 

. Sc ist m,E. ein praktisches Bedürfnis für die 
Zulassung der zweckfremden Nutzung des Regi- 
sters für die Erfüllung der gesetzlichen Mittel- 
lungspflichten zur Sicherung des Steueraufkom- 
mens nach $93 der Abgabenordnung nicht dar- 
getan. Die Datenübermittlung zur Sicherung des 
Kfz-Steueraufkommens ist anderweitig geregelt. 
Ich halte es aber nicht für gerechtfertigt, das 
Fahrzeugregister zu einem allgemeinen Daten- 

Service für die Finanzverwaltung werden zu las- 
sen. Ähnliches gilt auch für andere nicht ver- 
kehrsbezogene Datennutzungen. 

. Inden bisherigen Verhandlungen hatte ich deut- 
lich gemacht, daß eine effektive Datenschutz- 
kontrolle bei Abrufen im automatisierten Ver- 
fahren nur möglich ist, wenn im Protokoll auch 
der konkrete Anlaß des Abrufs und die für den 
Abruf verantwortliche Person festgehalten wer- 
den. Das daraufhin in den Gesetzentwurf einge- 
arbeitete und nunmehr beschlossene Stichpro- 
benverfahren sieht zwar vor, daß für einen vom 
Kraftfahrt-Bundesamt ausgewählten Teil der 
Abrufe weitere Aufzeichnungen dieser Art ge- 
fertigt werden. Dies soll aber in der Weise ge- 
schehen, daß die geforderten zusätzlichen Anga- 
ben nur für einen vorher ausgewählten Teil der 
Abrufe erfragt werden. Ich halte dieses Stichpro- 
benverfahren für Kontrolizwecke für wenig ge- 
eignet. Wer das Abrufsystem unbefugt benutzen 
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will, bleibt so lange ohne Entdeckungsrisiko, bis 

er einmal vom System zur Angabe des Abrufan- 
lasses aufgefordert wird; geschieht dies, kann er 
einen im Einzelfall schwer widerlegbaren, ab- 
strakt zulässigen Abfragegrund angeben. Syste- 
matisches Fehlverhalten kann damit nicht er- 
kannt werden, solange der Benutzer sich ge- 
schickt verhält. 

Ich hatte statt dessen vorgeschlagen, stets alle 
notwendigen Daten zu erheben und erst bei der 
Speicherung mit einem Auswahlverfahren zu ar- 
beiten. Die Auswahl sollte nicht allein zufallsbe- 
stimmt, sondern auch nach sachlichen Gesichts- 

punkten gesteuert werden, die sich aus der Kon- 
trollpraxis ergeben können (z.B. vollständige 
Aufzeichnung des Dialog-Verkehrs eines be- 
stimmten Terminals, wenn sich dort Auffällig- 
keiten gezeigt haben). Unkorrekte bzw. unzuläs- 
sige Abrufe würden mit einem solchen Verfah- 
ren schon durch die Ungewißheit, ob die Abrufe 
protokolliert werden, verhindert bzw. einge- 
schränkt. 

Ein weiterer Mangel des Gesetzentwurfs be- 
stand darin, daß eine Nutzungsbeschränkung im 
Sinne einer Zweckbindung für übermittelte Da- 
ten fehlte. Eine entsprechende übergreifende ge- 
setzliche Regelung ist meiner Auffassung nach - 
erforderlich, solange auf der Empfängerseite — 
vornehmlich bei der Polizei und den Diensten — 
keine Verwendungsbeschränkungen bestehen. 
Mein entsprechender Vorschlag wurde in das 
Gesetz zwar eingefügt, sein Regelungsgehait je- 
doch dadurch entscheidend abgeschwächt, daß 
der Empfänger die für einen bestimmten Zweck 
übermittelten Daten auch für andere Zwecke 
nutzen darf, soweit ihm die Daten auch für diese 
Zwecke hätten übermittelt werden dürfen, Hier- 
über kann der Empfänger allein entscheiden; die 
Zweckentfremdung wird auch nicht protokol- 
kert. Diese Regelung halte ich sowohl unter dem 
Gesichtspunkt der Zwekbindung der Daten, wie 
auch der Transparenz ihrer Nutzung und einer 
effektiven Datenschutzkontrolle für bedenklich. 

Die Übergangsvorschrift mit der Aufgabenum- 
schreibung für MAD und BND wurde nicht be- 
fristet. Ich hatte in den Beratungen vorgeschla- 
gen, durch eine Frist (Ende der 11. Legislaturpe- 
riode) den politischen Willen zu verdeutlichen, in 
angemessener Zeit spezialgesetzliche Regelun- 
gen für den Bundesnachrichtendienst und den 
Militärischen Abschirmdienst zu schaffen. 

Ich begrüße es, daß der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung um einen Erfahrungsbericht zu 
einiger umstrittenen Regelungen des Gesetzes 
(automatisiertes Abrufverfahren, Aufzeichnungs- 
pflicht, P-Anfrage, Einsichtnahme in örtliche Fahr- 
zeugregister) gebeten hat. Der an mich gerichteten 
Bitte, mich an diesem Bericht zu beteiligen, werde 
ich gerne nachkommen, zumal damit die Möglich- 
keit gegeben ist, eventuelle Schwachstellen zu prü- 
fen und dazu Korrekturen vorzunehmen. Ich muß 
allerdings darauf aufmerksam machen, daß die Auf- 
nahme neuer arbeitsintensiver Projekte — bei de- 
nen auf der Verwaltungsseite eine Vielzahl von Mit- 
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arbeitern mehrerer großer Bundesbehörden betei- 

ligt ist — eine bessere Personalausstattung meiner 
Dienststelle voraussetzt. 

9.2  Verkehrszentralregister 

9.2.1 Stand der Gesetzesvorbereitung 

Bereits im Februar 1984 hatte der Bundesminister 
für Verkehr angekündigt, daß die Bundesregierung 
sobald als möglich den Entwurf eines Verkehrszen- 
tralregistergesetzes vorlegen wird. Durch ein sol- 
ches Gesetz sollen die derzeit im StVG und in der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) ver- 
streut untergebrachten Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften zusammengefaßt, die Tilgungsvor- 
schriften mit dem Ziel, den Bewährungscharakter 

stärker herauszustellen, geändert und den Anforde- 
rungen des Datenschutzes deutlicher als bisher 
Rechnung getragen werden. In meinem Siebenten 
Tätigkeitsbericht (S.33) hatte ich auf die Notwen- 
digkeit einer entsprechenden gesetzlichen Rege- 
lung hingewiesen, da die bestehenden Vorschriften 
zum Teil unklar, unvollständig und widersprüchlich 
sind und einigen darüber hinaus die notwendige 
gesetzliche Grundlage fehlt. In den Beratungen des 
Innenausschusses des Deutschen Bundestages zu 
meinem Sechsten und Siebenten Tätigkeitsbericht 
wurde ebenfalls hervorgehoben, daß es notwendig 
sei, eine differenzierte Regelung auch im Sinne des 
Beschlusses des Deutschen Bundestages in Druck- 
sache 10/1719 (Beschlußempfehlung des Innenaus- 
schusses zum Fünften Tätigkeitsbericht) zu treffen. 
Mit diesem Beschluß wurde die Bundesregierung 

ersucht, darzustellen, wie entsprechend den Grund- 
sätzen des Volkszählungsurteils für das Verkehrs- 
zentralregister sichergestellt werden kann, daß 

— nur zwingend erforderliche Tatbestände einge- 
tragen werden, 

— Auskünfte nur im zwingend erforderlichen Rah- 
men erteilt werden und 

— das Verfahren und die Fristen für die Tilgung 
den schutzwürdigen Belangen der Betroffenen 
und den praktischen Gegebenheiten entspre- 
chend geregelt werden. 

Auf eine entsprechende Anfrage teilte mir der Bun- 

desminister für Verkehr im September 1988 mit, 
daß für die Erstellung eines neuen Entwurfs eines 
Verkehrszentralregistergesetzes derzeit eine län- 
gerfristig angelegte Bestandsaufnahme durchge- 
führt werde. In den Entwurf sollten auch Erkennt- 
nisse aus der parlamentarischen Beratung der sog. 
Sicherheitsgesetze einfließen. Es werde angestrebt, 
den Entwurf in der nächsten Legislaturperiode ein- 
zubringen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat zur Frage des 
Übergangsbonus eindeutige Aussagen gemacht 
(siehe oben 1.3), Ich halte es nicht für angängig, daß 
trotzdem Regelungen längerfristig aufrechterhal- 
ten werden, die dem vom Bundesverfassungsge- 
richt aufgestellten Gebot der Reduzierung der Ein- 
griffsbefugnis auf das für einen funktionsfähigen 
Betrieb unerläßliche Maß zuwiderlaufen. Das gilt
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umso mehr, als auch das fachlich zuständige Mini- 
sterium meine Bedenken teilt, nachdem ich im 
Jahre 1984 eine Beanstandung ausgesprochen 
hatte. 

9.2.2 Auskunftsertellung nach 530 StVG (Vollauskunft) 

Über die datenschutzrechtlich unzulässige Praxis 
der Auskunftserteilung aus dem Verkehrszentralre- 
gister durch das Kraftfahrt-Bundesamt habe ich in. 
meinem Siebenten Tätigkeitsbericht (S.31) berich- 
tet. Im März 1985 teilte mir der Bundesminister für 
Verkehr zwar mit, daß er meine Auffassung, Aus- 
künfte dürften nur in dem tatsächlich erforderli- 
chen Umfang. erteilt werden, grundsätzlich aner- 
kenne, daß zu seinem Bedauern ein Lösungsvor- 
schlag zu dem Problem der Vollauskunft jedoch 
noch nicht habe erarbeitet werden können. In Zu- 
sammenarbeit mit den Bundesländern und meiner 
Dienststelle sollten die jetzige Eintragungspraxis 
überprüft, die denkbaren Auskunftsfälle aufgelistet 
und diesen die für die Auskünfte jeweils notwendi- 
gen Eintragungen zugeordnet werden. Das Ziel 
sollte sein, möglichst bald eine Teilauskunftsrege- 
lung zu finden, die sowohl dem Datenschutz als 
auch den Zielen und Zwecken des Verkehrszentral- 
registers gerecht wird. Erste Überlegungen hierzu 
sind mir im Oktober 1986 zugegangen. Meine Frage, 

wann mit einer Entscheidung über die Vorabrege- 
lung gerechnet werden könne, wurde vom Bundes- 
minister für Verkehr nicht beantwortet. 

Die schleppende Art der Entscheidungsvorberei- 
tung ist meiner Meinung nach nicht mit dem 
Grundsatz vereinbar, daß bis zur Herstellung eines 
verfassungsmäßigen Zustandes durch den Gesetz- 
geber die Befugnis zu Eingriffen in verfassungs- 
rechtliche Positionen auf das zu reduzieren ist, was 
im konkreten Fall für die geordnete Weiterführung 
eines funktionsfähigen Betriebs unerläßlich ist. Die 
vom Bundesminister für Verkehr geduldete fortge- 
setzte Praxis zu weitgehender Auskunftserteilung 
verstößt gegen verfassungsrechtliche Grundsätze 
und muß daher umgehend korrigiert werden. 

9.3 Kfz-Zulassungsdaten 

9.3.1 Zusatzerhehung bel Ausländern 

$23 Abs.1 der StVZO bestimmt die Daten, die der 
Verfügungsberechtigte eines Kraftfahrzeuges bei 
dessen Zulassung anzugeben hat. 

Ein Landesbeauftragter für den Datenschutz hat 
festgestellt, daß die Mehrzahl der Zulassungsstellen 
bei Kfz-Anmeldungen von Ausländern über die 
nach $23 Abs.1 StVZO zu erhebenden Daten hin- 
aus die Angabe der Paßdaten und der Heimatan- 
schrift verlangt. Die Zulassungsstellen berufen sich 
dabei auf einen Beschluß des Bund-Länder-Fach- 
ausschusses für Angelegenheiten der Zulassung 
von Fahrzeugen im Straßenverkehr vom 5./6. No- 
vember 1981, welcher besagt, 

— daß Heimatanschrift und Paßdaten gefordert 
werden können und   
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— daß sich die Erfassung der Heimatanschrift bei 
Ausländern sehr positiv ausgewirkt habe. 

Die Geschäftsführung dieses Ausschusses liegt 
beim Bundesminister für Verkehr. Er hat den Zu- 
lassungsstellen in einer sog. Verkehrsverlautba- 
rung bereits im Jahre 1966 (Verkehrsblatt 1966 
5.535) empfohlen, die Paßdaten entweder bei der 
Anmeldung oder Umschreibung von Krafifahr- 
zeugen für Halter mit ausländischer Staatsangehö- 

rigkeit zu ermitteln und in der Karteikarte zu ver- 
merken oder diese Daten bei der zuständigen Aus- 
länderbehörde zu erfragen. 

Der Bundesminister für Verkehr nahm meine Bitte 
um Stellungnahme zu der zusätzlichen Datenerhe- 
bung zum Anlaß, die Angelegenheit erneut im 
Bund-Länder-Fachausschuß zur Sprache zu brin- 
gen. Dieser bestätigte nach Mitteilung des Bundes- 
ministers für Verkehr die Notwendigkeit der Erfas- 
sung der Paßdaten und der Heimatanschrift bei 
ausländischen Fahrzeughaliern für Maßnahmen 
nach 29d STVZO (Außerbetriebsetzung von unver- 
sicherten Fahrzeugen), soweit das Fahrzeug ins 
Ausland verbracht wurde. Der Bundesminister für 
Verkehr verwies in diesem Zusammenhang darauf, 

daß es bei der Außerbetriebsetzung vor allem auch 
auf rasches Handeln ankomme; Daten müßten da- 
her erforderlichenfalls sofort zur Verfügung stehen. 

Anfragen an die Ausländerbehörden seien mit er- 
heblichen Zeitverzögerungen verbunden, die nicht 
hinnehmbar seien. Der Bundesminister für Verkehr 
vertritt daher die Auffassung, daß die Erhebung der 
Paßdaten und der Heimatanschrift bei Ausländern 
durch die Zulassungsstellen erforderlich sei. Er war 
nicht bereit, die erwähnte Verkehrsverlautbarung 
vom 19. September 1986 (s. 0.) zu ändern. Gegen sie 
bestehen folgende datenschutzrechtliche Beden- 
ken: 

$23 Abs. 1 StVZO ist m. E. eine abschließende Rege- 
lung, die nicht zur Disposition der Verwaltungsbe- 
hörden steht. Da eine Auskunftspflicht bezüglich 
der erwähnten Daten mangels Rechtsgrundlage 
nicht besteht, könnten sie allenfalls unter ausdrück- 

lichem Hinweis auf die Freiwilligkeit nach $9 
Abs.2 BDSG erfragt werden. Was die Erforderlich- 
keit betrifft, stehe ich auf dem Standpunkt, daß es 
auch nach dem Volkszählungsurteil des Bundesver- 
fassungsgerichts (Verbot der Datensammlung auf 
Vorrat} unzulässig ist, für Zwecke des Verwaltungs- 
vollzugs im Rahmen des $ 29d StVZO zwangszweise 
Daten bei einer Vielzahl von Personen nur vorsorg- 
lich für den Fall zu erheben, daß die Außerbetrieb- 
setzung eines Fahrzeugs im Inland nicht möglich 
ist und eine Ausfuhr ins Ausland unterstellt werden 
kann. Dieses Verfahren steht in keinem Verhältnis 
zu dem angestrebten Schutzzweck. Für die Außer- 
betriebsetzung eines Fahrzeugs müßten deshalb 
andere, weniger belastende und mit dem Verhält- 
nismäßigkeitsgrundsatz in Einklang stehende Ver- 
fahren gefunden werden. Im übrigen sieht auch das 
inzwischen verabschiedete Gesetz zur Änderung 
des Straßenverkehrsgesetzes (ZEVIS) keine ent- 
sprechende Erweiterung des Erhebungskatalogs 
vor. 
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Ich habe die Landesbeauftragten für den Daten- 
schutz von meiner Auffassung in Kenntnis gesetzt, 
da die Datenschutzkontrolle bei den Zulassungs- 
stellen in ihre Zuständigkeit fällt. Wie ich erfahren 
habe, verzichten die Zulassungssteilen mehrerer 
Länder inzwischen auf die vorsorgliche Erhebung 
und Speicherung der zusätzlichen Daten. Der Bun- 
desminister für Verkehr sollte — auch aus Gründen 
der Rechtsvereinheitlichung — nunmehr die Kon- 
sequenzen ziehen und auf eine verfassungskon- 
forme Datenerhebung bei der Kfz-Zulassung für 
Halter mit ausländischer Staatsangehörigkeit hin- 
wirken. 

9.3.2 Übermittlung an die Automobilindustrie 

Über die Praxis des Kraftfahrt-Bundesamtes, Zulas- 
sungsdaten an die Automobilindustrie zu liefern, 
habe ich in meinem Siebenten Tätigkeitsbericht 
(S.30) berichtet. Aufgrund der im Jahre 1884 dar- 
über geführten Verhandlungen mit dem Bundesmi- 
nister für Verkehr unter Beteiligung des Kraft- 
fahrt-Bundesamtes und dem Verband der Automo- 
bilindustrie bin ich zu folgender Rechtsauffassung, 
gelangt: 

— Die Übermittlung von Daten aus der Kfz-Zulas- 
sung an Kfz-Hersteller und -Importeure stellt — 
soweit sie nicht unmittelbar der Sicherheit des 
Straßenverkehrs dient — eine Zweckentfrem- 
dung dar; sie ist daher nur im überwiegenden 
Allgemeinintresse auf einer gesetzlichen Grund- 
lage zulässig. 

— Das Interesse von Teilnehmern am privaten 
Wirtschaftsverkehr, die Vertragstreue ihrer 
Partner überprüfen zu können, stellt kein derar- 
tiges überwiegendes Interesse dar, das die Über- 
mittlung aus behördlichen Datenbeständen 
rechtfertigen könnte. 

— Gegen die Übermittlung von Zulassungsdaten, 
soweit sie ausschließlich zahlenmäßig, nämlich 
zur Bildung mathematisch-statistischer Ver- 
gleichsgrößen verwendet werden, bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken, wenn die aus- 
schließlich statistische Verwendung gesetzlich 
festgelegt und durch geeignete Maßnahmen ein- 
schließlich der Datenschutzkontrolle sicherge- 
stellt wird, daß eine Verwendung zu anderen 
Zwecken ausgeschlossen bleibt. 

— Die Bedenken gegen die Übermittlungspraxis 
lassen sich für eine begrenzte Übergangszeit zu- 
rückstellen, wenn die Datenschutzanforderun- 
gen bis zu einer gesetzlichen Regelung durch 
vertragliche Abmachungen gewährleistet wer- 
den. 

Der Bundesminister für Verkehr wies nach länge- 
ren Verhandlungen zwischen allen Beteiligten das 
Kraftfahrt-Bundesamt an, entsprechend meinen 
Forderungen zu verfahren. 

Die vom Kraftfahrt-Bundesamt daraufhin erarbei- 
tete Zusatzvereinbarung zu den mit den Automobil- 
herstellern und Importeuren abgeschlossenen Ver- 
trägen sieht vor, daß Daten ausschließlich für stati- 
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stische Feststellungn in bezug auf die Verkehrssi- 
cherheit der Fahrzeuge bereitgestellt werden. Da- 
ten, die sich auf eine bestimmbare Person, eine be- 
stimmte Fahrzeug-Identifizierungsnummer oder 
auf eine bestimmte Fahrzeugbriefnummer bezie- 
hen (d.h. nicht anonymisierte Daten), sollen nur 
dann übermittelt werden, wenn der Empfänger 
glaubhaft darlegt, daß eine Verwendung der Daten 
für statistische Feststellungen auf andere Weise 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Auf- 
wand möglich ist und unter Berücksichtigung des 
Zwecks des Vorhabens kein Grund zur Annahme 
besteht, daß schutzwürdige Belange eventuell Be- 
troffener beeinträchtigt werden. Aufgrund dieser 
vertraglichen Festlegungen konnte ich davon aus- 
gehen, daß grundsätzlich nur anonymisierte Daten 
übermittelt werden. 

Durch die Eingabe eines Petenten traten erste 
Zweifel auf, ob die Datenübermittlungen entspre- 
chend den Vorgaben der Zusatzvereinbarung erfol- 
gen und ob die Empfänger der Daten diese auch nur 
für die in der Zusatzvereinbarung festgelegten 
Zwecke nutzen. Die Auskunft des Kraftfahrt-Bun- 
desamtes auf eine entsprechende Frage zu der 
Übermittlungspraxis bestätigte meine Befürchtun- 
gen. Die fortgesetzte gegen $3 BDSG verstoßende 
Übermittlungspraxis durch das Kraftfahrt-Bundes- 
amt habe ich daher gegenüber dem Bundesminister 
für Verkehr beanstandet. 

Nunmehr hat sich herausgestelli, daß das Kraft- 
fahrt-Bundesamt die in der Zusatzvereinbarung 
niedergelegten besonderen Datenschutzvorkehrun- 
gen generell nicht beachtet hat; gleichwohl betrach- 
tet es seine Praxis als rechtmäßig und beabsichtigt 
auch weiterhin so zu verfahren. 

Ich muß demnach feststellen, daß das Kraftfahrt- 
Bundesamt meinen datenschutzrechtlichen Beden- 
ken nur format, nämlich durch Abschluß der Zu- 
satzvereinbarung, Rechnung getragen, die bean- 
standete Übermittlungspraxis jedoch unverändert 
fortgesetzt hat. Obwohl der Bundesminister für 
Verkehr meine Bedenken teilte, hat er sich weder 
davon überzeugt, daß das Kraftfahrt-Bundesamt 
auch entsprechend verfährt, noch hat er Schritte 
unternommen, die rechtswidrige Datenübermitt- 
lung zu unterbinden. 

Nach $ 19 Abs. 3 Bundesdatenschutzgesetz sind alle 
Behörden des Bundes verpflichtet, den Bundesbe- 
auftragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu 
unterstützen. Nach $15 BDSG haben die Obersten 
Bundesbehörden jeweils für ihren Geschäftsbe- 
reich die Ausführung des Bundesdatenschutzgeset- 
zes sowie anderer Vorschriften über den Daten- 
schutz sicherzustellen. An beide Verpflichtungen 
hat sich der Bundesminister für Verkehr im vorlie- 
genden Fali nicht gehalten. 

9.4 Führerschein auf Probe 

Mit dem vom Deutschen Bundestag am 20. März 
1986 beschlossenen Gesetz zur Änderung des Stra- 
Benverkehrsgesetzes wurde der Führerschein auf 
Probe eingeführt und im Zusammenhang damit



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode 

auch eine neue zentrale Datenspeicherung beim 

Kraftiahrt-Bundesamt. Über die Grundzüge der in- 
zwischen in Kraft getretenen Gesetzesänderung 
habe ich in meinem Achten Tätigkeitsbericht (S. 25} 
berichtet, Ich habe auch darauf hingewiesen, daß 
die Bundesregierung meinem Vorschlag, die Gel- 
tung des Gesetzes zu befristen, gefolgt war. Die vor- 
gesehene Befristung von acht Jahren wurde jedoch 
aufgrund einer Empfehlung des federführenden 
Bundestegsausschusses für Verkehr, der diese Re- 
gelung für entbehrlich bielt, nicht in den Gesetzes- 
beschluß des Deutschen Bundestages aufgenom- 
men. Mein Vorschlag bezweckte, zunächst Erkennt- 
nisse über die Eignung des Gesetzes zur Erreichung 
des verfolgten Ziels zu gewinnen (wissenschaftliche 
Begleituntersüchung), um danach endgültig beur- 
teilen zu können, ob eine zentrale Datei aller Fahr- 
anfänger verhältnismäßig und erforderlich ist, Ich 
bin nach wie vor der Meinung, daß aus Gründen des 
Datenschutzes und der Entbürokratisierung eine 
nur versuchsweise Einführung des Führerscheins 
auf Probe sachgerechter gewesen wäre. 

Zur Durchführung des Gesetzes über die Fahrer- 
laubnis auf Probe hat der Bundesminister für Ver- 
kehr den Entwurf einer Sechsten Verordnung zur 
Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
erstellt. Dieser sieht u. a. vor, daß der Betroffene die 
schriftliche Anordnung der zuständigen Behörde zu 
einer Nachschulung dem Kursleiter bei der Anmel- 
dung vorzulegen hat. Dadurch muß er sensible per- 
sönliche Angaben (begangene Verkehrsverstöße, 
die zu der Anordnung führten) offenbaren. Das Ge- 
setz sieht eine solche Information, die als Erhebung 
von Daten zu beurteilen ist, jedoch nicht vor. Es 

bestehen auch Zweifel, ob die Verordnungsermäch- 
tigung nach $86 Abs.1 Nr.id StVG eine faktisch 
zwangsweise Erhebung personenbezogener Daten 
durch die Kursleiter rechtfertigt. Allerdings ist 
auch richtig, daß sich die Pflicht zur Mitteilung die- 
ser Daten aus dem Sinngehalt des Gesetzes ergibt, 
weil sich danach die Gestaltung der Nachschu- 
lungskurse richtet, Meine Bedenken könnte ich da- 
her unter der Voraussetzung zurückstellen, daß die 
Kursleiter (evtl. durch Auflagen) verpflichtet wer- 
den, die erforderlichen Datenschutz-Vorkehrungen 
(Schutz gegen Mißbrach, Sicherung gegen unbe- 
fugte Nutzung, Verwertungsverbot, Löschungsrege- 
tungen) zu treffen. Die Datenschutzgesetze reichen 
dazu wegen ihrer Beschränkung auf Dateien und 
mangels einer Zweckbindungsregelung nicht aus; 
die Dringlichkeit ihrer Novellierung wird bier wie- 
der einmal deutlich. 

Ich habe diese Bedenken dem Bundesrat mitgeteilt, 
der sich meiner Auffassung anschloß. Die von ihm 
vorgeschlagene Ergänzung der Verordnung sah vor, 
daß der Kursleiter die aus der schriftlichen Anord- 
nung ersichtlichen personenbezogenen Daten Drit- 
ten nicht ohne Einwilligung des Betroffenen mittel- 
len und sie auch nicht für andere Zwecke als für die 
Durchführung des Nachschulungskurses verwen- 
den darf. 

Der Bundesminister für Verkehr sah sich wegen 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen umfangrei- 
chen Gebührenerhöhungen nicht in der Lage, die   
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Verordnung in der vom Bundesrat empfohlenen 
Fassung zu erlassen, und hat dem Bundesrat den 
Verordnungsentwurf erneut in der ursprünglichen 
Fassung zugeleitet; warum die Verbesserungsvor- 
schläge zum Datenschutz nicht übernommen wur- 
den, ist mir nicht bekannt. 

Da der Bundesrat seinen ursprünglichen Beschluß 
hinsichtlich der datenschutzrechtlichen Erforder- 
nisse nach erneuter Beratung bestätigte, gehe ich 
davon aus, daß der Bundesminister für Verkehr die- 
sen Empfehlungen folgen wird. 

9.5 Luftfahrt-Bundesamt (LBA) 

Im Februar 1986 habe ich erneut die Aufgaben und 
Arbeitsbereiche des Luftfahrt-Bundesamtes (LBA) 
kontrolliert, die ich erstmals im Jahre 1984 geprüft 
hatte (vgl. 7. TB 5.36). Dabei mußte ich wiederum 
Datenschutzverstöße feststellen und erneut eine 
Beanstandung aussprechen. 

9.5.1 Fohlende Rechtsgrundlagen 

Immer noch fehlt es für eine Reihe von Datenverar- 
beitungsvorgängen des Luftfahrt-Bundesamtes an 
der erforderlichen gesetzlichen Grundlage. Die An- 
gaben aus der Luftfahrzeugrolle, die vom Betroffe- 
nen unter Zwang auf der Grundlage der Luftver- 
kehrszulassungsordnung (LuftVZO) erhoben wer- 
den, werden nach wie vor in den Nachrichten für 
Luftfahrer und im Registre A&ronautique Interna- 
tional veröffentlicht. Auf die datenschutzrechtliche 
Unzulässigkeit der Datenübermittlung zum Zwecke 
der Veröffentlichung und den insoweit bestehenden 
Regelungsbedarf hatte ich bereits hingewiesen 
{7.TB a.a.0). 

Der Bundesminister für Verkehr hat mir jetzt mit- 
geteilt, daß er prüfen werde, ob und wie die betref- 
fenden Bestimmungen des Luftverkehrsgesetzes 
und der Luftverkehrszulassungsordnung geändert 
werden können, damit die Veröffentlichungen auf 
eine datenschutzrechtlich tragfähige Grundlage ge- 
stellt werden. 

Ebenfalls in meinem Siebenien Tätigkeitsbericht 
hatte ich auf die Notwendigkeit hingewiesen, die 
Datensammlungen über Luftfahrer (Positiv-Datei/ 
Negativ-Datei) nach der Art der zu verarbeitenden 
Daten und den Zwecken, zu denen diese Verwen- 
dung finden sollen, in einer gesetzlichen Regelung 
präzise zu bestimmen. Obwohl der Bundesminister 
für Verkehr den Regelungsbedarf seinerzeit aner- 
kannt hat, sind auch zwei Jahre danach noch keine 
konkreten Ansätze, geschweige denn Ergebnisse, 
vorhanden. 

Die Negativ-Datei wird gegenwärtig nach den Be- 
stimmungen eines internen, vom Luftfahrt-Bundes- 
amt erarbeiteten Entwurfs einer Verfahrensvor- 
schrift für die Aufnahme und Tilgung von Einira- 
gungen geführt. Dabei werden u.a. rechtskräftige . 
Verurteilungen sowie strafgerichtliche Entschei- 
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dungen, durch die von Strafe abgesehen worden ist, 
und Verfahrenseinstellungen nach $ 153a StPO er- 
faßt, ohne daß ein Sachzusammenhang der diesen 
Entscheidungen zugrundeliegenden Handlungen 

des Betroffenen mit der Luftsicherheit bestehen 
muß. Ich habe deshalb den Bundesminister für Ver- 
kehr darauf hingewiesen, daß eine uneinge- 
schränkte Speicherung strafrechtlicher Verurtei- 
lungen in einem Informationssystem über Luftfah- 
rer unzulässig ist. Maßstab für die Speicherung von 

Negativangaben kann indes deren Aussagekraft für 
Zwecke der Luftsicherheit sein. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt muß geprüft werden, wie sich die ein- 
tragungsfähigen Straftatbestände etwa auf be- 
stimmte Gruppen von Straftaten eingrenzen las- 

sen. “ B 

Auch für den Umgang mit personenbezogenen In- 
formationen bei der Wahrnehmung der Aufgaben 
der Flugunfalluntersuchung durch die Flugunfall- 
untersuchungsstelle beim Luftfahrt-Bundesamt be- 
steht gegenwärtig noch keine gesetzliche Grundla- 
ge. Eine rmittlung personenbezogener hzw. per- 
sonenbeziehbarer Daten aus diesem Bereich an 
Dritte erfolgt zum einen in der Weise, daß bei An- 
fragen von Versicherungen ein mit dem Luftfahrt- 
Bundesamt abgestimmter Fragebogen benutzt 

wird, Mit diesem Fragebogen erbitten die Versiche- 
rungen unter Angabe des Luftfahrzeugs, des Unfall- 
orts und -zeitpunkts sowie der Personendaten des 
verantwortlichen Luftfahrzeugführers nähere Ein- 
zelheiten zum Flugunfall. Das Luftfahrt-Bundesamt 
beantwortet diese Anfragen aus der Unfalluntersu- 
chungsaktie. Zum anderen ist die automatisierte 
Kurzfassung des Unfalluntersuchungsberichts 
(EDV-Unfalibericht) auf Anforderung für jeden 
Dritten zugänglich. Trotz der unbestreitbaren Ver- 
besserung, die das Fragebogenverfahren gegenüber 
dem früher geübten Aktenversand bedeutet (vgl. 7. 
TB S.36), kann immer noch nicht ausgeschlossen 
werden, daß im Einzelfall auch bei dieser einge- 
schränkten Übermittlung schutzwürdige Belange 
des Betroffenen beeinträchtigt werden. Angesichts 
der Vielzahl zum Teil sehr sensibler Daten, die bei 
einer Flugunfalluntersuchung erhoben werden, 
halte ich es deshalb auch aus der Sicht der Flugun- 
falluntersuchungsstelle für wünschensweit, gesetz- 
lich genau und präzise zu regeln, welche Daten im 
einzelnen an wen weitergegeben werden dürfen. 
Damit bis zum Inkrafttreten einer gesetzlichen Re- 
gelung Grundrechtsverletzungen vermieden wer- 
den, habe ich außerdem die Empfehlung ausgespro- 
chen, einstweilen nur noch solche Angaben in den 
automatisierten Unfalluntersuchungsbericht aufzu- 
nehmen, die ausschließlich sachliche, flugtechni- 
sche Eigenschaften betreffen und die so aufbereitet 
sind, daß sie keiner natürlichen Person mehr zuge- 
ordnet werden können, 

9.5.2 Technische und organisatorische Mängei 

Die im Jahre 1984 festgestellten technischen und 
organisatorischen Mängel beim Luftfahrt-Bundes- 
amt wurden inzwischen zu einem Großteil abge- 
stellt. Wegen mangelhafter Maßnahmen zur Siche- 
rung der Datenverarbeitung aufgrund fehlender 
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Dokumentation und unzureichender Paßwortver- 
waltung mußte ich jedoch erneut eine Beanstan- 
dung aussprechen. Bei einer Reihe von manuell ge- 
führten Karteien mit personenbezogenen Angaben 
fehlten zum Zeitpunkt der Kontrolle Sicherungs- 
maßnahmen. 

9.6 Deutsche Bundasbahn (DB) 

9.6.1 Dautsche Bundesbahn als Tellnchmer an 
Verkehrsverblinden 

Einige Bundesbahndirektionen sind Gesellschafter 
von Verkehrs- und Tarifverhünden, die für ihre Ge- 
sellschafter auf dem Gebiet des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs Aufgaben der Verkehrsiorschung 
und -planung, der Gestaltung und Abstimmung der 
Betriebsleistungen, der Festsetzung eines Gemein- 
schaftstarifs (Verbundtarif) und der Beförderungs- 
bedingungen sowie des Marketing und der Vertei- 
lung von Einnahmen wahrnehmen. 

Eine Petentin wandte sich gegen das von dem Ver- 
kehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH (VVS) 
praktizierte Verfahren, die Abgabe von Wertmar- 

ken für bestimmte Wochen und Monate nach einem 
sog. Übergangstarif von der Abgabe eines vollstän- 
dig ausgefüllten Fragebogens abhängig zu machen, 
mit dessen Hilfe personenbezogene Daten (Name, 
Anschrift, Verbundpaßnummer) erhoben und ge- 
speichert werden. Nachdem die Bemühungen der 
Petentin um eine Änderung des Verfahrens sowohl 
bei dem Innenministerim Baden-Württemberg als 
der für den nicht-öffentlichen Bereich zuständigen 
Datenschutzaufsichtsbehörde (datenschutzrecht- 
lich nicht zu beanstanden) als auch bei dem Lan- 
desbeauftragten für den Datenschutz Baden-Würt- 
temberg {fehlende Zuständigkeit) erfolglos geblie- 
ben waren, wandte sie sich an mich als der nach 
dem BDSG für die Deutsche Bundesbahn in Ange- 
legenheiten des Datenschutzes zuständigen Stelle. 

Ich habe festgestellt, daß der VVS im Namen seiner 
Gesellschafter mit anderen regionalen Verkehrsun- 
ternehmen Verträge abgeschlossen hat, nach denen 
der auf die einzelnen Unternehmen entfallende An- 
teil des Gesamterlöses aus den verkauften Wert- 
marken des sog. VVS-Übergangstarifs dadurch er- 
mittelt wird, daß jährlich einmal eine schriftliche 
Befragung der Fahrgäste beim Verkauf der Wert- 
marken dieses Tarifs durchgeführt wird. Der Inhalt 
des entsprechenden Fragebogens ergibt sich aus ei- 
nem sog. Informationsverzeichnis, das Bestandteil 
der Verträge ist. 

Der Übergangstarif gilt nach Mitteilung der Deut- 
schen Bundesbahn auch für sie, da auch Strecken 
der Deutschen Bundesbahn in seinen Geltungsbe- 
rich fallen. Die Deutsche Bundesbahn hat mir darin 
zugestimmt, daß sich ihe datenschutzrechtliche 
Verantwortung auch auf diese tarifrechtliche Rege- 
lung erstreckt. 

Der VVS — und somit auch die einzelnen Gesell- 
schafter nebst den mit dem VVS kooperierenden 
regionalen Verkehrsunternehmen — verwendet
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Fragebögen, die entgegen den abgeschlossenen Ko- 
operationsverträgen auch Fragen nach Name und 
Anschrift des Kunden enthalten. Meine Bitte um 
Stellungnahme zu dem beanstandeten Verfahren 
leitete die Bundesbahndirektion Stuttgart an den 
ihrer Meinung nach zuständigen VVS weiter. Die- 
ser teilte mir daraufhin mit, daß vorgesehen sei, 
„Gieses Mal auf die Namensangabe und die Angabe 
der Hausnummer zu verzichten“. Diese sachge- 
rechte Änderung des Verfahrens begrüße ich. Mir 
ist allerdings unverständlich, warum in den Jahren 
bis 1985 die Erhebung personenbezogener Angaben 
inımer mit der Notwendigkeit zu Plausibilitätskon- 
trollen begründet wurde; nunmehr reicht nach Aus- 
kunft des VVS die bereits früher ebenfalls erhobene 
Verbundpaßnummer aus, um diese Funktion zu er- 
füllen. . 

Angesichts anscheinend unterschiedlicher Rechts- 
auffassungen der Bundesbahndirektionen sollte die 
Deutsche Bundesbahn, soweit sie an Verkehrs- und 
Tarifverbünden beteiligt ist, darauf hinwirken, daß 
die vertraglichen Abmachungen den Anforderun- 
gen des Datenschutzes entsprechen, und — notfalls 
durch Wahrnehmung ihrer Gesellschafterrechte — 
erforderliche Änderungen veranlassen. Ferner 

sollte sie dafür sorgen, daß die Aufteilung des Erlö- 
ses auf die einzelnen Gesellschafter und die mit den 
Verkehrs- und Tarifverbünden kooperierenden Ver- 
kehrsunternehmen möglichst auf der Grundlage 
anonymer statistischer Erhebungen erfolgt. 

Da es nicht ausgeschlossen ist, daß mit der in dem 
erwähnten Fragebogen erhobenen Verbundpaß- 
nummer ein Personenbezug hergestellt werden 
kann, habe ich die Deutsche Bundesbahn um Mit- 
teilung gebeten, 

— ob, in welcher Form und von welchen Stellen 
Aufzeichnungen über die Inhaber der Verbund- 
pässe geführt werden und gegebenenfalls wel- 
chen Löschungsregelungen sie unterliegen, 

— in welche Elemente die Verbundpaßnummer ge- 
gliedert ist, 

— welche Rückschlüsse von der Verbundpaßnum- 
mer auf die Inhaber von Verbundpässen möglich 
sind und 

— welche Funktion die Verbundpaßnummer im 
Rahmen des Abrechnungsverfahrens einnimmt. 

Eine Beantwortung der bereits im Juli dieses Jah- 
res gestellten Fragen steht noch aus, Erst danach 
kann ich beurteilen, ob für die korrekte Aufteilung 
der Verbundeinnahmen die Kenntnis der Verbund- 
paßnummer erforderlich ist, ob mit ihrer Hilfe eine 
Personenzuordnung möglich ist und daher die 883 
und 23 BDSG Anwendung finden. 

9.6.2 Videoaufzelchnungen 

Über einzeine Methoden der Viedeoüberwachung 
durch die Deutsche Bundesbahn habe ich in mei- 
nem Achten Tätigkeitsbericht (S. 25f.) berichtet, so- 
weit mir hierüber Erkenntnisse vorlagen. Ich habe 
gleichzeitig darauf hingewiesen, daß mir ein voll- 
ständiges Bild des Umfangs der Video-Nutzung   
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durch die Bundesbahn noch nicht vorlag. Inzwi- 
schen hat mir die Hauptverwaltung folgendes mit- 
geteilt: 

„Es gibt im DB-Berich bereits Anwendungsge- 
biete für die Video-Technik. Dabei kommt es, 
über die bereits diskutierte „Fern-Beobachung“ 
über Monitor (aus Gründen der Personalerspar- 
nis anstelle einer örtlichen Überwachung) hinaus 
auch zu gezielten, sporadischen und regelmäßi- 
gen Aufzeichnungen der aufgenommenen und 
übertragenen Bilder. 

Abgesehen von der Verwendung 

— für filmische Zwecke (Dokumentation, Wer- 
bung) 

— als Lehrmittel (Schulungsseminare) 

— zur Überwachung technischer Anlagen (Ver- 
suchsüberwachung, Fahrdrahtlageüberwa- 
chung) 

hat sich die Aufzeichnung auf Magnetband als 
vorzügliche Hilfe insbesondere bei der Rekon- 
struktion und Beweissicherrung bei Unfällen und 
Unregelmäßigkeiten 

sowie in der Verbrechensbekäömpfung bewährt, 
2.B. 

— bei der Gefahrraumüberwachung an fernbe- 
dienten Bahnübergängen und 

— der Ihnen bereits näher erläuterten Überwa- 
chung der Bahnsteige bei der S-Bahn Ham- 
burg, 

— als Observationshilfe bei der Diebstahlbe- 
kämpfung (z.B. Überwachung nicht öffentli- 
cher Lagerhallenteile, Schließfachanlagen 
usw.), 

— als Beweismittel bei Tumulten, Schlägereien 

und Beschädigungen von DB-Einrichtungen, 
z.B. durch Rowdytum von Faußballfans u. ä. 

Hierzu werden Kameras verdeckt angebracht, 
um mit Hilfe der Aufnahmen — soweit ein sofor- 
tiges Eingreifen durch Monitorüberwachung 
nicht möglich ist — eine Tat- und Täterbeschrei- 
bung und die Tatzeit zu erhalten sowie die Filme 
auch als Beweismittel vorlegen zu können. " 
Die DB hat auch bereits mehrfach der Rausch- 
giftfahndung der Länder auf Antrag entspre- 
chende Amtshilfe geleistet. 

Bei Einsatz für Überwachungsaufgaben (z.B. S- 
Bahn Hamburg, Bahnübergänge) werden die 
Bänder in der Regel nicht aufbewahrt, sondern 
wieder überspielt. Nur bei Unfällen oder Unregel- 
mäßigkeiten werden die Bänder zur Beweissiche- 
rung ausgewertet und — soweit erforderlich — 
aufbewahrt, 

Bei der Verbrechensbekämpfung ist die Handha- 
bung ähnlich, Zum Teil werden die Bänder nach 
Auswertung gelöscht, z. T. werden sie als Beweis- 
material bis zur gerichtlichen Klärung aufbe- 
wahrt“ 

Ich habe der Deutschen Bundesbahn daraufhin mit- 
geteilt, daß — abgesehen von der Gefahrraumüber- 
wachung an den Bahnübergängen, der Überwa- 
chung der Bahnsteige bei der S-Bahn Hamburg und 
der Überwachung sonstiger technischer Anlagen — 
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Maßnahmen der Bahnpolizei mit Eingriffscharak- 
ter nach $57 Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
sowie Maßnahmen im Rahmen der Strafverfolgung 
nach der StPO sich auf konkrete Einzelfälle zu be- 
schränken haben. Gegen eine Aufzeichnung aller 
Personen ohne konkreten Anlaß, die in den Blick- 
winkel der Kameras geraten, bestünden grundsätz- 
liche Bedenken, denn es würden personenbezogene 
Daten über jedermann erhoben und festgehalten, 
bis das Band entweder neu überspielt oder auf- 
grund einer Entscheidung des zuständigen Beam- 
ten ausgeweriet wird. 

Die Erhebung‘und gleichzeitige Speicherung dieser 
personenbezogenen Daten, die bis zu ihrer Lö- 
schung jederzeit auswertbar sind, beeinträchtigt 
das informationelle Selbstbestimmungsrecht der 
Betroffenen. Für diese bahnpolizeilichen Maßnah- 
men besonderer Art unter Einsatz technischer Mit- 
tel bedarf es m.E. einer speziellen Befugnrisnorm 
im Bahnpolizeirecht (gegebenenfalls auch im Rah- 
men eines Bundespolizeigesetzes). 

Zu meinen Bedenken hat die Deutsche Bundesbahn 
ergänzend mitgeteilt, daß sich lediglich die Bundes- 
bahndirektionen Karlsruhe und Frankfurt des Ein- 
satzes von Videoanlagen zur Überwachung bei der 

Verbrechensbekämpfung, und zwar nur in Einzel- 
fällen, bedienen. Eine Überwachung mit Aufzeich- 
nung bestimmter Örtlichkeiten durch fest instal-- 
lierte Anlagen erfolge in keinem Fall ständig oder 
zu bestimmten Zeiten. Die Aufzeichnungen würden 
im übrigen nach Abschluß des Strafverfahrens oder 
nach Auswertung gelöscht bzw. bei der nächsten 
Aufnahme überspielt. 

Ich werde mich über die Video-Praxis der Bundes- 
bahn bei nächster Gelegenheit an Ort und Stelle 
informieren. 

10. Statistik 

10.1 Bundesstatistikgesetz 

Nachdem mit dem Mikrozensusgesetz und dem 
Volkszählungsgesetz 1987 schon zwei wichtige be- 
reichsspezifische Statistikgesetze an das Volkszäh- 
lungsurteil angepaßt worden waren, wurde im Be- 
richtszeitraum auch das Bundesstatistikgesetz no- 
velliert, das die allgemeinen Regelungen, die für 
alle Bundesstatistiken gelten, enthält. Zu dem Ent- 
wurf des Bundesministers des Innern für die Neu- 
fassung des Bundesstatistikgesetzes habe ich be- 
reits in meinem Achten Tätigkeitsbericht (S.28f.) 
Stellung genommen. Inzwischen ist das neue Bun- 
desstatistikgesetz verabschiedet worden und in 
Kraft getreten. 

Der Verabschiedung ging eine Anhörung im Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages voraus, in der 
ich — ebenso wie in den nachfolgenden Beratungen 
des Ausschusses — Gelegenheit hatte, auf die de- 
tenschutzrechtlich problematischen Vorschriften 
des Regierungsentwurfs hinzuweisen. Außerdem 
habe ich zu dem Entwurf gegenüber dem Innenaus- 
schuß ausführlich schriftlich Stellung genommen. 
Eine Reihe meiner Empfehlungen hat Eingang in 
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das Gesetz gefunden. Gleichwohl konnte ich meine 

Vorstellungen in einigen wichtigen Punkten nicht 
durchsetzen. 

Hervorzuheben sind zunächst folgende Verbesse- 
rungen des Datenschutzes: 

— Der Katalog von Sachverhalten, über die der 
einzelne Bürger bei statistischen Erhebungen 
schriftlich zu unterrichten ist, wurde erweitert 
(z.B. Zweck, Art und Umfang der Erhebung, die 
verwendeten Hilfsmerkmale, Bedeutung und In- 
halt von laufenden Nummern und Ordnungs- 
nummern). 

Bei statistischen Erhebungen dürfen nur solche 
Erhebungsbeauftragte (z.B. Zähler, Interviewer) 
eingesetzt werden, bei denen Interessenkon- 
flikte wegen ihrer beruflichen Tätigkeit oder aus 
anderen Gründen auszuschließen sind. Es be- 
steht darüber hinaus das Reeht, schriftlich zu 
antworten. 

Die Auskunftsverpflichtung gilt nicht mehr als 
Grundsatz, sondern sie muß in der eine Bundes- 
statistik anordnenden Rechtsvorschrift beson- 
ders angeordnet werden. Allerdings bleibt eine 
Auskunftsverpflichtung bestehen, wenn Bundes- 
statistiken bislang mit Auskunftspflicht durch- 
geführt wurden, 

Aufgrund von Rechtsverordnungen dürfen nur 
Wirtschafts- und Umweltstatistiken mit Aus- 
kunftspflicht durchgeführt werden. 

Neue statistische Rechtsgrundlagen müssen 
künftig bestimmen, welche Angaben nur der 
technischen Durchführung einer Bundesstati- 
stik dienen („Hilfsmerkmale"). 

Datenübermittlungen der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder sind — mit Aus- 
nahme der Übermittlung an ein anderes Statisti- 
sches Amt — zu protokollieren. 

Einige Vorschriften des Gesetzes können indes un- 
ter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten nicht 
befriedigen, zumal sie den Anforderungen im Volks- 
zählungsurteil nicht in vollem Umfang entsprechen 
und zum Teil sogar hinter dem Stand des BStatG 
1980 zurückbieiben. Einige Beispiele: 

Die Übermittlungen an oberste Bundes- und Lan- 
desbehörden hätten aufgrund des Volkszählungsur- 
teils stärker eingeschränkt werden müssen: 

— Esfehlteine Beschränkung der Verwendung der 
übermittelten Angaben auf statistische Aufbe- 
reitungen, und es wird nicht gefordert, daß die 
empfangende Stelle innerhalb der Behördenor- 
ganisation abgeschottet ist. Nach den Ausfüh- 
rungen des Bundesverfassungsgerichts (a. a. O., 
S.81) ist dies verfassungsrechtlich zumindest 
bedenklich. Zwar spricht die Neufassung von 
der Übermittlung von „Tabellen mit statisti- 
schen Ergebnissen“; diese dürfen aber nach aus- 
drücklicher Regelung Felder enthalten, die nur 
einen einzigen Fall ausweisen, so daß die Über- 
mittlung auch einer Vielzahl von personenbe- 
ziehbaren Einzelangaben nicht ausgeschlossen 
wird.
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— Für eine Übergangszeit von vier Jahren wird die 
Fortgeltung der nicht an das Volkszählungsur- 
teil angepaßten Übermittlungsbestimmungen 
für statistische Einzelangaben festgeschrieben. 
Wegen der erheblichen verfassungsrechtlichen 
Vorbehalte, die im Volkszählungsurteil gerade 
gegen Übermittlungsregelungen für nicht stati- 
stische Zwecke geltend gemacht wurden, hatte 
ich die Aufhebung dieser Vorschriften empfoh- 
len. Die jetzige Regelung führt dazu, daß nun 
Übermittlungen wieder aufgenommen werden, 
die wegen des Volkszählungsurteils außer Vol 
zug gesetzt worden waren (vgl. 8. TB, S.29). 

Das Statistikgekeimnis ist in mehrfacher Hinsicht 
eingeschränkt worden: - 

—- Das Statistische Bundesamt darf künftig gene- 
rell den Statistischen Amtern der Länder Einzel- 
angaben für regionale Sonderaufbereitungen 
übermitteln, was bisher nur in Ausnahmefällen 
bei einzelnen Statistiken zugelassen war. 

Die Weitergabe von Identifikationsmerkmalen 
ist nicht ausgeschlossen. Hinzu kommt, daß 
diese Übermittlungen nicht protokolliert wer- 

den, was die Datenschutzkonirolle erschwert. 

—- Für die Erstellung Volkswirtschaftlicher Ge- 

samtrechnungen dürfen personenbeziehbare 
Einzelangaben zwischen den Statistischen Am- 

tern des Bundes und der Länder ohne Ein- 
schränkung ausgetauscht werden. Auch in die- 
sem Fall wurde aus einer bisher — aus guten 
fachlichen Gründen — nur in einzelnen Geset- 
zen enthaltenen und auf wenige Merkmale be- 
schränkten Befugnis eine Generalermächtigung, 
obwohl im Regelfall die Übermittlung von an- 
onymisierten oder aggregierten Daten ausreicht. 

Was „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“ 
sind, ist gesetzlich nicht definiert, so daß eine 
klare Verwendungsbeschränkung fehlt. 

— Für Zwecke unabhängiger wissenschaftlicher 
Forschung dürfen nicht vollständig anonymi- 
sierte Daten übermittelt werden. Gegen diese 

Regelung habe ich vom Grundsatz keine Ein- 
wände. Ich hätte mir jedoch gewünscht, daß we- 
gen des Reidentifizierungsrisikos und im Hin- 
blick auf die Bedeutung, die das Bundesverfas- 
sungsgericht der Kontrolle der Daienverarbei- 
tung durch unabhängige Datenschutzbeauf- 
tragte beimißt, auch privatrechtlich organisierte 
Forschungseinrichtungen ihrer Kontrolle unter- 
worfen worden wären. Die Aufsichtsbehörden 
dürfen bekanntlich nach dem BDSG nicht von 
sich aus tätig werden. 

Die gesetzliche Bestimmung der Hilfsmerkmale 
wird nicht gewährleistet. 

— Die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellte 
Forderung, daß in den eine Bundesstatistik an- 
ordnenden Rechtsvorschriften die zur Identifi- 
zierung der Befragten dienenden Hilfsmerk- 
male aufzuführen sind, wird nur bei neu zu er- 
lassenden Gesetzen erfüllt. Ich habe dagegen die 
Auffassung vertreten, daß der Bürger bei allen 
Statistiken aus dem Gesetz erkennen können   

muß, welche Angaben von ihm als Hilfsmerk- 
male verlangt werden. 

Das Gesetz unterscheidet nicht mit der gebote- 
nen Klarheit zwischen den (nur der technischen 
Durchführung von Bundesstatistiken dienen- 
den) Hilfsmerkmalen und den (für die statisti- 
sche Auswertung bestimmten) Erhebungsmerk- 

malen, Entgegen ihrer Definition dürfen Hilfs- 
merkmale auch für andere als technische Hilfs- 
zwecke genutzt werden. Eine deutlichere Unter- 

scheidung schien mir erforderlich, damit die Be- 
fragten Klarheit erhalten, für welche konkreten 
Zwecke ihre Daten in personenbezogener Form 

verwendet werden und wann sie den Personen- 
bezug verlieren. 

Die Umsetzung des Gebots der Trennung und 
Löschung von Hilfsmerkmalen, dem’ grund- 
rechtssichernde Bedeutung zukommt (Bundes- 
verfassungsgericht a. a.0., 5.80), wird durch die 
unklare Unterscheidung von Hilfs- und Erhe- 
bungsmerkmalen erschwert. Zudem wird hinter 
die Regelung des BStatG 1980 zurückgegangen. 
Die Identifikationsmerkmale waren danach zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu löschen und soll- 
ten bis dahin von den übrigen Angaben getrennt 
unter Verschluß gehalten werden (vgl, BVerfG, 
a.a.0, 5.59). Nach neuem Recht genügt eine 
Trennung „zum frühestmöglichen Zeitpunkt“, 
Zwar muß die Löschung grundsätzlich unmittel- 
bar nach Abschluß der Überprüfung aller Anga- 
ben auf ihre Vollständigkeit und Schlüssigkeit 
erfolgen. Dieser Grundsatz wird jedoch wegen 
der weitreichenden Ausnahmeregelungen in der 

Praxis kaum Bedeutung erlangen. 

So darf z.B. die überwiegende Zahl der Hilfs- 
merkmale in eine Adreßdatei (siehe unten) ein- 
gestellt werden. Ihre Löschung erfolgt erst dann, 
wenn sie auch für die Zwecke dieser Datei nicht 
mehr benötigt werden. Ferner dürfen Anschrif- 
ten vier Jahre lang für die Zuordnung zu Block- 
seiten genutzt werden, 

Insbesondere durch die Nutzung von Anschrif- 
ten für die regionale Zuordnung der Erhebungs- 
merkmale zu der sehr kleinen räumlichen Ein- 
heit „Blockseite* wird die Durchschaubarkeit 
des Verfahrens erschwert. Während nämlich bei 
der Vollerhebung Volkszählung — aus der diese 
Regelung übernommen wurde — die Zahl der 
Betroffenen pro Blockseite regelmäßig groß und 
die Anonymität der Angaben dadurch relativ 
hoch sein dürfte, ist bei den meisten anderen 
Statistiken, da sie sich nur auf wenige ausge- 
wählte Befragte stützen, mit Hilfe dieses Regio- 
nalmerkmals ein Personenbezug wesentlich 
leichter herstellbar. Der Befragte kann nicht 
voraussehen, wie lange aufgrund seiner Anga- 
ben ein Rückschluß auf seine Person möglich 
bleibt. 

Ich habe auch Zweifel, ob die auf Blockseiten 
bezogene Aufbewahrung aller Statistikangaben 
dem Gebot der frühzeitigen Anonymisierung ge- 
nügt. Daher hatte ich empfchlen, die erforderli- 

che regionale Gliederung differenziert in den 
einzelnen Fachgesetzen zu regeln. 
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Das Gesetz enthält schließlich einige neue statisti- 
sche Instrumente, die für den Schutz der persönli- 
chen Daten der Betroffenen nicht ohne Risiken 
sind und deren Umfang heute noch nicht genau 
abzuschätzen ist. 

— Die Vorschrift über die sog. Adreßdatei, deren 
Errichtung ursprünglich mit der Möglichkeit der 
gleichmäßigen Heranziehung und Entlastung 
der Betroffenen statistischer Erhebungen be- 
gründet wurde, erlaubt es, Daten aus allen Wirt- 
schafts- und Umweltstatistiken personenbezo- 
gen zusammenzuführen, In die Datei werden 
auch Angaben von Einzelkaufleuten aufgenom- 
men. Es besteht daher die Gefahr, daß Teilabbil- 
der dietes Personenkreises entstehen, die das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung be- 
rühren. 

Das Gesetz erlaubt den Statistischen Ämtern, 
ohne besondere gesetzliche Anordnung von sich 
aus Bundesstatistiken aus Daten zu erstellen, 
wenn diese aus allgemein zugänglichen Quellen 
oder aus öffentlichen Registern, zu denen die 
Ämter Zugang haben, entnommen sind. Es wäre 
falsch, solche Angaben als „belanglos“ anzuse- 
hen, da jedenfalls durch ihre Verknüpfung neue 
sensible Informationen entstehen können. 

Da weder ein überwiegendes Allgemeininteres- 
se noch ein aktueller Bedarf für eine so weitrei- 
chende Durchbrechung des Grundsatzes der ge- 
setzlichen Anordnung von Bundesstatistiken 
nachgewiesen war, hatte ich die Streichung der 
Vorschrift empfohlen. 

Neu ist ferner die Möglichkeit, statistische Erhe- 
bungen zur Erfüllung eines kurzfristig auftre- 
tenden Datenbedarfs mit einer begrenzten Zahl 
von Befragten ohne spezielle gesetzliche Grund- 
lage auf freiwilliger Basis durchzuführen. Gegen 
diese Erhebungsform sind aus datenschutz- 

rechtlichen Gründen dann keine Einwände zu 
erheben, wenn die Regeln, die für sonstige Stati- 
stiken gelten, angewandt werden, Ich halte es 
allerdings für geboten, derart gewonnene Daten 
nicht mit anderen statistischen Angaben zu ver- 
knüpfen. Dem haben die an der Beratung des 
Gesetzentwurfs Beteiligten auch zugestimmt. 
Das Gesetz beantwortet die Frage aber leider 
nicht eindeutig. 

10.2 Zweites Statistikbereinigungsgesetz 

Das im Berichtszeitraum verabschiedete Zweite 
Gesetz zur Änderung statistischer Rechtsvorschrif- 
ten (2. Statistikbereinigungsgesetz — 2. StatBerG) 
dient dem Zweck, Vereinfachungen und Einsparun- 
gen bei der Durchführung von Bundesstatistiken, 
die zum Teil bereits in den — überwiegend zeitlich 
befristeten — Regelungen der Statistikbereini- 
gungsverordnung vom 14. September 1984 (BGBLI 
8.1247) enthalten waren, auf Dauer festzuschrei- 
ben. Darüber hinaus enthält das Gesetz auch Er- 
gänzungen des statistischen Erhebungsprogramms, 
die zur Erfüllung politischer Aufgaben erforderlich 
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erschienen. Schließlich sollen mit dem 2, Statistik- 
bereinigungsgesetz weitere Anforderungen des 
Volkszählungsurteils des Bundesverfassungsge- 
richts an den Inhalt von Rechtsgrundlagen für stati- 
stische Erhebungen erfüllt werden. 

Im Gesetzgebungsverfahren stellte sich die Frage, 
ob eine Teilnovellierung von statistischen Rechts- 
grundlagen ohne deren vollständige Anpassung an 
die Vorgaben des Volkszählungsurteils zulässig ist. 
Mit anderen Worten: Ist der Umsetzungsbonus 
dann verbraucht, wenn der Gesetzgeber einzeine 

Vorschriften eines Gesetzes ändert? Ich habe mich 
in meiner Stellungnahme gegenüber dem Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages auf den 
Standpunkt gestellt, daß bei jeder Änderung eines 
statistischen Gesetzes die nach dem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts erforderliehen Regelungen 
getroffen werden sollten (z. B. Benennung der Hilfs- 
merkmale, Präzisierung der Trennungs- und Lö- 
schungsregelungen, Sicherung der statistischen Ge- 
heimhaltung). Da eine vollständige Anpassung aller 
dreizehn statistischen Gesetze und der vier Verord- 
nungen, die durch das 2. Statistikbereinigungsge- 
setz betroffen sind, in der auslaufenden Legislatur- 
periode nicht mehr möglich erschien, habe ich es im 
Hinblick auf den unbestreitbaren Bereinigungsef- 
fekt des Gesetzes für vertretbar gehalten, wenn zu- 
nächst auf eine vollständige Anpassung der betrof- 
fenen Rechtsvorschriften verzichtet und diese in 
der nächsten Legislaturperiode nachgeholt wird. 
Als Voraussetzung dafür hielt ich es allerdings für 
erforderlich, daß der Gesetzgeber sich auf bloße Be- 
reinigungen beschränkt und zugleich alle Vorschrif- 
ten, die die Übermittlung oder Veröffentlichung von 
statistischen Einzelangaben zulassen, aufhebt, Ge- 
rade die Regelungen zur Übermittlung statistischer 
Einzelangaben für nicht statistische Zwecke er- 
scheinen im Hinblick auf das Volkszählungsurteil 
besonders problematisch. Aus diesem Grund hat 
das Statistische Bundesamt den Vollzug solcher 
Vorschriften zu Recht ausgesetzt (vgl, hierzu 8. TB 
5.29). 

Der Gesetzgeber ist meinen Empfehlungen im we- 
sentlichen gefolgt. Die von dem verabschiedeten 
Gesetz betroffenen Rechtsgrundlagen enthalten 
mit einer Ausnahme, die aufgrund besonderer Um- 
stände toleriert werden konnte, keine Übermitt- 
lungsregelungen mehr. Das Gesetz beschränkt sich 
ganz überwiegend auf Kürzungen des statistischen 
Programms, die Erweiterungen nehmen sich dane- 
ben bescheiden aus. Darüber hinaus hat der Deut- 
sche Bundestag zu dem Gesetz eine Entschließung 
verabschiedet, mit der klargestellt wird, daß mit der 
Verabschiedung des 2. Statistikbereinigungsgeset- 
zes „kein Präjudiz in der Frage verbunden ist, ob 
und in welchem Umfang eine weitere gesetzgeberi- 
sche Anpassung einzelstatistischer Rechtsvor- 
schriften erfolgen muß“ (Bundestags-Drucksache 
10/6612 — Nummer 2 der Beschlußempfehlung —). 
Der Deutsche Bundestag erwartet hierüber nähere 
Aufschlüsse durch den von der Bundesregierung 
aufgrund des Bundesstatistikgesetzes zum 1,Ja- 
nuar 1988 zu erstattenden Bericht über Notwendig- 
keit und Umfang von weiteren Änderungen einzel-   statistischer Rechtsvorschriften. 
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Gleichwohl fordert nach meiner Auffassung das 
Volkszählungsurteil auch schon vor diesem Termin 
die Vorbereitung von weiteren Gesetzesänderun- 
gen, die in einigen Bereichen, wie der Bevölke- 
rungsstatistik, dringend erforderlich erscheinen. 
Ich halte darüber hinaus die Anwendung von ein- 
zelstatistischen Übermittiungsregelungen nur in- 
nerhalb des Rahmens für zulässig, den das Bundes- 
verfassungsgericht vorgegeben hat. Das bedeutet 
für die Übermittlung von Einzelangaben aufgrund 
von Rechtsgrundlagen, die vor dem Volkszählungs- 
urteil ergangen sind, daß diese nicht für Verwal- 
tungszwecke erfolgen darf und bei den Datenemp- 
fängern eine wirksame Abschottung gewährleistet 
sein muß. 

10.3 Volkszählung 1987 

Im Jahr 1997 wird nach dem Stand vom 25. Mai eine 
Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeits- 
stättenzählung, kurz: die Volkszählung 1987, durch- 
geführt. 

Bereits in meinem Achten Tätigkeitsbericht (S. 27) 
habe ich ausgeführt, daß der Gesetzgeber mit den 
Regelungen des Volkszählungsgesetzes 1987 die 
Anforderungen, die das Bundesverfassungsgericht 
in seinem Volkszählungsurteil an statistische Erhe- 
bungen stellt, erfüllt hat. 

Im Berichtsjahr wurde der rechtliche Rahmen für 
die Erhebungen weiter vervollständigt. So haben 
die Länder in Rechtsverordnungen die Erhebungs- 
stellen bestimmt und Einzelheiten der Durchfüh- 
rung der Zählungen geregelt. Die Statistischen Äm- 
ter des Bundes und der Länder haben Anleitungen 
für Gemeinden und Erhebungsstellen sowie Zähler- 
anleitungen erstellt. Einzelne Länder haben mit 
Musterdienstanweisungen für die Durchführung 
der Volkszählung konkrete Empfehlungen für die 
Einrichtung der Erhebungsstellen, die dort zu tref- 
tenden Sicherungsmaßnahmen sowie den Dienstbe- 
trieb gemacht. Der Erlaß solcher Dienstanweisun- 
gen durch die Leiter der Gemeindeverwaltung ist in 
manchen Ländern ausdrücklich vorgeschrieben. 

Zu einigen Teilaspekten des Datenschutzes bei der 
Volkszählung 1987 hat mich der Bundesminister 
des Innern um Beratung gebeten. In mehreren Ge- : 
sprächen unter Beteiligung des Statistischen Bun- 

desamtes konnten insbesondere Verbesserungen 

der „Informationen zur Volkszählung 1987“, die al- 
len Bürgern ausgehändigt werden sollen, erreicht 
werden. Weitere Beratungsgegenstände waren der 
Einsatz automatischer Datenverarbeitungsanlagen 
in den Erhebungsstellen sowie die Durchführung 
der Volkszählung in Anstalten. 

Mitarbeiter meiner Dienststelle haben sich schließ- 
lich im Statistischen Bundesamt über den vorgese- 
henen Ablauf der Volkszählung, insbesondere im 

Hinblick auf die Sicherheit der Daten, unterrichtet. 
Danach gehe ich davon aus, daß im Statistischen 
Bundesamt alle Voraussetzungen für einen wirksa- 
men Schutz der Daten erfüllt sein werden. Nach 
dem Zählungsstichtag, aber noch ehe Einzelanga- 
ben das Amt erreichen, soll das Sicherheitskonzept 
nochmals geprüft werden.   
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10.4 Wissenschaftiicher Beirat für Mikrozensus und 

Volkszählung 

Das Mikrozensusgesetz sieht zur Vorbereitung des 

schrittweisen Übergangs von der Auskunftspflicht 
zum Prinzip der Freiwilligkeit der Antworterteilung 
bei statistischen Erhebungen die Durchführung von 
freiwilligen Testerhebungen vor, bei denen alterna- 
tive Verfahren der Antwortgewinnung erprobt wer- 
den sollen. Für die Festlegung der alternativen Ver- 
fahren und die methodische Auswertung der Test- 
erhebungen wurde die Mitwirkung eines wissen- 
schaftlichen Beirats angeordnet, der sich aus zwei 
Hochschullehrern auf dem Gebiet der Statistik und 
zwei Vertretern der Sozialforschung zusammen- 

setzt (vgl. 8. TB S. 27). 

Bei der Arbeit des Wissenschaftlichen Beirats 

wurde deutlich, daß die Erprobung von alternativen 
Erhebungsverfahren mit datenschutzrechtlichen 
Vorschriften kollidieren kann. Der Wissenschaftli- 
che Beirat hat mich daher gebeten, ihn in Daten- 
schutzfragen zu beraten, Aufgrund dieser Bespre- 
chungen konnten in anstehenden Verfahren Lösun- 
gen gefunden werden, die sowohl dem wissen- 
schaftlichen Anliegen des Beirats als auch dem 
Schutz der informationellen Selbstbestimmung der 
für die Testerkebung ausgewählten Bürger Rech- 
nung tragen. 

Es handelte sich dabei einmal um ein Befragungs- 
verfahren, bei dem die Bürger zwar hinreichend 
darüber informiert werden, daß sie — ohne Rechts- 
nachteile befürchten zu müssen — auf eine Teil- 
nahme verzichten können, eine plakative Hervorhe- 
bung der Freiwilligkeit, die sie von einer Antworter- 
teilung abhalten könnte, aber vermieden wird. 

In einem anderen Fall wurde eine Möglichkeit ge- 
funden, wie die Reaktionen der Befragten auf das 
Erhebungsinstrument von den Interviewern erfaßt 
werden können, ohne daß damit den statistischen 
Ämtern zusätzliche personenbeziehbare Daten der 
Betroffenen offenbart werden. Nach Auffassung 
des Wissenschaftlichen Beirats stellt die Kenntnis 
der Reaktionen der Befragten in Abhängigkeit von 
Haushaltsgröße und Zählbezirksstruktur eine we- 
sentliche Voraussetzung für die Entwicklung alter- 
nativer Erhebungsverfahren dar. 

Auf Initiative des Deutschen Bundestages wurde 
der Wissenschaftliche Beirat auch mit der Mitwir- 
kung an der Vorbereitung und Durchführung der 
Volkszählung 1987 betraut. Dabei soll es insbeson- 
dere seine Aufgabe sein, neue Erkenntnisse für die 
Weiterentwicklung des Verfahrens der Volkszäh- 
lung zu gewinnen. Auch dabei weiden der Wissen- 
schaftliche Beirat und das Statistische Bundesamt 
von mir beraten. 

10.5 Handels- und Gaststättenzählung und 
Steuergeheimnis 

In meinem Achten Tätigkeitsbericht (5.272) habe 
ich über datenschutzrechtliche Probleme bei der 
Handels- und Gaststättenzählung 1985 berichtet, 
Dabei blieb die Frage offen, ob die Übermittlung der 
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Steuer- und Finanzamtsnummer der von der Erhe- 
bung betroffenen Unternehmen durch die Finanz- 
behörden an die statistischen Landesämter gegen 
das Steuergeheimnis nach $30 Abgabenordnung 
(AO) verstieh. 

Meine in der Zwischenzeit vorgenommene Prüfung 
hat ergeben, daß die Übermittlung das Steuerge- 
heimnis verletzt hat. $ 30 AO schützt bereits die Tat- 
sache, daß sich eine bestimmte Finanzbehörde mit 
einem bestimmten Steuerpflichtigen befaßt, was in 
der Vergabe einer Steuernummer zum Ausdruck 
kommt. Die Steuernummer stellt darüber hinaus 
ein personenbezogenes Datum dar, das die Ver- 
knüpfung mit anderen personenbezogenen Daten 
eines Betroffenen erlaubt. Einzelangaben von Steu- 
erpflichtigen, die zu einem früheren Zeitpunkt ohne 
deren Namen und Anschriften, aber mit deren Steu- 
ernummern — scheinbar anonym — übermittelt 
wurden, können bei späterer Übermittlung von 
Steuernummern ralt Namen und Anschriften den 
Steuerpflichtigen nachträglich unmittelbar zuge- 
ordnet werden. Die Auffassung des Bundesmini- 
sters der Finanzen, beide Vorgänge seien getrennt 
zu betrachten und das Steuergeheimnis daher nicht 
tangiert, ist bedenklich, da sie zu einer Lücke im 
Geheimnisschutz führen würde. 

Der durch die rechtswidrige Datenübermittlung 
eingetretene Schaden dürfte im vorliegenden Fall 
allerdings von geringem Ausmaß sein, da die Steu- 
ernummern nach Auskunft des Statistischen Bun- 
desamtes in den Statistischen Landesämtern als- 
bald wieder gelöscht wurden und zudem die Mitar- 
beiter der Statistischen Ämter ihrerseits zur Wah- 
rung des Steuergeheimnisses verpflichtet sind. 

16.6 Agrarberichterstattung 
— Zusatzprogrammverordnung — 

Ein Landesbeauftragter hat mich darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten plane, auf der 
Grundlage einer Verordnung im Jahr 1987 sensible 
Daten im Agrarbereich zu erheben. Ich habe dar- 
aufhin den Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten gebeten, mir den entspre- 
chenden Entwurf zur datenschutzrechtlichen Über- 
prüfung zur Verfügung zu stellen. 

Der mir daraufhin vorgelegte Entwurf einer Ver- 

ordnung zur Durchführung des Zusatzprogramms 
nach $5 Abs. 1 des Gesetzes über die Agrarbericht- 
erstattung (Agrarberichterstattung — Zusatzpro- 
grammverordnung — AgrBZV} wies Mängel auf, 
über die ich den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten unterrichtet habe. 
Gleichwohl leitete der Bundesminister den Entwurf 
unverändert dem Bundesrat zur Zustimmung zu. 
Ich habe darauf meine Bedenken dem Präsidenten 
des Bundesraies für die weiteren Beratungen mit- 
geteilt. Die Beratungen führten im Ausschuß für 
Innere Angelegenheiten zu dem Votum, der Verord- 
nung nicht zuzustimmen, während der federfüh- 
rende Agrarausschuß die Zustimmung mit zwei Än- 
derungen empfahl. Der Bundesrat schloß sich der 
Empfehlung des Agrarausschusses an. 
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Bei der datenschutzrechtlichen Beurteilung der 
Agrarberichterstattung — Zusatzprogrammverord- 
nung — ging es u.a, um das bereits im Zusammen- 

hang mit dem 2. Statistikbereinigungsgesetz {vgl. 
oben 10.2) angesprochene Problem, ob die Auswei- 
tung einer statistischen Erhebung die Anpassung 
des zugrundeliegenden Gesetzes an die Anforde- 
rungen des Volkszählungsurteils voraussetzt {z. B. 
Regelungen über den Einsatz von Zählern und die 

rmittlung von Einzelangaben), 

Ich habe auch in diesem Fall die Auffassung vertre- 
ten, daß eine vorherige Anpassung angebracht sei. 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat daraufhin zugesagt, die Anpassung 
des Agrarberichterstattungsgesetzes sowie der son- 
stigen seinen Geschäftsbereich betreffenden Stati- 
stikgesetze nach Verkündung des Bundesstatistik- 
gesetzes vorzunehmen. Bis zur Novellierung der 
Gesetze werde den Anforderungen des Volkszäh- 
lungsurteils durch entsprechende Vorkehrungen 
bei der Durchführung statistischer Erhebungen 
Rechnung getragen. 

Meine Bedenken richteten sich ferner gegen die 
Tragfähigkeit der Ermächtigungsgrundlage des 
Agrarberichterstattungsgesetzes für die in der Ver- 
ordnung vorgesehenen Merkmale sowie die Ausge- 

staltung der mir vorgelegten Entwürfe der Erhe- 
kungsvordrucke, die die kombinierte Erhebung mit 

anderen Landwirtschaftsstatistiken vorsehen. 

Auch wenn nicht alle meine Empfehlungen aufge- 
griffen wurden, trägt die erlassene Verordnung auf- 
grund der vorgenommenen Änderungen dem Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung der Betroffe- 
nen deutlich besser Rechnung als der ursprüngliche 
Entwurf. So ist nun sichergestellt, daß — entspre- 
chend den Ausführungen des Bundesverfassungs- 
gerichts zur Volkszählung und im übrigen auch der 
zugrundeliegenden Ermächtigung des Agrarbe- 
richterstattungsgesetzes — jeder Betroffene über 
die seine Person betreffenden Sachverhalte, wie 
sein „außerbetriebliches Einkommen“, selbst und 
unter Ausschluß der Möglichkeit zur Einsicht- 
nahme durch den Betriebsinhaber Auskunft ertei- 
len kann. Ferner wurde der Kreis der von der Erhe- 
bung Betroffenen um die „im Betrieb beschäftigten 
Familienangehörigen“ reduziert. Damit wurde dem 
Gesichtspunkt entsprochen, daß die außerbetriebli- 
chen Einkommen der Familienangehörigen, auch 
wenn sie im landwirtschaftlichen Betrieb der Eltern 
beschäftigt sind, wohl kaum unter das gesetzliche 
Merkmal „wirtschaftliche Verhältnisse des Betrie- 
bes“ zu subsumieren sind. 

Ich werde mich bemühen, durch eine frühzeitige 
Beratung der Bundesstellen, die an der Durchfüh- 
rung der im Frühjahr 1987 stattfindenden Agrarbe- 
sichterstattung beteiligt sind, dazu beizutragen, dad 
trotz des Fehlens der eingangs erwähnten Rechts- 
anpassung eine verfassungskonforme Durchfüh- 
rung der Erhebung möglich ist. 

10.7 Veröffentlichung von Statistikdatelen 

Der Bundesminister des Innern meldete bislang 
Dateien des Statistischen Bundesamtes mit perso-
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nenbezogenen Statistikdaten nur dann gemäß $12 
BDSG für eine Veröffentlichung im Bundesanzei- 
ger an, wenn die Daten nicht auf der Grundlage 
eines Gesetzes erhoben wurden. Der Bundesmini- 
ster des Innern und das Statistische Bundesamt 
vertraten die Auffassung, die Veröffentlichung von 
Dateien mit statistischen Daten, die aufgrund 
eines Statistikgesetzes erhoben werden, sei deshalb 
entbehrlich, weil die mit $12 BDSG bezweckte Pu- 
blizität der Datenverarbeitung bereits durch das je- 

weilige statistische Fachgesetz hergestellt sei. 

Ich konnte mich dieser Rechtsauffassung nicht an- 
schließen. Nach -ineiner Ansicht läßt sich eine sol- 
che Ausnahme von der Veröffentlichungspflicht aus 
$12 BDSG nicht ableiten, 

Der Bundesminister des Innern hat nunmehr seine 
Vorbehalte gegen die Veröffentlichung der betref- 
tenden Statistikdateien aufgegeben. Er hat auch die 
von mir vorgeschlagenen Regeln für die Veröffentli- 
chung von Statistikdateien akzeptiert, durch die 
insbesondere verhindert werden soll, daß der Inhalt 
der Bekanntmachungen durch eine undifferen- 

zierte Aufführung aller gespeicherten Datenarten 
das Ziel verfehlt, die wesentlichen Datenverarbei- 
tungsprozesse transparent zu machen. Ich habe da- 
her empfohlen, den Inhalt der Veröffentlichung am 
Umfang der Datei und der Sensibilität des Daten- 
materials zu orientieren. Danach sollen die Daten- 
arten, soweit sie weniger sensible Merkmale betref- 
fen, wie beispielsweise im Rahmen von Wirtschafts- 
statistiken zu erhebende Material- und Warenbe- 
stände, nicht genauso detailliert beschrieben wer- 
den wie sehr persönliche Daten, die aufgrund eines 
Merkmals wie „Angaben zur Person“ erhoben wer- 
den. 

11, Sozialwesen 

Im Achten Tätigkeitsbericht (S.29) habe ich über 
den Stand der Vorarbeiten zur Regelung der Ver- 
wendung der Rentenversicherungsnummer berich- 
tet. Im Berichtsjahr konnte mit dem Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung (BMA) über den 
Inhalt und die Form der beabsichtigten Regelungen 
weitgehend Einigung erzielt werden. Ein Problem 
bedarf allerdings noch besonderer Prüfung, näm- 
lich die Verwendung der Versicherungsnummer 
durch die Arbeitsmedizinischen Dienste der Berufs- 
genossenschaften: 
Die Verwendung der Versicherungsnummer durch 
die Träger der Sozialversicherung (und einige wei- 
tere in $35 Abs. 1 SGB I genannte Stellen) steht 
nach dem Entwurf grundsätzlich unter dem Vorbe- 
halt der Erforderlichkeit für die Erfüllung einer ge- 
setzlichen Aufgabe nach dem Sozialgesetzbuch 
(einschließlich seiner besonderen Teile, u.a der 
RVO). Die Arbeitsmedizinischen Dienste der Bau- 
Berufsgenossenschaften, bei denen die Verwen- 
dung der Rentenversicherungsnummer ursprüng- 
lich der Anlaß für meine Forderung einer gesetzli- 
chen Regelung war (vgl. 5. TB S.68), werden zwar 
aufgrund des $719a RVO von den Berufsgenossen- 
schaften eingerichtet. Sie erfüllen jedoch nach den   
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jeweiligen Satzungen der Berufsgenossenschaften 
Aufgaben nach dem Arbeitssicherheitsgesetz. Es ist 
deshalb nach meiner Auffassung zweifelhaft, ob 
diese Arbeitsmedizinischen Dienste nach Inkraft- 
treten der konzipierten Regelungen die Versiche- 
rungsnummer zur Ordnung und Erschließung ihrer 

Untersuchungsdateien verwenden dürfen. 

Es bereitet offensichtlich nach wie vor große 
Schwierigkeiten, die Vorschrift des $ 9 Abs. 2 BDSG, 
daß der Betroffene bei der Datenerhebung auf die 
Rechtsgrundlage ger Auskunftspflicht bzw. auf die 
Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen ist, in 
die Praxis umzusetzen (vgl. 5. TB S. 51). Immer wie- 
der habe ich mich aufgrund von Bürgereingaben 
mit dem Problem zu befassen, daß in den vielfältig- 
sten Zusammenhängen vom Bürger Angaben ver- 
langt oder erbeten werden, ohne daß klar und deut- 
lich auf bestehende Auskunfispflichten oder auf die 
Freiwilligkeit der Angaben hingewiesen wird. 

Zwar haben viele Stellen der Sozialverwaltung in 
den letzten Jahren eine generelle Vordruckbereini- 
gung unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunk- 
ten in Angriff genommen und durchgeführt. Häufig 
wird aber der gesetzlichen Hinweispflicht nur rein 
formal Genüge getan und das datenschutzrechtli- 
che Anliegen, das der Vorschrift des $9 Abs.2 
BDSG zugrundeliegt, nach meinem Eindruck nicht 
verstanden. 

So ist z. B. im Bereich der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung der Hinweis im Vordruck, daß die Anga- 
ben über die persönlichen und sachlichen Verhält- 
nisse aufgrund des $318a RVO erhoben werden, for- 
mal zutreffend, denn nach dieser Vorschrift haben 
die Versicherten „die zur Meldung sowie zur Durch- 
führung der Versicherung und der der Kranken- 
kasse übertragenen Aufgaben erforderlichen Anga- 
ben zu machen“. Da den Betroffenen aber in der 
Regel ein Gesetzestext nicht zur Verfügung steht, 
bleibt es für ihn unklar, ob er verpflichtet ist, die 
verlangten Angaben zu machen, oder ob er dies frei- 
willig, also ohne rechtliche Verpflichtung, tut. Um 
die gesetzgeberische Absicht auch inhaltlich zu ver- 

wirklichen, sollte deshalb den Betroffenen die im 
konkreten Fall bestehende Auskunftspflicht deut- 
lich gemacht werden, etwa durch den Zusatz: „Da- 
nach sind Sie verpflichtet, die erforderlichen Anga- 
ben zu machen. 

Andere — auch neu konzipierte — Vordrucke ent- 
halten statt des Hinweises auf die Rechtsvorschrift 
über die Auskunftspflicht immer noch einen Hin- 
weis auf die Aufgabennorm, zu deren Erfüllung die 
Angaben erforderlich sind. 

Manche Vordrucke enthalten zwar einen einwand- 
freien Hinweis gemäß $ 9 Abs. 2 BDSG. Eine nähere 
Prüfung ergibt aber, daß von der angegebenen Aus- 
kunftspflicht nur ein (geringer) Teil der verlangten 
Angaben abgedeckt oder daß die Erforderlichkeit 
einzelner Angaben zumindest zweifelhaft ist. 

Schließlich wird häufig übersehen, daß die Hin- 
weispflicht für jede Form der Datenerhebung gilt, 
also nicht nur bei der Erhebung mittels vorgedruck- 
ter Fragebogen, sondern auch bei allen unforma- 
tierten Aufforderungen zu bestimmten Angaben. 
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Die Aufklärung des Bürgers über seine Rechte und 
Pflichten gegenüber der öffentlichen Verwaltung, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben seine Mithilfe und 
in vielen Fällen Angaben. über seine persönlichen 
und sachlichen Verhältnisse braucht, ist keine for- 
male oder überflüssige Pflicht. Nach dem Volkszäh- 
lungsurteil des Bundesverfassungsgerichts sind die 
Transparenz der Datenverarbeitung und die Betei- 
ligung des Bürgers bei der Datenerhebung vielmehr 
als wesentliche Instrumente zur Verwirklichung 
des informationellen Selbstbestimmungsrechts an- 
zusehen. Ich werde deshalb auch in Zukunft ein 
besonderes Augenmerk auf die Erfüllung dieser „lä- 
stigen" Pflicht durch die meiner Kontrolle unterste- 
henden Stellen richten und unzureichende oder feh- 
iende Hinweise gemäß ‘$ 9 Abs.2 BDSG gegebenen- 
Zalls bemängeln. 

11.1 Arbeitsverwaltung 

11.1.1 Arbeltsvermittlung/-beratung 

— Aufgrund mehrerer Eingaben habe ich mich er- 
neut mit der bereits im Achten Tätigkeitsbericht 
(S.30) angesprochenen Weitergabe von Bewer- 
bungsunterlagen von Arbeitssuchenden durch 
die Arbeitsämter an geeignet erscheinende Ar- 
beitgeber auseinandergesetzt. Nach meiner Auf- 
fassung kann die Befugnis zur Übermittlung von 
Bewerbungsunterlagen an potentielle Arbeitge- 
ber nicht auf $ 68 Sozialgesetzbuch X (SGB X) in 
Verbindung mit $$13, 14 Arbeitsförderungsge- 
setz (AFG) gestützt werden. Diese gesetzliche 
Offenbarungslegitimation betrifft nur die für die 
Vermittlung erforderlichen Daten. Hierzu gehö- 
ren der Name, die Anschrift und gegebenenfalls 
die Telefonnummer sowie die Bezeichnung der 
beruflichen Qualifikation des Arbeitssuchenden. 
Der potentielle Arbeitgeber wird dadurch in die 
Lage versetzt, mit dem Arbeitsuchenden in Kon- 
takt zu treten und die entsprechenden Bewer- 
bungsunterlagen von ihm selbst anzufordern. 
Ich verkenne nicht, daß Fälle denkbar sind, in 
denen aufgrund der Eilbedürftiekeit der Ver- 
mittlung eine unmittelbare Weitergake der Be- 
werbungsunterlagen durch das Arbeitsamt an 
den Arbeitgeber zweckmäßig wäre, Auch in die- 
sem Fall ist die Weitergabe jedoch nur mit Ein- 
willigung des Betroffenen gemäß $67 Nr.1 
SGBX zulässig, d.h. sie darf nur nach Rück- 
frage des Arbeitsamts bei dem Arbeitssuchen- 
den vorgenommen werden. Eine solche Rück- 
frage wäre allerdings dann nicht erforderlich, 
wenn die nach $87 Nr.1 SGBX erforderliche 
Einwilligung, gegebenenfalls eingeschränkt 
durch Sperrvermerk, schon während des Bera- 
tungsgespräches bei dem Arbeitsvermittler 
schriftlich erteilt würde. 

Das gleiche gilt für die Vermittlung von Auszu- 
bildenden in berufliche Ausbildungsstellen ge- 
mäß 329 AFG. 

— Aufgrund einer Eingabe wurde ich auf ein Son- 
derproblem im Bereich der Arbeitsvermittlung 
aufmerksam, nämlich das Verfahren der Weiter- 
leitung der Bewerbungsunterlagen bei der Ver- 
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mittlung von Arbeitssuchenden zu iniernationa- 

len Organisationen. Nach bisheriger Praxis 
wurde zur offiziellen Unterstützung deutscher 
Bewerbungen das Auswärtige Amt bzw. ein 
sonst zuständiges Bundesressort eingeschaltet, 
ohne daß für die damit verbundene Weiterlei- 
tung der Unterlagen der Bewerber eine entspre- 
chende Rechtsnorm oder die schriftliche Einwil- 
ligung der Betroffenen vorhanden war. Ich halte 
diese Praxis für unzulässig und habe daher dem 
für diese Fachvermittiung zuständigen „Büro 
Führungskräfte zu Internationalen Organisatio- 
nen“ in der „Zentralstelle für Arbeitsvermitt- 
lung“ empfohlen, bei künftigen Bewerbungen 
ein entsprechendes Einwilligungsformular zu 
verwenden, das der Bewerber unterzeichnet zu- 
rücksenden soll. 

In eirier Eingabe wurde die Frage angesprochen, 
ob das Arbeitsamt berechtigt ist, den genauen 
Grund einer Kündigung des Arbeitnehmers zu 
erfragen. Eine Überprüfung hat ergeben, daß die 
Arbeitsämter nach dem AFG verpflichtet sind, 
sowohl dem gekündigten Arbeitnehmer wie 
auch dem kündigenden Arbeitgeber die Frage 
nach dem genauen Kündigungsgrund zu stellen. 
Die Verpflichtung des Arbeitsamtes, beim Ar- 
beitnehmer den Kündigungsgrund zu erfragen, 
ergibt sich aus den Regelungen des AFG zum 
Vermittlungs- und Leistungsverfahren. 

Das Arbeitsamt hat nach $ 14 AFG die Eignung: 
des Arbeitssuchenden und dessen persönliche: 
Verhältnisse angemessen zu berücksichtigen. 
Aus dieser Vorschrift läßt sich entnehmen, daß: 
Gründe der Auflösung eines früheren Arbeits- 
verhältnisses zumindest dann, wenn diese in der 
Person des Arbeitnehmers zu suchen sind, dem 
Arbeitsamt bekannt werden müssen. Ur. eine 
erfolgreiche Vermittlung zu gewährleisten, muß 
das Stellenangebot durch das Arbeitsamt so ge- 
wählt werden können, daß ein neues Arbeitsver- 
hältnis nicht aus den gleichen Gründen schei- 
tert. 

Zur Durchführung des Leistungsverfahrens er- 
gibt sich die Verpflichtung des Arbeitsamtes, 
nach dem Kündigungsgrund zu fragen, aus $ 119 
Abs.1 Nr.1 AFG. Hat der Arbeitslose das Ar- 
beitsverhältnis selbst gelöst oder durch ein ver- 
tragswidriges Verhalten Anlaß für die Kündi- 
gung des Arbeitgebers gegeben und hat er da- 
durch vorsätzlich oder grob fahrlässig die Ar- 
beitsiosigkeit herbeigeführt, ohne für sein Ver- 
halten einen wichtigen Grund zu haben, tritt 
eine Sperrzeit mit der Folge des Ruhens seines 
Leistungsanspruches ein. 

Im Falle der fristlosen Kündigung ist das Ar- 
beitsamt zusätzlich im Hinblick auf $117 Abs. 1 
AFG berechtigt, nach dem Kündigungsgrund zu 
fragen. Danach ruht der Anspruch des Arbeit- 
nehmers auf Arbeitslosengeld in der Zeit, für die 
der Arbeitslose Arbeitsentgelt erhält oder zu be- 
anspruchen hat. Hat ein Arbeitgeber eine frist- 
lose Kündigung ausgesprochen, ohne daß ein 
entsprechender Kündigungsgrund gegeben ist, 
so ist er bis zum Ablauf der ordentlichen Kündi- 
gungsfrist zur Leistung des Arbeitsentgeltes



verpflichet, Die Beurteilung dieses Sachverhalts 
setzt voraus, daß der Arbeitnehmer den Kündi- 
gungsgrund angibt. 

Der erforderliche Umfang der Auskunftspflicht 
des Arbeitnehmers läßt sich jedoch nur anhand 
des Einzelfalles beurteilen. Generell wird man 
sagen können, daß ein Arbeitnehmer, der die 
Leistungen des Arbeitsamtes in Anspruch 
nimmt, zur wahrheitsgemäßen Auskunft über 
die Umstände der Kündigung verpflichtet ist, die 
für das Tätigwerden der Arbeitsämter erforder- 
lich sind. Die Verpflichtung zur Auskunftsertei- 
lung findet jedoch in jedem Falle ihre Grenzen 
dort, wo die Antwort des Arbeitnehmers zu einer 
unzumutbaren Preisgabe intimer Angaben oder 
zu einer Selbstbezichtigung führen würde. 

Der Arbeitgeber ist ebenfalls zur wahrheitsge- 
mäßen Beantwortung der vom Arbeitsamt ge- 
stellten Fragen verpflichtet. Im Hinblick auf das 
sich aus $ 14 AFG ergebende Fragerecht des Ar- 
beitsamtes ist er wegen der nachwirkenden Für- 

sorgepflicht aus dem Arbeitsverhältnis im Inter- 
esse des ausgeschiedenen Arbeitnehmers ver- 
pflichtet, Auskünfte über diesen nur in einer 
Form zu erteilen, die einen unzumutbaren Ein- 
griff in die Individualsphäre und damit eine Ver- 
letzung des Persönlichkeitsrechts des gekündig- 
ten Arbeitnehmers vermeidet. Auch bei Aus- 
kunftserteilung in den Fällen der 8$ 117 Abs.1 
und 119 Abs. 1 Nr.1 AFG hat ein Arbeitgeber in 
sachlicher Form wahrheitsgemäß zu antworten 
und damit zur Aufklärung des Sachverhaltes 
beizutragen. 

Unter Beachtung dieser Grundsätze habe ich 
keine Bedenken gegen eine entsprechende Da- 
tenerhebung durch die Arbeitsämter. 

Die Bundesanstalt für Arbeit führt im Hinblick 
auf die Resozialisierung von Strafgefangenen 
Arbeitsberatungen in Justizvollzugsanstalten 
durch und schlägt gegebenenfalls Maßnahmen 
zur beruflichen Bildung oder zur Verbesserung 
der Vermittlungsaussichten vor. In diesem Zu- 
sammenhang wurde mir durch eine Eingabe be- 
kannt, daß die Niederschrift eines Arbeitsamtes 

über die Beratung eines Strafgefangenen dem 
Bediensteten einer Justizvollzugsanstalt in Ko- 
pie überlassen worden ist. Eine solche Weiterlei- 
tung ist nur nach Prüfung des Einzelfalles im 
Rahmen des 869 Abs.1 Nr.1 SGBX in Verbin- 
dung mit $ 15 AFG zulässig, beispielsweise dann, 
wenn die Teilnahme an einer Maßnahme der 
geschilderten Art außerhalb der Justizvollzugs- 
anstalt ins Auge gefaßt wird. In diesem Falle ist 
unter Umständen die Offenbarung einzelner Da- 
ten, wie z.B, der zeitlichen Inanspruchnahme 
des Betroffenen durch die Maßnahme, gegen- 

über der Justizvollzugsanstalt erforderlich. Es 
ist jedoch unverhältnismäßig, dem Bediensteten 
einer Justizvollzugsanstalt die gesamte Bera- 
tungsniederschrift zu überlassen. Die Bundesan- 
stalt für Arbeit hat mir mitgeteilt, daß sie meine 

Auffassung in diesem Punkt teilt. Sie hat das 
betreffende Arbeitsamt und die 'Landesarbeits- 
ämter darauf hingewiesen, daß unbeschadet der 
Notwendigkeit einer engen Kooperation mit der 
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Leitung einer Justizvollzugsanstalt die unge- 

prüfte Weiterleitung von Beratungsniederschrit- 
ten durch Arbeitsämter an die Justizvolizugsan- 
stalt nicht zulässig ist. 

11.1.2 Leistungsverwaltung 

— Auch im Berichtsjahr hatte ich aufgrund zahl- 
reicher Eingaben Veranlassung, mich mit der 
Problematik des Verfahrens bei der Gewährung 
von Arbeitsiosenhilfe zu befassen. Einen Teiler- 
folg bei der Verbesserung des Datenschutzes in 
diesem Bereich konnte ich dadurch erzielen, daß 
nach Mitteilung der Bundesanstalt Einkom- 
mensnachweise von unterhaltspflichtigen Ange- 
hörigen der Antragsteller auf Arbeitslosenhilfe 
nunmehr unmittelbar den Arbeitsämtern vorge- 
legt werden körinen (vgl. 8. TB S. 30). 

Nach wie vor hält die Bundesanstalt für Arbeit 
jedoch an ihrem Standpunkt fest, daß alle Anga- 
ben, die zur Entscheidung über die Arbeitslosen- 
hilfe geführt haben, auch in dem Bescheid an 
den Antragsteller aufgeführt werden müssen. 

Sie leitet ihre Auffassung aus dem Begrün- 
dungserfordernis schriftlicher Verwaltungsakte 
ab. Im Falle einer Leistungsminderung durch 
Anrechnung eines Unterhaltsanspruches müsse 
auch die Einkommenshöhe des unterhaltspf£lich- 
tigen Angehörigen im Bescheid nachgewiesen 
werden, da sie Grundlage für die Berechnung 
des Anrechnungsbetrages sei. 

Nach meiner Auffassung könnte diesem Erfor- 
dernis auch in anderer Form Rechnung getra- 
gen werden, ohne daß die Einkommensverhält- 
nisse des Unterhaltsverpflichteten so ausführ- 
lich, wie dies derzeit geschieht, dargestellt wer- 

den müsser. So würde ich die Angaben nur des 
Anrechnungsbetrages für ausreichend halten. 
Erst in einem Widerspruchsverfahren könnten 
weitere Angaben erforderlich werden. 

Wie bereits in meinem Siebenten Tätigkeitsbe- 
richt (S.43) ausgeführt, entfallen beispielsweise 
nach 850 Abs.2 Bundesausbildungsförderungs- 

gesetz (BAFöG} im Bewilligungsbescheid auf be- 
gründetes Verlangen eines Elternteils oder eines 
Ehegatten die Angaben über dessen Einkom- 
men mit Ausnahme des Betrages des angerech- 
neten Einkommens. Dies gilt ausdrücklich auch 
für den Fall, daß der Antragsteller ein berechtig- 
tes Interesse an der Kenntnis dieser Daten hat. 
Ich sehe keinen rechtlichen Grund, der einer 
sinngemäßen gesetzlichen Regelung im AFG 
entgegenstünde, wenn sichergestellt wird, daß 
der Antragsteller im Falle eines Verwaltungs- 
streites um die Höhe des anrechenbaren Ein- 
kommens des Unterhaltspflichtigen weitere An- 
gaben zu dessen Einkommen erhält. 

— Aufgrund einer Eingabe hatte ich zu prüfen, in- 
wieweit die Bundesanstalt für Arbeit berechtigt 
ist, im Falle der Klageerhebung eines Leistungs- 
berechtigten gegen die Bundesanstalt Lei- 
stungsakten einschließlich der ärztlichen Gut- 
achten an die Sozialgerichte zu übersenden. 
Nach meiner Auffassung erfordert das in $ 78 
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Abs.2 Satz2 SGBX gesetzlich festgelegte Wi- 
derspruchsrecht eines Betroffenen gegen eine 
entsprechende Aktenübersendung, daß der Be- 
troffene durch die Bundesanstalt für Arbeit über 
eine beabsichtigte Aktenversendung aufgeklärt 
wird, um sein Recht wahrnehmen zu können. 
Ich würde es insoweit als ausreichend ansehen, 
wenn die Rechtsmittelbelehrung bei der Ableh- 
nung eines Widerspruches gegen einen Lei- 
stungsbescheid der Bundesanstalt für Arbeit um 
den Hinweis ergänzt würde, daß die Leistungs- 
akten einschließlich der ärztlichen bzw. psycho- 
logischen Gutachten im Falle eines Gerichtsver- 
fahrens ar das Sozialgericht übersandt werden 
und daß die Möglichkeit besteht, der Übersen- 
dung ‘ärztlicher Unterlagen zu widersprechen. 
Dadurch würde auch der Beschlußempfehlung 
des Innenausschusses des Deutschen Bundesta- 
ges vom 4. Mai 1934 Rechnung getragen, wonach 
der Deutsche Bundestag die Auffassung des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz teilt, 
daß das nach 576 Abs.2 Satz 2 SGB X mögliche 
Widerspruchsrecht des Betroffenen nur wahrge- 
nommen werden könne, wenn dieser von einer 
beabsichtigten Offenbarung wisse (Bundestags- 
Drucksache 10/1719). 

11.1.3 Ärztlicher/Paychologischer Dienst 

— Die Bundesanstalt für Arbeit war auch im Be- 
richtszeitraum bemüht, die Regelungen zur Er- 
stellung und Behandlung ärztlicher und psycho- 
logischer Gutachten zusammenzufassen und 
transparenter zu gestalten. Ich habe zu diesem 
Thema mit der Bundesanstalt Gespräche ge- 
führt, die allerdings bisher nicht zu einem Ab- 
schluß gebracht werden konnten. Ein Schwer- 
punkt weiterer Verhandlungen muß u. a. die Re- 
gelung einer strengeren Trennung zwischen Ar- 
beitsvermittlung bzw. Leistungsverwaltung ei- 
nerseits und dem Ärztlichen und Psychologi- 
schen Dienst andererseits sein, 

— In diesem Zusammenhang hatte ich mich insbe- 
sondere mit dem Problem der sog. Teambera- 
tung zu befassen. Gemäß Runderlaß‘83/85 han- 
delt es sich bei der Teamberatung um eine Pro- 
blembearbeitung durch den Psychologen und 
den Arbeits- oder Berufsberater gemeinsam mit 

dem Ratsuchenden, gegebenenfalls unter Betei- 
ligung weiterer Mitarbeiter der Abteilungen Ar- 
beitsvermittlung, Arbeitsberatung und Berufs- 
beratung. Ich verkenne nicht, daß — wie in dem 
Runderlaß weiter ausgeführt — eine Zeiterspar- 
nis gegenüber anderen Vorgehensweisen eintre- 
ten kann. Zu bedenken ist jedoch, daß die Proto- 
kolle über die Beratungen üblicherweise von 
dem Psychologen des jeweiligen Arbeitsamtes 
verfaßt und in voller Länge zu den Vermittlungs- 
akten genommen werden. Es ist häufig nahezu 
unvermeidlich, daß der Psychologe bei Erstel- 
lung des Protokolls bereits eine fachliche Bewer- 
tung des Verhaltens des Ratsuchenden vor- 
nimmt. Damit gehen in das Teamberatungspro- 
tokoli Elemente eines psychologischen Gutach- 
tens ein, die für die weitere Beratung oder Ver- 
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mittlung des Ratsuchenden in dieser Form nicht 
erheblich sind. So fand ich beispielsweise in ei- 
nem Teamberatungsprotokoll den Hinweis, daß 
aus psychologischer Sicht „Verdacht auf eine 
neurotische Fehlentwicklung mit verringerter 
Belastbarkeit und Ausweichverhalten in Bela- 
stungssituationen“ bestehe. M. E, hätte es für die 
weitere Tätigkeit der Vermittlungsabteilungen 
in diesem Falle ausgereicht, wenn ohne nähere 
Begründung eine nervenfachärztliche Begutach- 
tung empfohlen worden wäre. 

Ich halte daher eine Überprüfung des Verfah- 
rens bei der Teamberatung unter Beteiligung ei- 
nes Psychologen für angebracht und habe die 
Bundesanstalt für Arbeit um eine entspre- 
chende Berücksichtigung meiner Auffassung in 
weiteren Runderlassen gebeten. 

11.14 Berufsförderung 

Aufgrund einer Eingabe habe ich die Erhebungsbö- 
gen überprüft, anhand deren die Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit die Förderungswürdigkeit 
von Maßnahmen nach $ 34 Abs. 1 Nr. 1 AFG feststel- 
len. Für die Förderungswürdigkeit eine Maßnahme 
sind u.a. Ausbildung und Berufserfahrung des Lei- 
ters und der Lehrkräfte einer beruflichen Bildungs- 
maßnahme maßgebend. In diesem Zusammenahng 
wird für die genannten Personen die Frage nach 
der Lehrbefähigung bzw. Anerkennung durch die 
Schulaufsichtsbehörde für die von ihnen wahrge- 
nommenen Unterrichtsfächer gestellt, Aus den Er- 
hebungsunterlagen ist nicht ersichtlich, daß der 
Träger einer Bildungsmaßnahme die gesamten 
Zeugnisse und Qualifikationsnachweise der in 
Lehrgängen eingesetzten Mitarbeiter einreichen 
muß. Die Bundesanstalt für Arbeit bestätigte meine 
Auffassung, daß ihre Dienststellen grundsätzlich 
nur die in den Vordrucken vorgesehenen Angaben 
zur Qualifikation der Lehrkräfte benötigen. Sie be- 
absichtigt, eine entsprechende Klarstellung in ihre 
Dienstanweisungen an die örtlichen Arbeitsämter 
aufzunehmen. Darin soll es wie folgt heißen: 
„Grundsätzlich sind die Angaben des Trägers zur 
Qualifikation der Lehrkräfte hei der Prüfung der 
Voraussetzungen nach $ 34 Abs. 1 Satz2 Nr. 1 AFG 
ausreichend. Die Einsichtnahme in entsprechende 
Nachweise ist nur dann zu fordern, wenn begrün- 
dete Zweifel bestehen. Kopien von diesen Unterla- 
gen, insbesondere von Zeugnissen sind nicht zu den 

Akten zu nehmen (Datenschutz).“ 

11.2 Krankenversicherung 

11.2.1 Kontrollen 

— Bei der „Krankenversorgung der Bundesbahn- 
beamten (KVB}" wurde eine datenschutzrechtüi- 
che Kontrolle durchgeführt. 

Die KVB ist nicht Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung, sondern eine betriebliche So- 
zialeinrichtung der Deutschen Bundesbahn (DB) 
in der Rechtsform einer bundesunmittelbaren 
Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Selbst- 
verwaltung. Die KVB erfüllt im Auftrag der DB


